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6 1 . J a h r g a n g ,  M ä r z  1 9 9 9 ,  H e f t 3

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Mediation
Ein neues Tätigkeitsfeld für den Rechtsanwalt

Aufgabe des Mediators ist es, seine Auftrag-
geber dabei zu unterstützen, selbst Lösungen
für ihren Konflikt zu finden und diesen schließ-
lich durch einen gemeinsam erarbeiteten Lö-
sungsvorschlag beizulegen. Der Anwalt als
Mediator vertritt nicht eine der Konfliktpar-
teien, wie dies dem anwaltlichen Berufsbild
als Berater und Vertreter seines Auftraggebers
entspricht, sondern stellt ein umfassendes Wis-
sen gleichsam neutral zwischen den Parteien
stehend als Moderator in der Aussprache der
Parteien zur Verfügung, wobei der Anwalts-
mediator selbstredend auch alle rechtlichen
Aspekte eines Konfliktes mit zu beachten und
zu erklären hat, um eben letztlich dazu behilf-
lich zu sein, daß die Parteien eine rechtsrich-
tige Lösung für ihren Konflikt finden.
Folgerichtig kann sich jede Partei, die Media-
tion in Anspruch nimmt, für sich als Ratgeber
und Vertreter eines Anwalts bedienen. Die
Aufgabe des Mediators bleibt es, durch seine
besondere Befähigung eine Gesprächsbasis
zwischen den Parteien aufzubauen. Um ihn in
dieser Position glaubwürdig zu machen, ist
der Mediator beiden Parteien zur Verschwie-
genheit verpflichtet und hat auch ein Recht auf
diese Verschwiegenheit. Er hat auch dann
über das, was ihm aus Anlaß der Mediation
bekannt wird, zu schweigen, wenn ihn eine
oder beide Parteien, die ihn in Anspruch
genommen haben, von seiner Verschwiegen-
heitspflicht entbinden sollten. Die Verschwie-
genheitspflicht des Mediators ist sohin auch
von allen Gerichten und Behörden zu respek-
tieren. Seiner Stellung als Mediator entspre-
chend ist es dem Mediator verboten, jenen
Parteien, die ihn als Mediator in Anspruch ge-
nommen haben oder eine dieser Parteien zu
vertreten. Nur für den Fall, daß nach erfolgrei-
cher Mediation ein diesbezüglicher neuer Auf-
trag durch die Beteiligten erteilt wird, darf der
Mediator, seine Befugnis hiezu vorausgesetzt,
die erarbeitete Lösung als Vereinbarung aus-
fertigen.
Schon diese knappe Darstellung des Wesens
der Mediation zeigt, daß Mediation anwaltli-

che Tätigkeit ist. Sie erweitert das Aufgaben-
gebiet des Rechtsanwaltes und stellt ein neues
Tätigkeitsfeld des Anwaltes dar. Mediation
als Mittel der außergerichtlichen oder außer-
behördlichen Streitbeilegung gewinnt zuneh-
mend an Bedeutung, sei es nun in der Berei-
nigung von Auseinandersetzungen innerhalb
der Familie, in der Bereinigung von Konflikten
im Wirtschaftsleben oder, wie dies auch
schon mehrmals mit Erfolg versucht wurde, bei
der Bereinigung von Konflikten verschiedener
Interessensgruppen, etwa im Rahmen umwelt-
relevanter Großprojekte.
Bei der Vorstellung der COOP Mediation
konnte die anwaltliche Vereinigung für Me-
diation und kooperatives Verhandeln (AVM)
eine Liste von fünfzig Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälten, österreichweit niedergelas-
sen, vorlegen, die sich einer besonderen wei-
teren Ausbildung in Techniken der Mediation
unterzogen haben. Sinn der COOP Media-
tion ist es, daß sich die in ihr vereinigten
Berufsgruppen der Rechtsanwälte und Psycho-
therapeuten wechselseitig bei Lehrveranstal-
tungen unterstützen. Grundprinzip dieser ge-
meinsamen Veranstaltungen ist es, daß etwa
die gleiche Zahl an Rechtsanwälten und Psy-
chotherapeuten jeweils Lehrveranstaltungen,
die Mediationstechnik vermitteln wollen, besu-
chen und so zum Vorteil der jeweils anderen
Berufsgruppe ihre besonderen anwaltlichen
und psychotherapeutischen Kenntnisse ein-
bringen und in der Zusammenarbeit wechsel-
seitig vermitteln und vertiefen. So gelingt es,
die jeweils emotionalen, aber auch sachlichen
Aspekte, die bei der Konfliktbearbeitung im
Rahmen der Mediation gleichermaßen wich-
tig sind, zu erarbeiten und die Fähigkeiten als
Mediator im Interesse der Konsumenten zu
vertiefen.
Das Seminarangebot der COOP Mediation
wird im Anwaltsblatt bekanntgegeben wer-
den. Es sollte von möglichst vielen Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälten im Sinne der
bestmöglichen Weiterbildung auch genützt
werden.

Am 15. März 1999 hat sich die COOP Me-
diation in einer Pressekonferenz in Wien der
Öffentlichkeit vorgestellt. COOP Mediation ist
eine Kooperation, zu der sich AVM (Anwaltli-
che Vereinigung für Mediation und kooperati-
ves Verhandeln) und ÖBVP (Österreichischer
Bundesverband für Psychotherapie) zusam-
mengeschlossen haben. Ziel der Zusammen-
arbeit ist es, Mediation als alternative Me-
thode der Konfliktlösung bekanntzumachen.
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten,
die eine bestimmte Anzahl von Ausbildungs-
stunden in angebotenen sogenannten Grund-
seminaren oder diesen Seminaren vergleich-
baren Lehrgängen absolviert haben, sollen in
die Liste der Anwaltsmediatoren oder jene der
Psychotherapeuten aufgenommen werden. In
gezielter Öffentlichkeitsarbeit will die COOP
Mediation das Wesen der Mediation erklären
und herausstellen, daß Anwälte und Psycho-
therapeuten bestgeeignete Mediatoren sind.
Die Kooperationsvereinbarung zwischen AVM
und ÖBVP wurde im April 1998 abgeschlos-
sen. Die Vertragspartner wollen durch ihre
Zusammenarbeit zum Ausdruck bringen, daß
Mediation ihr gemeinsames Anliegen ist und
einer besonderen Befähigung bedarf, nämlich
der Befähigung als Rechtsanwalt oder Psycho-
therapeut, vertieft durch mediationsspezifische
Weiterbildung.
Berufspolitischer Hintergrund der Zusammen-
arbeit ist es, herauszustellen, daß auch die
Tätigkeit als Mediator einer besonderen Befä-
higung, so etwa der Befähigung des Rechts-
anwaltes oder des Psychotherapeuten als Ba-
sis für mediatorische Tätigkeit bedarf und dies
vor allem im Interesse jener, die Mediation in
Anspruch nehmen wollen. Auch der als Me-
diator Tätige soll nach Auffassung der COOP
Mediation, abgesehen von der fachlichen
Befähigung, den Regeln seines Berufes ent-
sprechend unter disziplinärer Verantwortung
tätig sein. Nur so ist sicherzustellen, daß die
Grundregeln der Mediation im besten Inter-
esse des Konsumenten stets gewahrt bleiben.
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Wichtige

COOP-MEDIATORiNNEN-LISTE
Am 15. 3. 1999 veranstaltete die COOP-MEDIATION im Hotel
Regina eine vielbeachtete Pressekonferenz. Anlaß war die erstma-
lige Präsentation der bereits mehr als hundert Mitglieder umfassen-
den COOP-MEDIATORiNNEN-LISTE. Die in die Liste Aufgenomme-
nen haben das Grundseminar Mediation besucht. Den Absolven-
ten der Lehrgänge wurden Zertifikate verliehen.
Die COOP-MEDIATION ist eine Kooperation, zu der sich AVM
(Anwaltliche Vereinigung für Mediation und kooperatives Ver-
handeln) und ÖBVP (Österreichischer Berufsverband für Psycho-
therapie) zusammengeschlossen haben.
Die Anwaltliche Vereinigung für Mediation und kooperatives Ver-
handeln hat sich zum Ziel gesetzt, die Anwaltschaft bestmöglich
auf die speziellen Anforderungen neuer Methoden der Konflikt-
lösung vorzubereiten und Mediation als eine erfolgversprechende
Möglichkeit außergerichtlicher Streitbeilegung zu unterstützen.

Dr. Brigitte Birnbaum

Eingabengebühr in Grund-
verkehrsangelegenheiten
Am 12. 1. 1999 ist das Abgabenänderungsgesetz 1998 im Bun-
desgesetzblatt, BGBl I 1999/28, kundgemacht worden. Dieses
Gesetz enthält auch eine Änderung des Gebührengesetzes 1957.
In bezug auf Grundverkehrsangelegenheiten entfallen die Bestim-
mungen des § 14 TP 6 Abs 3 und Abs 5 Z 8 GebG mit Wirksam-
keit vom 1. 1. 1999. Das bedeutet, daß alle Eingaben in Grund-
verkehrsangelegenheiten der (einfachen) Eingabengebühr unter-
liegen. Die erhöhte Eingabengebühr für bestimmte Grundverkehrs-
angelegenheiten gehört ebenso nicht mehr dem Rechtsbestand an
wie die Gebührenbefreiung des § 14 TP 6 Abs 5 Z 8 GebG.

Landesgericht für Strafsachen
Ein bedauerlicher Druckfehler auf Seite 585 des Rechtsanwaltsver-
zeichnisses führt zu Fehlleitungen von Fax-Mitteilungen.
Bitte um Beachtung der richtigen Faxnummer:
(01) 402 59 04
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Termine

Inland
8. und
9. April

Graz
Studiengesellschaft für Recht und Wirtschaft: Sympo-
sion: Verbraucherschutz

9. April Innsbruck
MANZ-Seminar: Erfolgreich im Rechtsmittelverfah-
ren – HR Dr. Franz M. Adamovic, Generalanwalt
Dr. Kurt Kirchbacher

12. April Graz
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. Dr. Peter Angst, HR DDr.
Werner Jakusch, Die neue Judikatur zum Exekutions-
recht 1998/99

12. April Wien
Verlag Österreich – Seminare: Steuern und Abgaben
für die Lohn- und Gehaltsverrechnung unter Miteinbe-
ziehung der Steuerreformentwürfe – ADir RgR Franz
Jirecek

14. April Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. Dr. Peter Angst, HR DDr.
Werner Jakusch, Die neue Judikatur zum Exekutions-
recht 1998/99

15. April Salzburg
Verlag Österreich – Seminare: Steuern und Abgaben
für die Lohn- und Gehaltsverrechnung unter Miteinbe-
ziehung der Steuerreformentwürfe – ADir RgR Franz
Jirecek

19. April Salzburg
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. Dr. Peter Angst, HR DDr.
Werner Jakusch, Die neue Judikatur zum Exekutions-
recht 1998/99

20. April Innsbruck
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. Dr. Peter Angst, HR DDr.
Werner Jakusch, Die neue Judikatur zum Exekutions-
recht 1998/99

20. April Wien
MANZ-Seminar: HR Dr. Franz M. Adamovic, Gene-
ralanwalt Dr. Kurt Kirchbacher, Erfolgreich im Rechts-
mittelverfahren

20. April Wien
Verlag Österreich – Seminare: Musterdienstverträge –
Varianten der Vertragsgestaltung im Arbeitsrecht –
Mag. Dr. Gabriela Petrovic

20. April Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Führung durch das
neue Sicherheitszentrum der Bundespolizeidirektion
Klagenfurt – unter der Patronanz des Klagenfurter
Polizeidirektors Hofrat Mag. Hans Kampfer

21. April Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktueller Stand des
Abfallrechts in Österreich – Mag. Dr. Wolfgang List

21. April Wien
Verlag Österreich – Seminare: Privatissimum zur
neuesten Judikatur im Wohnrecht – Schwerpunkt: Ge-
schäftsraummiete und Altmietverhältnisse – Dr. Wolf-
gang Dirnbacher

26. April Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,
Univ.-Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall –
Von der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil II

26. und
27. April

Wien
Forum Institut für Management: Einführung in das
Patentwesen – Mag. Dr. Erich Jakadofsky, PA Dipl.-
Ing. Peter Puchberger, Dipl.-Ing. Stefan Rieberer

27. April Wien
Verlag Österreich – Seminare: Mietzinsveränderung
bei Altmietverträgen, insb Mietzinserhöhung gem
§§ 18ff MRG – Dr. Wolfgang Dirnbacher, SR Dr. Peter
Heindl

27. April Wien
Verlag Österreich – Seminare: Neue arbeitsrechtliche
Aspekte und Risiken bei Auftragsvergaben – Univ.-
Prof. Dr. Franz Schrank

29. April Wien
Verlag Österreich – Seminare: Das Wertpapierauf-
sichtsgesetz per 1. 1. 1999 – Dr. Michael Brand

3. Mai Wien
MANZ-Seminar: Peter Capek, Speed Reading – Zeit
sparen / Schneller lesen / Mehr verstehen / Besser
behalten

4. Mai Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Organisierte Krimi-
nalität, eine Herausforderung des Rechtsstaates –
Hon.-Prof. Dr. Rudolf Machacek

5. Mai Wien
MANZ-Seminar: Das ÖBl-Seminar ’99 – Die aktuelle
Rechtsentwicklung im Wettbewerbsrecht, Urheber-
recht, Markenrecht, Geschmacksmusterrecht, Patent-
recht, Gebrauchsmusterrecht, Kartellrecht – Internat
Referententeam

5. bis
7. Mai

Melk
Verein der Amtsvormünder Österreichs – Große Ar-
beitstagung (Thema ua Pflegschaftsrechts- und Kind-
schaftsrechtsreform)
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Termine

Ausland

13. bis
15. Mai

Weißenbach/Attersee
Österreichische Juristenkommission: Frühjahrstagung:
Rechtsstaat – Freiheit und Sicherheit

7. Juni Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,
Univ.-Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall –
Von der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil III

10. Juni Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Rechtliche Rahmen-
bedingungen der Alten- und Pflegebetreuung – Univ.-
Prof. Dr. Heinz Barta

12. Juli Wien
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Sommer-Sonder-Seminar (BU-
Kurs)

14. Sept. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Sozialversicherungs-
pflicht für freie Dienstverträge – Die Neufassung der
Werkvertragsregelung auf dem Prüfstand – ao.Univ.-
Prof. Dr. Reinhard Resch

15. bis
18. Sept.

Wien
Wiener Konferenz für Mediation

16. bis
18. Sept.

Wien
DACH: 21. DACH-Tagung: „Die Stiftung“

7. bis
10. Okt.

Wien
World Jurist Association: Kongreß aus Anlaß der
10jährigen Wiederkehr der Beseitigung des Eisernen
Vorhanges

12. bis
16. April

Paris
Intensivseminar: Introduction au système juridique
français

21. bis
23. April

Caracas
International Bar Association (IBA): Conferencia Re-
gional de Sudamérica

29. und
30. April

München
Forum Institut für Management: Grundlagen des Mar-
kenrechts

6. bis
9. Mai

Estoril
AIJA-Seminar: Outsourcing: Gesetzliche und rechts-
geschäftliche Aspekte

16. bis
19. Mai

Prag
IBA Conference: „The European Union Goes East“

26. bis
28. Mai

London
Fraud 4 – The 4th International Financial Fraud Con-
vention

27. und
28. Mai

München
Forum Institut für Management: Einführungslehrgang
in das Markenrecht

27. bis
29. Mai

München
DACH: Jubiläumstagung (10 Jahre DACH): „Das
künftige Berufsbild des Anwaltes in Europa“ (Berufs-
verständnis, Mediation, Werbung, Leistungs- oder
Erfolgshonorar)

4. bis
6. Juni

Bükfürdö
XIV. Pannonische Juristentage: Die Europäische Union
und die Rechtsangleichung

14. bis
25. Juni

New Orleans
International Legislative Drafting Institute

24. bis
27. Juni

Capri
AIJA-Seminar: Fremdenverkehrsrecht

19. bis
23. Juli

London
Intensivseminar: Introduction to the English Legal
System and Legal English

22. bis
27. Aug.

Brüssel
Internationale Organisation Junger Anwälte (AIJA):
37. Jahreskongreß

30. Sept.
bis 3. Okt.

Warschau
Internationale Juristenkommission: Konferenz der
europäischen Sektionen – New Europe – Marking
Rights Real

3. bis
6. Okt.

Budapest
World Jurist Association: Vor-Kongreß

3. bis
7. Nov.

New Delhi
UIA: Jahreskongreß
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Schon gelesen?

Nur bei Bedenken des Firmenbuchs bezüglich der dem Gesuch auf
Eintragung des Übergangs von GmbH-Geschäftsanteilen zugrunde-
liegenden Tatsachen, ist die Vorlage des Notariatsaktes erforder-
lich. Bei einem mündlich erklärten Rücktritt eines Geschäftsführers
hat der anmeldende Geschäftsführer neben seiner notariellen Er-
klärung, daß den Gesellschaftern die Rücktrittserklärung zugegan-
gen ist, noch zu bescheinigen, daß ein urkundlicher Nachweis
über die Rücktrittserklärung nicht erbracht werden kann. OGH
17. 7. 1997, 6 Ob 2371/96m, GesRZ 1998, 159.

■

Bei einer verschmelzenden Umwandlung genügt bereits die Buch-
wertfortführung als solche für die entsprechende Sicherstellung der
späteren Besteuerung der stillen Reserven. VwGH 22. 10. 1997,
93/13/0295, GesRZ 1998, 164.

■

Trägt die Körperschaft die KESt bei Kapitalerträgen in Form von
verdeckten Gewinnausschüttungen endgültig, ist darin eine Vor-
teilszuwendung gelegen. VwGH 23. 10. 1997, 96/15/0180,
0204, GesRZ 1998, 167.

§ 180 Abs 2 Z 3 lit b 2. Fall StPO: Bestimmte Tatsachen
Wiederholte oder fortgesetzte Tatbegehung reicht nicht für sich,
sondern nur dann für die Annahme dieses Haftungsgrundes aus,
wenn daraus jene bestimmten Tatsachen abzuleiten sind, welche
§ 180 Abs 2 StPO für die Annahme der konkreten Gefahr einer
gegen dasselbe Rechtsgut gerichteten strafbaren Handlung nicht
bloß leichten Folgen unabdingbar fordert. OGH 11. 2. 1998,
13 Os 19/98 (OLG Graz 10 Bs 551/97).

■

§§ 152, 252 StPO, Art 6 Abs 3 lit d MRK: Kein Entschlagungsrecht
wegen im selben Verfahren gesetzten Aussagedelikts.
Weder die Tatsache eines anhängigen Strafverfahrens noch die
darauf beruhende Entschlagungserklärung des Zeugen als solche
bewirkt schon für sich allein eine Zeugnisbefreiung; das Gericht
hat auch in diesem Fall die Entschlagungsberechtigung zu überprü-
fen. Nur die mögliche Offenbarung eines außerhalb der gerichtli-
chen Aufarbeitung des Straffalls gesetzten kriminellen Verhaltens,
nicht aber ein innerhalb des vielleicht zustande gekommenes
„Aussagedelikt“ führt zum Entschlagungsrecht des Zeugen. Diese
thematische Beschränkung ist unverzichtbar, soll sich der Sinn der
Strafdrohung gegen Falschaussagung nicht in sein Gegenteil
verkehren. Das Recht eines Angeklagten, die Vernehmung von
Zeugen zu erwirken, ist kein absolutes, sofern weitere, die – (auch)
ohne Beisein des Angeklagten oder eines Verteidigers – in einem
früheren Verfahrensstadium gemachten Angaben des Zeugen be-
stärkende Beweise vorliegen, was insbesondere dann gilt, wenn
das Beweismittel (der Zeuge) nunmehr unerreichbar ist. OGH
25. 11. 1997, 11 Os 159, 160/97.

■

§ 26 StGB: Einziehung einer nach dem Waffengesetz unbefugt
besessenen Waffe
Nach § 26 StGB sind auch Waffen und Munition einzuziehen, die
den Gegenstand einer gerichtlich strafbaren Handlung nach dem
Waffengesetz bilden. In einem solchen Fall werden die Munition
oder die Waffen zur Begehung der mit Strafe bedrohten Handlung
verwendet. Das gilt auch für Fälle, in denen sich die Verwendung
des Gegenstandes in dem Gebrauch (hier: Besitz) erschöpft, auf
dessen Verhinderung der betreffende Tatbestand abzielt. OGH
22. 4. 1997, 14 Os 40, 41/97.

■

§§ 3 und 459 StPO: Grenzen der Zulässigkeit eines Abwesenheits-
urteils
Eine Verletzung des Grundsatzes des beiderseitigen Gehörs liegt
nur dann vor, wenn der Beschuldigte gegen seinen Willen nicht
gehört wird. An dieser Voraussetzung fehlt es, wenn er einer
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Vorladung des Gerichts unentschuldigt keine Folge leistet und dar-
aufhin ein Abwesenheitsurteil ergeht. OGH 29. 7. 1997, 14 Os
82/97.

■
Der Notgeschäftsführer oder Liquidator darf, solange der Vertre-
tungsnotstand der GmbH nicht behoben ist, nur aus besonderen,
bei seiner Bestellung noch nicht vorhersehbaren Gründen vorzeitig
seiner Funktion enthoben werden. OLG Wien 31. 3. 1998, 28 R
143/97y, NZ 1998, 379.

■
Durch den Wegfall eines zur Kollektivvertretung der GmbH beru-
fenen Geschäftsführers wird mangels einer ausdrücklichen Ver-
tragsbestimmung die kollektive Vertretungsmacht des verbleiben-
den Geschäftsführers nicht auf eine selbständige ausgedehnt.
OGH 6. 7. 1998, 8 Ob 73/98p, RdW 1998, 613.

■
Verletzt der Geschäftsführer seine Pflicht gem § 26 Abs 1 GmbHG,
eine Änderung der für die Zustellung maßgeblichen Geschäfts-

anschrift der GmbH dem Firmenbuch bekanntzugeben, so kann
dies gem Abs 2 den Geschäftsführer schadenersatzpflichtig ma-
chen. OGH 8. 6. 1998, 8 Ob A 132/98i, ÖJZ-LSK 1998/242.

■

Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte zu Art 6 Abs 1
EMRK (Recht auf angemessene Verfahrensdauer) einstimmig: Kon-
ventionswidrige Verfahrensverzögerung im Falle einer Klage auf
Bezahlung von Bauarbeiten in Polen gegen polnische Gemeinde
im Jahr 1992; nach Entscheidung erster Instanz: mehrere Aufhe-
bungen und Rückverweisungen, Erhebung von außerordentlichem
Rechtsmittel und Wiederaufnahme des Verfahrens mit „Urteils-
berichtigung“, neuerliche Aufhebung durch das Höchstgericht und
Rückweisung an erste Instanz etc: Urteil EGMR vom 30. 10. 1998,
NL 98/6/7 in ÖIMR-Newsletter 1998, 224 (Österreichisches Insti-
tut für Menschenrechte, Salzburg).

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und DDr. Hellwig
Torggler.
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RA Dr. Wolfgang Lenneis, Wien

Die Berufungsbeantwortung als Eventualberufung?

I. Problemstellung

Es geht um die Frage, ob bzw inwieweit die in erster Instanz obsie-
gende Partei genötigt ist, die ihr ungünstigen Feststellungen oder
zu ihren Lasten vorgefallenen Verfahrensfehler in der Berufungs-
beantwortung zu rügen, um sie im Revisionsverfahren aufgreifen
zu können.

II. Entwicklung

Bis OGH 3. 10. 1996, 1 Ob 2234/96b = JBl 1998, 385 = EvBl
1997/80, hat der OGH diese Frage eindeutig verneint.1) Man
mutete der in erster Instanz obsiegenden Partei nicht zu, gegen
den eigenen Prozeßerfolg zu argumentieren und die ihr nachtei-
ligen Feststellungen (bzw Verfahrensmängel) bereits mit der Beru-
fungsbeantwortung zu bekämpfen, um sich den Weg zum Höchst-
gericht offenzuhalten.

Diese Judikatur war bis zu 1 Ob 2234/96b völlig gefestigt und
bezog sich immer wieder auf die Entscheidung OGH 4. 11.
1953, 3 Ob 14/53 = JBl 1954/307, mit ihrer bis ins Detail
gehenden Begründung und auf das Judikat 230 (Judikate und
Sprüche, 279ff).

Die dogmatische Begründung dieser Judikatur ist nicht einfach, da
nach völlig herrschender Auffassung das Berufungsgericht nicht
nur an die geltend gemachten Berufungsanträge, sondern auch an
die geltend gemachten Berufungsgründe gebunden ist, dem Beru-
fungsgericht also prima vista kein Vorwurf gemacht werden kann,
wenn es einen nicht gerügten Verfahrens- oder Feststellungsmangel
nicht aufgreift.2)

Der OGH behalf sich meist mit einem Hinweis auf § 182 ZPO, wo-
nach das Gericht auch von Amts wegen (auch im Anwaltsprozeß)
auf die Vervollständigung des tatsächlichen Vorbringens hinzuwir-
ken hat und verpflichtet ist, die für die Entscheidung erheblichen
Tatsachen ins klare zu setzen (so OGH 18. 5. 1982, 5 Ob 6/82).
Auch § 510 ZPO wird zur Begründung herangezogen: es liege
eine Art prozessualer Notstand vor, der bei einer vorliegenden
Rüge nach § 503 Z 2 ZPO den OGH zur Aufhebung des Beru-
fungsurteiles verpflichtet (so Judikatenbuch 230), was auch § 488
ZPO gebietet. Die nach der ZVN 1983 ergangene E OGH 19. 3.
1985, 4 Ob 508/85 = EvBl 1985/113, argumentiert mit dem
Begriff der Rechtssicherheit.

Letztlich „spürt“ man, wenn man die relevanten Entscheidungen
liest, die Absicht des OGH, der in erster Instanz obsiegenden
Partei die Revisionsmöglichkeit aus Billigkeitsgründen offenzu-
halten.3)

III. OGH 3. 10. 1996, 1 Ob 2234/96 b

In dieser grundlegenden – in SZ leider nicht veröffentlichten – Ent-
scheidung kehrte der OGH (ohne Einberufung eines verst Sen) von
der bisherigen Judikatur ab und kommt zu folgender Konklusion:

„. . . erscheint es auch nicht angezeigt, die bisherige Rechtspre-
chung fortzuschreiben, die es dem Berufungsgegner ermöglicht,
die Beweis- bzw. Mängelrüge in der (ordentlichen) Revision nach-
zutragen“.

Dieser Entscheidung liegt – sehr verkürzt – folgender Sachverhalt
zugrunde:

Der kl Benützer einer Wohnung behauptete Hauptmieter zu sein,
dies

a) wegen Ausnützung eines Präsentationsrechtes des Vorgängers;

b) weiters wegen späterer Annahme des Mietzinses durch den
Vermieter während längerer Zeit.

Die Hausinhabung schloß mit einem Repräsentanten jener Person,
die für den früheren Hauptmieter aufgetreten war, einen Räu-
mungsvergleich und bewirkte die gerichtliche Räumung. Später
anerkannte sie das Hauptmietrecht des Kl. Dieser brachte gegen
die Hausinhabung wegen der mit der Räumung verbundenen Spe-
sen eine Schadenersatzklage ein, der in erster Instanz aufgrund
des Sachverhaltes ad b) stattgegeben wurde, während der Sach-
verhalt ad a) nicht geprüft wurde. Das Berufungsgericht wies die
Klage ab, der OGH ließ die Revision nicht zu. Hierauf brachte der

1) Dies ist zu relativieren: OGH 19. 3. 1985, 4 Ob 508/85 = EvBl
1985/113, wird die Beweisrüge in der Berufungsbeantwortung als
Voraussetzung für die Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision –
aber offenkundig nur für eine solche – verlangt.

2) § 462 Abs 1 ZPO lautet: „Das Berufungsgericht überprüft die Entschei-
dung des Gerichtes erster Instanz innerhalb der Grenzen der Beru-
fungsanträge.“ Hiezu schreibt Fasching, Kommentar IV, Anm 52 Vor
§§ 461–528 ZPO: „Obwohl § 462 ZPO nur von der Bindung an die
Berufungsanträge spricht, ergibt sich doch aus dem ganzen Aufbau
des Berufungsverfahrens und dem Wesen der österreichischen Beru-
fung als beschränkter Berufung, daß das Berufungsgericht grundsätz-
lich auch an die geltend gemachten Berufungsgründe gebunden ist
(31. 8. 1949, SZ XXII 114).“

3) Es liegt ein anschaulicher Fall eines „beweglichen Systems“ im Sinne
von Wilburg (siehe Bydlinski, Juristische Methodenlehre und Rechts-
begriff2, 529ff) vor. Bydlinski, aaO, 532, schreibt hiezu:
„Er geht im Wege der Abstraktion von diesem auffindbaren Einzel-
material auf die allgemeinsten voneinander unabhängigen Wertungen
zurück, die im jeweils untersuchten Sachbereich wirksam sind und für
die in Frage stehenden Rechtsfolgen sprechen. Die Prinzipien („Kräfte“)
bilden die „Elemente“ des jeweiligen (Teil-)Systems.“
Im konkreten Fall sind verschiedene „Elemente“ in Einklang zu bringen:
Wesen der Berufungsbeantwortung, Sicherung des Instanzenzuges,
Stellung des Rechtsanwaltes nach RAO, kontradiktorisches Prinzip uva.
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Kl eine Amtshaftungsklage ein, die in drei Instanzen erfolglos war.
Der OGH vertrat die Meinung, daß aufgrund des konkreten Sach-
verhaltes ad b) ein konkludentes Mietverhältnis nicht begründet
worden sei. Ob das Präsentationsrecht wirksam ausgenützt wurde,
sei mangels Rüge in der Berufungsbeantwortung nicht zu überprü-
fen.
Ich möchte zunächst zu dieser Entscheidung4) Stellung nehmen und
zwar ohne Berücksichtigung der durch sie veranlaßten und von mir
später referierten Gesetzesänderung.
Die für den Praktiker bedeutsame Konsequenz von 1 Ob 2234/
96b ist, daß er sich nicht auf den Lorbeeren des in erster Instanz
gewonnenen Prozesses ausruhen darf. Auch im Falle des Prozeß-
gewinnes in erster Instanz sind (vermeintliche) Fehler des Erstge-
richtes im Feststellungs- und Verfahrensbereich unter Angabe ihrer
Relevanz zu rügen, will man sich den Weg zum OGH nicht ver-
sperren.
Ich halte den Grundgedanken dieser Entscheidung aus mehreren
Gründen für äußerst bedenklich:
– Zunächst bedeutet „Berufungsbeantwortung“ dem Ausdruck
nach eine Stellungnahme zur Berufung, nicht mehr und nicht weni-
ger, keinesfalls aber eine Rüge des Urteils. Völlig klar definiert dies
Fasching, Zivilprozeß, Lehr- und Handbuch2, Rz 1785, wie folgt:
„Der Inhalt der Berufungsbeantwortung besteht in einer Auseinan-
dersetzung mit den Berufungsgründen.“
Die Berufungsbeantwortung dient dazu, dem Berufungsgegner
rechtliches Gehör im Berufungsverfahren zu schaffen, indem er
das Recht hat, auf die Berufungsgründe zu replizieren. Fasching,
aaO, Rz 1785, fügt hinzu:
„Der Gesetzgeber zwingt den Berufungsgegner nicht zu einer
Stellungnahme zum angefochtenen Urteil.“
Nun aber doch: die (eventuale) Rüge ist notwendig, um sich den
Weg zum OGH offenzuhalten.
Die Berufungsbeantwortung bekommt hiemit einen ihr nicht zuste-
henden Rechtsmittelcharakter, sie rügt ja ein Urteil und richtet sich
sohin gegen dieses, obwohl die ZPO im Vierten Teil die Rechtsmit-
tel taxativ (siehe die entsprechenden Überschriften) mit Berufung,
Revision und Rekurs aufzählt.
Der österreichischen Rechtsordnung ist, wie etwa OGH 4. 11.
1953, 3 Ob 14/53, erwähnt, eine Anschlußberufung völlig
fremd.5)
Nunmehr vermengt die Judikatur Berufungsmitteilung und Berufung
zu einem hybriden Rechtsbehelf, der dem kontradiktorischen Prin-
zip des Zivilprozesses diametral zuwiderläuft.
– Mit dem Zwang, gegen den eigenen Erfolg zu argumentieren,
überfordert man die Partei und ihren Rechtsanwalt. Im Zivilprozeß
sind die Rollen der Parteien einerseits und zwischen Parteien und
Gericht andererseits strikte zu trennen: Die Parteien verfolgen ihre
Interessen in einem kontradiktorischen Verfahren (kontradiktori-
sches Prinzip des Zivilprozesses, siehe Fasching, aaO, Rz 329),
das Gericht hat – über den Parteien stehend – ein richtiges Urteil

zu fällen. Aus dem Blickwinkel des kontradiktorischen Prinzips ist
es äußerst bedenklich, von einer Partei zu verlangen, gegen sich
selbst und gegen den erzielten Erfolg zu argumentieren.

– Man überfordert auch den Rechtsanwalt: es ist der an ihn gerich-
tete Gesetzesauftrag des § 9 RAO, die Rechte seiner Partei (und
nur seiner Partei ist hinzuzudenken) mit Eifer, Treue und Gewissen-
haftigkeit zu vertreten. Es ist ihm verboten, der Gegenpartei auch
nur einen Rat zu erteilen (§ 10 RAO).

Dieses Berufsbild des Rechtsanwaltes ist so gefestigt, daß sich bei
einem langjährig tätigen Advokaten alles dagegen sträubt, dem
Gericht Argumente zu bieten, die gegen die für den Mandanten
günstige Entscheidung sprechen und allenfalls geeignet sind, der
Gegenseite gewichtige Argumente für ihren (also aus dem Blickwin-
kel des Rechtsanwaltes: gegnerischen) Standpunkt zu liefern.

Eine weitere Konsequenz ist, daß der Rechtsanwalt bis zu einem
gewissen Grade genötigt ist, in das ihn wohl ehrende, ihm aber
nicht zustehende Gewand des Richters zu schlüpfen und in einem
Schriftsatz das Urteil – zugespitzt ausgedrückt – aus der Sicht bei-
der Parteien und des Gerichtes zu kommentieren.

4) Die darin enthaltene Rechtsansicht wurde vom ersten Senat auch in
OGH 15. 12. 1997, 1 Ob 2432/96k = JBl 1998, 385, fortgeschrie-
ben.

5) Die dZPO kennt die Anschlußberufung in § 521. Diese Bestimmung
lautet wie folgt: „Der Berufungsbeklagte kann sich der Berufung
anschließen, selbst wenn er auf die Berufung verzichtet hat oder wenn
die Berufungsfrist verstrichen ist.
Die Vorschriften über die Anfechtung des Versäumnisurteils durch Beru-
fung sind auch auf seine Anfechtung durch Anschließung anzuwen-
den.“
Das hat aber mit der hier behandelten Rüge in der Berufungsmitteilung
nichts zu tun, da sich die deutsche Anschlußberufung nicht auf die
Urteilsbegründung bezieht. Mit ihr können zB auch neue Ansprüche
geltend gemacht werden, sie kann auch bloß wegen der Kosten erho-
ben werden. Keinesfalls zwingt sie dazu, gegen das für den eigenen
Prozeßstandpunkt günstige Urteil zu argumentieren (Näheres hiezu s
Baumbach/Lauterbach/Allers/Hartmann, Zivilprozeßordnung, Rz 10
zu § 521 ZPO).
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Ich kann mich noch gut an das Gespräch anläßlich der Ablegung
des Gelöbnisses vor der Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte
mit Altpräsident Dr. Schuppich erinnern, der den jungen Bewer-
bern ans Herz legte, sich nie einer Grenzüberschreitung zu Lasten
des Mandanten schuldig zu machen.
– Die Entscheidung zwingt die gewinnende Partei, wenn in erster
Instanz keine Anwaltspflicht bestand, geradezu in den Anwaltspro-
zeß. Die anwaltlich nicht vertretene Partei wird möglicherweise
überrumpelt, da sie nicht im geringsten daran denkt, daß das
Unterlassen einer Berufungsbeantwortung zu prozessualen Nach-
teilen führen kann.
– Ein bisher unbezweifelter Grundsatz wird aus den Angeln geho-
ben: völlig herrschende Meinung ist, daß eine allgemeine Prozeß-
voraussetzung – also nicht nur auf Rechtsmittel bezogen – die
Beschwer ist. Aus gutem Grunde wurde hiezu auch der Grundsatz
abgeleitet, daß eine bloß aus den Entscheidungsgründen, nicht
aber aus dem Spruch abgeleitete Beschwer nicht ausreicht.
Beschwer ist – um Fasching, aaO, Rz 1716, zu zitieren, nur dann
gegeben, wenn die Partei durch die angefochtene Entscheidung
nicht alles erhielt, was sie begehrt hat. Weiters heißt es dort:
„Dabei ist nur der Spruch der Entscheidung im Vergleich mit dem
Antrag bzw Gegenantrag, über den entschieden wurde, maß-
gebend. Eine bloß aus den Gründen der Entscheidung, die dem
Antrag des Rechtsmittelwerbers im Spruch voll stattgegeben hat,
abgeleitete Beschwer reicht nicht aus (so stRsp seit SZ 7/353),
insb auch dann nicht, wenn sich die Entscheidung auf andere und
sogar vom Rechtsmittelwerber abgelehnte rechtliche Erwägungen
stützt . . .“
Dementsprechend ist die den Prozeß in erster Instanz gewinnende
Partei durch das Urteil nicht beschwert.
1 Ob 2234/96b geht im Gegensatz zu diesen Grundsätzen von
einer Beschwer durch die Entscheidungsgründe aus:
– Grundsätzlich ist zu bedauern, daß der erste Senat nicht die Ein-
berufung eines verst Sen gem § 8 OGHG beschlossen hat, zumal
er doch in seiner Entscheidung selbst festhält, daß es ihm nicht an-
gezeigt erscheint, die bisherige Rsp fortzuschreiben. Was bedeu-
tet denn dies anderes, als – um die verba legalia des § 8 OGHG
zu verwenden – „daß die Entscheidung einer Rechtsfrage von
grundsätzlicher Bedeutung ein Abgehen von der ständigen Recht-
sprechung des Obersten Gerichtshofes“ notwendig machte?
Offenkundig wurde auch übersehen, daß die gegenständliche Pro-
blematik die des Judikats 230 (Judikate und Sprüche, 279ff) war.
Dort (286f) judizierte der OGH ausdrücklich, daß der Revisions-
grund des § 503 Z 2 ZPO dann gegeben ist, wenn der Gegner
des Revisionswerbers schon in erster Instanz obsiegt hat, somit gar
nicht in die Lage gekommen ist, das Unterbleiben einer Feststellung
von Tatumständen im Urteile des Prozeßgerichtes zu rügen. Bei
richtiger Beurteilung des Sachverhaltes – so führt das Judikat 230
weiter aus – hätte in einem solchen Fall die fehlende Feststellung
von Amts wegen aufgegriffen werden müssen. In einem solchen

Falle müsse das Berufungsgericht mit einer Aufhebung vorgehen,
weil weder eine sofortige Stattgebung der Revision noch eine
Abweisung möglich sei. Dieser Weg sei durch § 488 ZPO vor-
geschrieben, der das Zweitgericht anweist, „wenn dies behufs der
Entscheidung über die Berufungsanträge notwendig erscheint“,
Beweise zu wiederholen oder zu ergänzen oder erfolglos angebo-
tene Beweise nachträglich aufzunehmen. Habe das Berufungsge-
richt das nicht getan und nicht nach § 496 ZPO aufgehoben, dann
sei das Berufungsverfahren mit dem Mangel nach § 503 Z 2 ZPO
behaftet.

Dieses Judikat weist sohin einen Ausweg aus dem Dilemma: im
gerechtfertigten Fall ein Vorgehen von Amts wegen, sohin ein
Abgehen von der grundsätzlich gegebenen Rügepflicht.6)

Folgt man der Ansicht von Fasching (Kommentar IV, Anm 17 Vor
§§ 502ff ZPO, 261f), daß nach OGHG die in den Sprüchen und
Judikaten vertretenen Rechtsmeinungen für den OGH beachtlich
sind, hätte der einfach besetzte erste Senat nicht von dem im Judi-
kat 230 festgelegten Rechtsgrundsatz abgehen dürfen.

– Eine Problematik liegt auch darin, daß die der obsiegenden
Partei von 1 Ob 2234/96b abverlangte Rüge nachteiliger Fest-
stellungen und zu ihren Lasten vorgefallener Verfahrensfehler
inhaltlich auf eine „eventuelle Berufung“ (so OGH 4. 11. 1953,
3 Ob 14/53) abzielt. Dies ist eine bedingte Prozeßhandlung, da
das primäre Begehren auf Bestätigung des Ersturteiles abzielt und
nur für den Fall der Nichtbestätigung Aufhebung begehrt wird.

Bekanntlich steht die Judikatur bedingten Prozeßhandlungen mit
großer Skepsis gegenüber. Ich meine, daß hier jedoch kein echtes
Problem vorliegt, da nach herrschender und offenkundig richtiger
Ansicht innerprozessuale Prozeßhandlungen dann, wenn der Pro-
zeß bereits in Gang gesetzt ist, nicht bedingungsfeindlich sind
(siehe Fasching, aaO, Rz 758).

– Es besteht die Gefahr, daß die Rügepflicht in der Berufungsmit-
teilung zu Leerformeln, die einen puren Formalismus und Papier-
krieg darstellen, ausartet. Man wird etwa wie folgt formulieren:
„Das Erstgericht hat das Verfahren mängelfrei durchgeführt, sollte
dies wider Erwarten nicht der Fall sein, hätte es folgende Beweise
aufnehmen müssen . . .“ usw, usw.

– Natürlich bestehen auch prozeßökonomische Bedenken: ist es
wirklich sinnvoll, dem Berufungswerber ein möglicherweise um-
fangreiches und schwieriges Prozeßvorbringen abzuverlangen,
das in den meisten Fällen (die erstrichterlichen Urteile sind doch
großteils richtig) völlig irrelevant ist?

– Der Widerspruch von 1 Ob 2234/96b zum kontradiktorischen
Prinzip scheint auch aus dem Blickwinkel des Art 6 EMRK nicht un-

6) Es ist interessant zu erfahren, daß die von Klein in seinen Vorlesungen
(260ff) vertretene Ansicht, daß eine Zurückverweisung nach § 496
ZPO nicht von Amts wegen, sondern nur in Folge eines Berufungs-
antrages statthaft sei, zunächst äußerst umstritten war (so Bum,
JBl 1900, 50).
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bedenklich, da der kontradiktorische Charakter des Zililprozesses
offenkundig unter Konventionsschutz steht.7)

Art 6 EMRK begründet wohl keinen Anspruch auf ein Rechtsmit-
tel,8) der Zugang zu den bestehenden Rechtsmittelgerichten muß
jedoch gewährleistet sein. Überdies unterliegen die innerstaatli-
chen Vorschriften über die Zulässigkeit von Rechtsmitteln einer
Mißbrauchkontrolle.9)

– Die ganze Problematik bewegt sich auch an der oft hauchdün-
nen Grenze zwischen primärem und sekundärem Verfahrensman-
gel. Ist das Verfahren wegen eines Rechtsirrtums mangelhaft,
besteht ohnedies, wenn der Revisionsgrund der unrichtigen recht-
lichen Beurteilung geltend gemacht wurde, die umfassende recht-
liche Überprüfungspflicht des OGH. Es ist daher sehr zu bezwei-
feln, daß der Judikaturwandel (wenn es nicht zur späteren Geset-
zesänderung gekommen wäre) auf zahlreiche Fälle Anwendung
gefunden hätte. Jedenfalls scheint es unbillig, oft kaum abgrenz-
bare Verfahrensmängel mit völlig verschiedenen Rechtsfolgen zu
verknüpfen.

IV. Relevante Novellierung durch die
Wertgrenzen-Novelle 1997

Diese Entwicklung der Judikatur wurde vom Gesetzgeber als unbe-
friedigend empfunden, sodaß er mit der Erweiterten Wertgrenzen-
Novelle 1997 (WGN 1997, BGBl 1997/140) nach dem ersten
Satz des § 468 Abs 2 ZPO folgenden Satz einfügte:

„Soweit sich der Berufungswerber nicht ausdrücklich auf Feststel-
lungen des Erstgerichtes bezieht, ist der Berufungsgegner – vorbe-
haltlich des § 473a – nicht gehalten, für ihn nachteilige Feststellun-
gen oder zu seinen Lasten vorgefallene Verfahrensfehler mit der
Berufungsbeantwortung zu rügen.“

Weiters wurde nach § 473 ZPO ein § 473a eingefügt, dessen
erster Satz des Abs 1 wie folgt lautet:

„Erwägt das Berufungsgericht, das erstrichterliche Urteil abzuän-
dern oder die Klage ohne Sachentscheidung aus formellen Grün-
den zurückzuweisen, so darf es nur dann eine solche Entscheidung
auf Feststellungen des Erstgerichtes gründen, wenn das Berufungs-
gericht dem Berufungsgegner zuvor mitgeteilt hat, daß es ihm frei-
stehe, Mängel von Tatsachenfeststellungen oder der Beweiswürdi-
gung des Erstgerichts oder des Verfahrens erster Instanz durch
Überreichung eines beim Berufungsgericht einzubringenden vor-
bereitenden Schriftsatzes zu rügen.“

Die neue gesetzliche Regelung versucht einen Kompromiß. Die
Regierungsvorlage führt hiezu aus (43):

„Nach der jüngsten Rechtsprechung ist die in erster Instanz obsie-
gende Partei gehalten, selbst für sie theoretisch nachteilige Feststel-
lungen und zu ihren Lasten vorgefallene Verfahrensfehler schon mit
der Berufungsbeantwortung zu rügen, widrigenfalls sie diese in
einer (außerordentlichen) Revision nicht mehr geltend machen
kann (OGH 1. 10. 1996, 1 Ob 2234/96b, EvBl 1997/80).

Diese Rechtsprechung überfordert den Berufungsgegner, dessen
Bestreben verständlicherweise vorweg ausschließlich dahin geht,
die Richtigkeit des erstgerichtlichen Urteils zu bekräftigen, auf
Grund dessen er obsiegt hat.

Die Festschreibung der vorausgegangenen Rechtsprechung, wo-
nach der Berufungsgegner im Ergebnis für ihn nachteilige erstin-
stanzliche Fehler im Rahmen des Revisionsverfahrens geltend
machen kann (SZ 26/262, EvBl 1995/148 ua), liefe dem Anlie-
gen nach einer Verfahrensbeschleunigung zuwider.

Es wird daher eine vermittelnde Lösung vorgeschlagen, die einer-
seits den Berufungsgegner nicht zwingt, bereits in seiner Beru-
fungsbeantwortung auch Schwächen des erstgerichtlichen Verfah-
rens bzw des für ihn günstigen erstgerichtlichen Urteils geltend zu
machen, ihn aber andererseits bei sonstigem Rechtsverlust hiezu
verhält, wenn ihm vom Berufungsgericht mitgeteilt wird, daß es
erwägt, das erstgerichtliche Urteil auf Grund dessen Feststellungen
zu ändern (siehe § 473a ZPO).“

Der nunmehrige Gesetzestext ist das Ergebnis langer Beratungen,
dies nach Modifikationen, die im Justizausschuß vorgenommen
wurden.10)

V. Stellungnahme zur Gesetzesnovelle

Eingangs ist zu bemerken, daß der Gesetzgeber mit seiner promp-
ten Reaktion auf 1 Ob 2234/96b möglicherweise voreilig rea-
giert hat. Hiefür spricht folgendes: Der 3. Senat des OGH scheint
in seiner E 15. 4. 1998, 3 Ob 367/98 = EvBl 1998/166 (zeitlich
also bedeutend nach 1 Ob 2234/96b) Bedenken gehabt zu
haben. Zu einem Grundsatz bemerkt er, daß dieser „auch von den
Bedenken des ersten Senats des OGH in seinen E EvBl 1997/80
und 1 Ob 2342/96k nicht betroffen“ ist. „Bedenken“ klingt doch
recht neutral oder gar distanzierend. Es ist also denkbar, daß
1 Ob 2234/96b nicht ständige Judikatur geworden wäre.

Unabhängig hievon ist zu den relevanten Bestimmungen der Ge-
setzesnovelle folgendes festzuhalten:

7) Frohwein/Peukert, Europäische Menschenrechtskonvention, EMRK-
Kommentar2, Rz 100: Die Beweisaufnahme hat – wie das gesamte
mündliche Verfahren – kontradiktorisch zu erfolgen.

8) Frohwein/Peukert, aaO, Rz 67.
9) Frohwein/Peukert, aaO, Rz 68 unter Hinweis auf E 6149/78, CD 46/

178 und E 1191/61, CD 17, 52 [79]).
10) Im Bericht des Justizausschusses (1002 der Beilagen) heißt es hiezu (für

mich nicht ganz verständlich):
„Da es anwaltliche Praxis ist, im Rahmen von Berufungsbeantwortungen
zu sämtlichen Argumenten der Berufung Gegenargumente einzubrin-
gen, ist der Justizausschuß zu der Ansicht gelangt, daß im Zusammen-
halt mit einer entsprechenden Änderung des vorgeschlagenen zweiten
Satzes des § 468 Abs 2 ZPO der Anwendungsbereich des § 473a
ZPO sachlich eingeschränkt werden soll. Diese Einschränkung dient
sowohl der Verfahrensbeschleunigung als auch der Gerichtsentlastung,
ohne daß damit die angestrebte Berücksichtigung der Interessen der
Berufungsgegner eine Schwächung erführe.“
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Positiv zu werten ist die Ablehnung von 1 Ob 2234/96b mit dem
Argument der Überforderung des Berufungsgegners, der nunmehr
bloß ausnahmsweise (im Falle der Relevierung in der Berufung
bzw über Aufforderung des Gerichtes) zu einer Argumentation
gegen das ihm rechtgebende Urteil gezwungen ist.

Dem steht der Nachteil gegenüber, daß die in erster Instanz obsie-
gende Partei aufgrund einer gesetzlichen Vorschrift – wenn auch
eingeschränkt – endgültig gezwungen ist, gegen den eigenen
Erfolg zu argumentieren, um sich den Weg zum OGH freizuhal-
ten. Bislang war eine neuerliche Änderung der Judikatur nicht aus-
zuschließen.

Die oben ausgeführten wesentlichen Bedenken gegen 1 Ob
2234/96b (nämlich: Verletzung des kontradiktorischen Prinzips,
Beschwerproblematik, Schaffung eines Rechtsbehelfes, der im Rah-
men des Rechtsmittelverständnisses der ZPO einen Fremdkörper
bildet, Diskrepanz zu den Pflichten des Rechtsanwaltes laut RAO
etc) gegen 1 Ob 2234/96b richten sich auch gegen die neue
Gesetzeslage.

Unklarheiten bestehen auch über den Umfang der neugeschaffe-
nen Rügepflichten: genügt eine neutrale Stellungnahme? Genügt
die bloße Rüge? Inwieweit ist sie zu begründen? Ist die Relevanz
der Rüge zu behaupten und zu begründen?

Es fällt auch auf, daß § 468 Abs 2 ZPO (neu) negativ formuliert ist,
nämlich dahingehend, daß unter den dort genannten Vorausset-
zungen der Berufungswerber nicht gehalten ist, nachteilige Feststel-
lungen usw zu rügen. Es wird aber nicht positiv ausgesprochen
und hiemit endgültig klargestellt, daß die (gesetzmäßige) Unterlas-
sung der Rüge tatsächlich den Weg zum OGH offenhält. Letzerer
könnte sohin die Judikatur laut 1 Ob 2234/96b unverändert fort-
schreiben (was aber wohl nicht zu erwarten ist).

Fraglich ist auch, ob die neuen Bestimmungen den von der Regie-
rungsvorlage angestrebten Zweck der Verfahrensbeschleunigung
tatsächlich erreichen werden.

Dagegen spricht zunächst die Erfahrungstatsache, daß jede Ver-
schärfung des Gebots der Führung eines mängelfreien Verhaltens
durch Judikatur und Gesetz bislang immer zu einer Verfahrensaus-
dehnung geführt hat. Gericht und Parteien werden sich vermehrt
bemühen „zur Sicherheit“ ein möglichst umfangreiches Verfahren
abzuwickeln. Auch der Umfang der Klagebeantwortungen wird
anwachsen.

Ich meine auch, daß die vorliegende Problematik ein schärferes
Augenmerk auf die Abgrenzung primärer/sekundärer Verfahrens-
mangel notwendig macht, was ebenfalls der angestrebten Verfah-
rensbeschleunigung entgegenstehen wird. Es sollte doch unbestrit-
ten sein, daß der aus dem Rechtsmittelgrund der unrichtigen recht-
lichen Beurteilung zu relevierende sekundäre Verfahrensmangel iS
der allseitigen Überprüfungspflicht bei erfolgter Rechtsrüge den
Weg zum OGH (bei Vorliegen der sonstigen Zulässigkeitsvoraus-
setzungen der Revision) offenhält.11)

In diesem Zusammenhang ist interessant, daß die in Stohanzl, JN,
ZPO14, unter E 6 angeführten oberstgerichtlichen Entscheidungen,
die die bisherige Judikatur (vor 1 Ob 2234/96b) referieren, zahl-
reiche Fälle klassischer sekundärer Verfahrensmängel zum Gegen-
stand haben, daher die Revisibilität auch anders begründbar
gewesen wäre (mit dem Revisionsgrund des § 503 Z 4 ZPO statt
Z 2).12)

Ich meine daher, daß eine rechtliche Situation wie vor 1 Ob
2234/96b anstrebenswert wäre.

Natürlich ist es notwendig, die weitere Entwicklung abzuwarten,
es wäre völlig verfehlt, von vornherein eine Gesetzesschelte vorzu-
nehmen oder stichhältige Prognosen anzubringen. Vielleicht bringt
die künftige Entwicklung tatsächlich mehr Klarheit in eine schwie-
rige und oft undurchsichtige Problematik.

Über allen Problemen des formellen Rechtes sollte aber nie verges-
sen werden, daß die Rechtspflege primär dazu berufen ist, den
materiellen Rechtsanspruch der Menschen zu sichern. Dieser
Grundgedanke sollte eine ständige Auslegungshilfe sein. Das
mehrfach erwähnte Judikat 230 warnt unter Zitierung von Ofner13)
eindrücklich davor, daß die Form das Recht erdrückt.

11) Daß bei sekundären Verfahrensmängeln die Revision zulässig ist, ergibt
sich etwa aus OGH 15. 4. 1998, 3 Ob 367/97k = EvBl 1998/166.
Hier judizierte der OGH folgendes:
„Stützt der Kläger sein Räumungsbegehrens sowohl auf Zinsrückstand
als auch auf unleidliches Verhalten und gibt das Erstgericht dem Räu-
mungsbegehren nur aus letzterem Grund statt, weil es der rechtlichen
Ansicht ist, das gleichfalls erfolgreich gestellte Zahlungsbegehren falle
nicht unter den Rechtsgrund Mietzins, so ist der siegreiche Kläger
nicht gehalten, in der Berufungsbeantwortung diese Rechtsansicht zu
bekämpfen. Ist das Berufungsgericht der (zutreffenden) Ansicht, unleid-
liches Verhalten liege nicht vor, hat es in allseitiger Prüfung der Rechts-
lage auch zu beurteilen, ob es sich bei der Schuld des Beklagten um
einen Mietzinsrückstand handelt.“
Trotz Unterlassung einer entsprechenden Rüge hat der OGH die Revi-
sion für zulässig erklärt und die Urteile der Unterinstanzen aufgehoben.
Dieses Erkenntnis datiert nicht unerheblich nach 1 Ob 2234/96b.

12) Als Beispiel sei der Sachverhalt zu OGH 15. 4. 1971, 1 Ob 94/71 =
JBl 1972, 98, angeführt. Hier ging es um die bis dahin offene Frage,
ob eine Lebensgefährtin gleich der Ehefrau Schlüsselgewalt iS des
§ 1029 ABGB hat.
Das Erstgericht wies die gegen den Lebensgefährten gerichtete Klage
mit der Begründung ab, nur die Ehe könne eine Schlüsselgewalt schaf-
fen. Die zweite Instanz gab der Klage statt und befürwortete die
Anwendung der Bestimmungen über die Schlüsselgewalt auch auf die
Lebensgemeinschaft. Der OGH bestätigte diesen Rechtsstandpunkt,
hob aber auf, weil die Untergerichte keine Feststellungen über die Art
der gekauften Ware bzw über die Leistungsfähigkeit des Lebensgefähr-
ten getroffen hatten. Es heißt in der E:
„Um dies im vorliegenden Falle beurteilen zu können, ist eine weitere
Ergänzung des Verfahrens unvermeidlich, da das Erstgericht, von sei-
ner Rechtsansicht ausgehend, keine Feststellungen über die Art der von
Roswitha K. eingekauften Waren machte.“

13) „Zur Lehre von der Berufung“, JBl 1900/361ff.
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RA JUDr. Václav Mandák, CSc, Prag*)

Die tschechische Anwaltschaft und die Ausbildung
zum Rechtsanwalt in der Tschechischen Republik**)

I. Über die tschechische Anwaltschaft im allgemeinen

1. Die Organisation der Anwaltschaft

Bis zum Jahr 1990 war die Anwaltschaft auf dem Gebiet der heu-
tigen Tschechischen Republik in Form von Kreis-Anwaltsvereinigun-
gen organisiert, die in allen administrativen Kreisen und in der
Hauptstadt Prag ihren Sitz hatten (insgesamt 8 Vereinigungen).
Anwalt konnte nur sein, wer ein Mitglied einer Vereinigung war.
Dachorgan der Anwaltschaft war die Zentrale der Tschechischen
Anwaltschaft mit Sitz in Prag. Die Rechtsanwälte waren in sog
Anwaltsberatungsstellen tätig, die in jedem Bezirk bestanden, also
auch an den Sitzen der Bezirksgerichte; in einigen kleineren Orten
existierten Zweigstellen der Beratungsstellen, in der Regel nur mit
einem Anwalt besetzt. Zu Ende des Jahres 1989 gab es auf dem
Gebiet der heutigen ČR nur etwas mehr als 800 Anwälte.

Nach der „Samtigen Revolution“ im November 1989 war die
Anwaltschaft der erste Berufsstand, der voll privatisiert wurde. Dies
geschah aufgrund des Gesetzes des ehemaligen Tschechischen
Nationalrates Nr. 128/1990 über die Anwaltschaft. Die Anwalt-
schaft wurde als ein selbständig ausgeübter freier Beruf erneuert,
basierend auf jenen mitteleuropäischen Prinzipien, die seit der
Zeit, als das Gebiet der heutigen Tschechischen Republik bis zum
Jahre 1918 ein Teil des Kaiserreiches Österreich-Ungarn gewesen
war, traditionell gegolten hatten. Während aber in der Zeit vor
dem kommunistischen Putsch im Jahr 1948 auf dem Gebiet der
Tschechischen Republik zwei Rechtsanwaltskammern existierten
(in Prag und in Brünn), wurde 1990 nur eine Anwaltskammer mit
Sitz in Prag errichtet (Tschechische Rechtsanwaltskammer – weiter
„Kammer“). Die Kammer ist eine autonome Standesorganisation,
die alle in der von ihr geführten Liste eingetragenen Rechtsanwälte
umfaßt. Zwischen den einzelnen Anwaltskanzleien und der Kam-
mer gibt es keine organisatorischen Zwischenglieder.

Mit 1. 7. 1996 wurde das neue Gesetz über die Anwaltschaft
(Gesetz Nr 85/1996) wirksam, welches diese Organisationsstruk-
tur übernahm. Es schaffte gleichzeitig den Berufsstand der Firmen-
juristen, also der in Wirtschaftsunternehmen tätigen Juristen, ab,
die bis zu diesem Zeitpunkt getrennt von der Anwaltschaft in einer
eigenen autonomen Kammer zusammengefaßt gewesen waren.
Das neue Gesetz über die Anwaltschaft brachte also die Vereini-
gung der bisherigen Anwälte, die in der Anwaltsliste eingetragen
waren, und der Firmenjuristen, die mit dem Gesetz zu Anwälten
wurden, als einen einzigen Berufsstand in der einheitlichen Rechts-
anwaltskammer.

Die Kammer ist eine juristische Person, vom Gesetz ua zum Erlas-
sen standesrechtlicher Vorschriften ermächtigt. Sie hat folgende
Organe: den Rechtsanwaltskammertag als das höchste Organ, an
dem alle Anwälte teilnehmen können und der mindestens einmal in
drei Jahren einberufen wird, weiters den Vorstand, der das Voll-
zugsorgan der Kammer ist und in der Regel einmal monatlich
zusammentrifft (11 Mitglieder und 5 Stellvertreter), einen Kammer-
vorsitzenden, den Kontrollrat, die Disziplinarkommission (die ihre
Tätigkeit in Disziplinarsenaten ausübt) und die Prüfungskommission
für die Anwaltsprüfungen und die sog Bestätigungsprüfungen (zu
diesem Terminus siehe Abschnitt V.).

Die Tatsache, daß es zwischen den Anwaltskanzleien und der
Kammer kein organisatorisches Zwischenglied gab, rief allmäh-
lich gewisse Kommunikationsschwierigkeiten hervor. Die Kammer
wandte sich an die Anwälte nur mittels ihrer Zeitschrift Bulletin
advokacie, die zehnmal jährlich erscheint, und in dringenden Fäl-
len in Form von Rundschreiben. Deshalb bestellte die Kammer –
außerhalb des gesetzlichen organisatorischen Rahmens – im Jahr
1997 sog regionale Bevollmächtigte an den Sitzen der Kreis-
gerichte (insgesamt 8 regionale Bevollmächtigte). Ihre Aufgabe ist
es ua, den Kontakt zwischen den Anwälten der Region und den
Kreisjustizorganen zu vermitteln, bei diesen Organen sowie im
Verhältnis zur Kammer die Interessen der Anwälte ihrer jeweiligen
Region zu vertreten und nicht zuletzt sich auch um Fachveranstal-
tungen für Anwälte zu kümmern. Bereits nach einigen wenigen
Monaten erweist sich die Tätigkeit dieser regionalen Bevollmäch-
tigten als sehr gewinnbringend.

Das neue Gesetz erweiterte die Kompetenzen des Justizministeri-
ums in den Angelegenheiten der Anwaltschaft. Die Kammer ist ver-
pflichtet, sämtliche neu erlassenen Standesvorschriften binnen 30
Tagen dem Minister vorzulegen; der Minister ist berechtigt, binnen
zwei Monaten deren gerichtliche Überprüfung zu beantragen,
wenn er der Meinung ist, daß eine Vorschrift gesetzwidrig ist. Das

*) JUDr. Václav Mandák CSc., Rechtsanwalt in Prag, ist Leiter der Sektion
für Angelegenheiten der Anwaltschaft der Tschechischen Rechtsanwalts-
kammer und Chefredakteur der von dieser herausgegebenen Zeitschrift
Bulletin advokacie.

**) Dieser Abhandlung liegt ein Auftrag des Salzburger Instituts für juristi-
sche Information und Fortbildung zugrunde. Das Manuskript wurde im
Feber 1998 abgeschlossen, bei der Übertragung ins Deutsche aber
berücksichtigt, daß die Abhandlung erst 1999 veröffentlicht wird. Die
Übertragung ins Deutsche besorgte Dipl.-Ing. Jana Zitta, gerichtlich
beeideter Dolmetsch für die tschechische Sprache, Salzburg.
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Justizministerium erläßt nach vorheriger Stellungnahme der Kam-
mer die Disziplinarordnung. In Disziplinarverfahren ist der Minister
berechtigt, als Ankläger aufzutreten. Er ist ferner berechtigt, die
Streichung eines Anwalts von der Anwaltsliste oder die vorüberge-
hende Unterbrechung der Ausübung der Anwaltstätigkeit zu bean-
tragen. Das Justizministerium erläßt – ebenfalls nach vorheriger
Stellungnahme der Kammer – die Prüfungsordnung für die Anwalts-
und Bestätigungsprüfungen. Der Minister ernennt auch die Prü-
fungskommissionsmitglieder für diese Prüfungen (mindestens ein
Drittel auf Vorschag der Kammer und ein Drittel auf Vorschlag des
Obersten Gerichtshofes).

2. Der Zugang zur Ausübung des Anwaltsberufes

Den Anwaltsberuf darf nur ausüben, wer in der Anwaltsliste einge-
tragen ist. Die Anwaltsliste führt die Kammer für das ganze Gebiet
der Tschechischen Republik. Die Kammer ist verpflichtet, über
Antrag jeden in die Liste einzutragen, der volle Rechtsfähigkeit
besitzt, an der Rechtsfakultät einer Hochschule mit Sitz in der
Tschechischen Republik das Hochschulstudium abgeschlossen hat,
unbescholten ist, wenigstens drei Jahre lang Rechtspraxis als
Rechtsanwaltsanwärter (weiter: „RAA“) geleistet sowie die Anwalts-
prüfung und ein vorgeschriebenes Gelöbnis gegenüber dem Kam-
mervorsitzenden abgelegt hat. Ein Hindernis für die Eintragung
stellen ein Arbeitsverhältnis oder eine ähnliche Beschäftigung, aus-
genommen ein Arbeitsverhältnis als Hochschullehrer, und weiters
die Ausübung einer sonst mit dem Anwaltsberuf unvereinbaren
Tätigkeit dar. Als Anwaltsprüfung gilt ua auch die Justizprüfung,
die Staatsanwaltsprüfung und die Notariatsprüfung. Die Kammer
kann auch eine andere rechtliche Fachprüfung als Anwaltsprüfung
anerkennen; dazu kommt es aber in der Praxis nur ausnahmswei-
se. Als RAA-Praxis wird auch die Praxis als Richter, Staatsanwalt,
Notar und Anwärter im Bereich der Justiz angesehen. Die Kammer
kann außer diesen direkt vom Gesetz anerkannten Praxiszeiten
nach eigenem Gutdünken auch eine andere Rechtspraxis als RAA-
Praxis anerkennen (siehe unten III./1.).

Die tschechische Staatsbürgerschaft ist nicht Bedingung für die
Ausübung des Anwaltsberufes. Die Kammer trägt in die Anwalts-
liste auch den ein, der nachweist, daß er in einem anderen Staat
die Anwaltsberechtigung hat, wenn er die sog Bestätigungsprü-
fung abgelegt hat. Ein solcher Anwalt darf jedoch nur im Bereich
des Rechts jenes Staates tätig werden, in dem er die Anwalts-
berechtigung erlangt hat, und überdies im Bereich des internatio-
nalen Rechts. In der Tschechischen Republik waren zu Anfang des
Jahres 1998 nahezu 100 ausländische Anwälte eingetragen,
überwiegend in Prag.

Zur Ausübung des Anwaltsberufes ist eine Erlaubnis des Staates
nicht notwendig. Wer über seinen Antrag von der Kammer nicht in
die Liste eingetragen wird, hat das Recht auf gerichtliche Überprü-
fung der Entscheidung der Kammer.

Weil jeder, der die gesetzlichen Bestimmungen erfüllt, in die An-
waltsliste eingetragen werden muß, gibt es weder einen numerus
clausus noch sonstige den Zugang zum Anwaltsberuf beschränken-
de Maßnahmen, wenngleich sich in einigen Orten bereits ein
deutlicher Überhang des Angebots über die Nachfrage zu zeigen
beginnt.

RAA ist, wer in der Liste der RAA eingetragen ist, die ebenfalls die
Kammer führt. Diese ist verpflichtet, jeden in die Liste einzutragen,
der volle Rechtsfähigkeit besitzt, die Hochschulausbildung an der
Rechtsfakultät einer Hochschule in der ČR abgeschlossen hat,
unbescholten ist und in einem Arbeitsverhältnis bei einem Anwalt
oder bei einer aus Anwälten bestehenden offenen Handelsgesell-
schaft steht. Es besteht kein Anspruch auf Abschluß eines Arbeits-
verhältnisses; eine wesentliche Rolle spielt das Angebot an Arbeits-
plätzen, das sich in Anbetracht der wachsenden Zahl der RAA
(siehe weiter unten) in der letzten Zeit vermindert. Es ist zur Zeit
ziemlich schwierig, eine Stelle als RAA zu finden.

3. Sachliche und örtliche Gesichtspunkte
der Berufsausübung

Jeder Anwalt kann die Praxis auf dem Gebiet der ganzen Tschechi-
schen Republik ausüben und vor allen Behörden und Organisatio-
nen vertreten. Es gibt keine örtliche oder sachliche Beschränkung.
Die Mehrzahl der Anwälte, besonders in den größeren Städten,
spezialisiert sich mehr oder minder. Die häufigste Spezialisierung
ist seit dem Jahr 1990 das Handelsrecht; demgegenüber ist das
Interesse für Verteidigungen in Strafsachen deutlich gesunken.

Der Anwalt darf im Zusammenhang mit seinem Namen auch
ergänzende Angaben über bevorzugte Rechtsgebiete veröffent-
lichen; es gibt aber keine besondere Kategorie sog Fachanwälte
wie zB in Deutschland.

4. Die Formen der Ausübung des Anwaltsberufes

Jeder Anwalt kann den Beruf entweder als Einzelanwalt oder in
einer Partnerschaft oder als Gesellschafter einer offenen Handels-
gesellschaft ausüben. Der Ort des Unternehmens ist sein in der
Anwaltsliste eingetragener Sitz. Dieser muß auf dem Gebiet der
Tschechischen Republik gelegen sein. Die Errichtung einer Zweig-
stelle im Inland ist nicht ausgeschlossen. Üben die Anwälte den An-
waltsberuf gemeinsam aus und handelt es sich nicht um eine offene
Handelsgesellschaft, sind sie verpflichtet, ihre Rechtsbeziehungen
mit schriftlichem Vertrag zu regeln. Diese Anwälte müssen einen
gemeinsamen Sitz haben. Es ist ausgeschlossen, daß ein Anwalt
den Anwaltsberuf gleichzeitig als Einzelanwalt und als Gesell-
schafter einer offenen Handelsgesellschaft oder in einer Partner-
schaft ausübt. Die Ausübung des Anwaltsberufes im Rahmen einer
offenen Handelsgesellschaft ist nur dann zulässig, wenn der Ge-
genstand des Unternehmens die Ausübung des Anwaltsberufes ist
und die Gesellschafter nur Anwälte sind.
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5. Statistische Angaben

Anfang Feber 1998 waren in der Liste der Kammer insgesamt
5704 Anwälte eingetragen, davon 96 ausländische. In dieser
Zahl sind die Anwälte, deren Praxis vorübergehend unterbrochen
ist, nicht enthalten. Anfang Feber 1998 waren dies 691, am häu-
figsten wegen Eingehen eines Arbeitsverhältnisses oder eines län-
gerfristigen Hindernisses, zB wegen Mutterschaft oder aus gesund-
heitlichen Gründen. Die meisten Anwälte wirkten in Prag, nämlich
2700 (bei mehr als einer Million Einwohner) und in Mähren
(in Nordmähren 740, in Südmähren 1146); die geringste Zahl der
Anwälte gab es in Südböhmen (277). Am 1. 10. 1997 waren
1458 RAA eingetragen, davon fast die Hälfte in Prag (702).

Die Zahl der Anwälte ist in den letzten Jahren deutlich gestiegen.
Gegenüber Ende 1989 ist sie ca siebenmal höher. Dieses riesige
Anwachsen ist einerseits durch den freien Zutritt zum Anwaltsberuf
verursacht (bis zum Jahr 1989 war die Zahl der Anwälte durch
Richtzahlen des Justizministeriums künstlich gedrückt worden) und
andererseits dadurch, daß es zur Vereinigung der Berufe des
Anwalts und des Firmenjuristen gekommen ist. Anfang Feber 1998
kam auf etwa 1800 Einwohner ein Anwalt (die Tschechische
Republik hat etwas mehr als zehn Millionen Einwohner).

II. Das Rechtsstudium

1. Das Diplomstudium

Die juristische Hochschulbildung als eine der Voraussetzungen zur
Ausübung des Anwaltsberufes kann man in der Tschechischen
Republik derzeit an vier Rechtsfakultäten erlangen: in Prag, in
Pilsen, in Brünn und in Olmütz. Ausrichtung und Organisation des
Studiums soll am Beispiel der Prager Rechtsfakultät demonstriert
werden.

Das Studium dauert fünf Jahre und ist einheitlich gestaltet. Die Be-
tonung liegt auf dem Erwerb einer universellen juristischen Bildung.
Jeder Bewerber muß sich einem schriftlichen Aufnahmeverfahren
in Form von Prüfungstests, die sehr anspruchsvoll sind, unterzie-
hen. In Anbetracht der beschränkten Kapazitäten der Fakultäten
werden alljährlich nur etwas mehr als 10% der Gesamtzahl der
Bewerber aufgenommen.

Das Studienprogramm unterscheidet drei Hauptgruppen an Fä-
chern: die Grundlagenfächer, Wahlpflichtfächer und Wahlfächer.
Es gibt 21 Grundlagenfächer. Acht davon werden mit einer Staats-
prüfung abgeschlossen, und zwar drei nach dem ersten Jahr
(die erste Staatsprüfung: Tschechische Rechtsgeschichte, Römi-
sches Recht und Grundlagen des neuzeitlichen Privatrechts, Rechts-
theorie), eine nach dem zweiten Jahr (Verfassungsrecht und Staats-
wissenschaft) und vier am Ende des Studiums nach dem fünften
Jahr (wieder eine umfassende Staatsprüfung: Bürgerliches Recht,
Handelsrecht, Verwaltungsrecht, Strafrecht). Um den Titel „Magi-
ster“ (Abkürzung „Mgr“) zu erlangen, muß man alle Staatsprüfun-

gen erfolgreich ablegen, eine Diplomarbeit verfassen und sie ver-
teidigen.

Während des Diplomstudiums ist keine Praxis vorgeschrieben. Es
handelt sich also um ein theoretisches Studium mit Vorlesungs- und
Seminarunterricht, höchstens mit einer gelegentlichen Teilnahme
an einer Gerichtsverhandlung verbunden. Dieses System ist dem
österreichischen System sehr ähnlich, zum Unterschied von der
deutschen Konzeption. Deshalb ist auch das Absolvieren einer
mindestens dreijährigen Rechtspraxis nach dem Abschluß des
Rechtsstudiums eine Bedingung für die Ausübung des Anwaltsberu-
fes. Diese Zeit kann man nicht verkürzen. Das schließt nicht aus,
daß schon Studenten eine Praktikantentätigkeit ua in einer Anwalts-
kanzlei ausüben, wozu es in der letzten Zeit immer öfters kommt.
Einige Studenten praktizieren auch im Ausland, vor allem während
der Ferienzeit. Besonders unter den Interessenten für den Anwalts-
beruf finden sich sprachlich sehr gut gerüstete Studenten, die be-
reits während des Studiums besonders in Kanzleien praktizieren,
die sich mit Causen mit internationalen Elementen beschäftigen.

2. Das Doktoratstudium

Das Ziel dieses Studiums ist die Vertiefung der theoretischen
Grundlagen in einem gewählten Studienfach, die Aneignung der
Methoden wissenschaftlicher Arbeit und der Nachweis eigenstän-
diger wissenschaftlicher, theoretischer und angewandter Kennt-
nisse in Gestalt einer Dissertation und deren Verteidigung. Das Stu-
dium schließt Vorlesungen und Prüfungen aus allgemeinen Grund-
lagen der Rechtswissenschaft, Prüfungen aus zwei Sprachen sowie
Vorlesungen und Prüfungen aus dem gewählten Spezialfach ein.
Das Rigorosum wird nach Wahl des Doktoranden in einem der
ausgeschriebenen Spezialfächer abgelegt (im Privatrecht sind
zwei ausgeschrieben, im öffentlichen Recht drei; weitere Speziali-
sierungen stellen die Rechtsgeschichte, die Rechtstheorie und die
Rechtsphilosophie dar). Den Absolventen wird der Titel „Doktor“,
Abkürzung „Dr.“ (nicht „JUDr.“) zuerkannt.

Für die Ausübung des Anwaltsberufes und somit auch für die
Rechtspraxis des RAA genügt die Absolvierung des Diplomstudi-
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ums, also der Erwerb des Titels „Magister“. Die Absolvierung des
Doktoratstudiums hat keinen Einfluß auf die Rechtspraxis des RAA;
insbesondere verkürzt sie diese nicht, sie ist auch kein Grund zu
Erleichterungen bei der Anwaltsprüfung. Der Vollständigkeit hal-
ber muß man anführen, daß eine Reihe von Juristen noch den nach
den früheren Vorschriften aufgrund eines Rigorosumverfahrens er-
worbenen akademischen Titel „JUDr.“ führt, zum Unterschied von
jenen, die sich damals dem Rigorosumverfahren nicht unterzogen
haben und nach den sich fortlaufend wandelnden Regelungen die
Bezeichnung „promovierter Jurist“ oder „Rechtsabsolvent“ erlang-
ten. Diese Vielfalt führte in der letzten Zeit manchmal zu einer
leichtfertigen unberechtigten Verwendung des Titels „JUDr.“, was
im Jahre 1996 ua zum Rücktritt des tschechischen Justizministers,
der diesen Titel ebenfalls ohne Berechtigung verwendete, führte.

III. Die fachliche Vorbereitung zur Ausübung
des Anwaltsberufes nach dem Abschluß

des Rechtsstudiums

1. Die Rechtspraxis als Bedingung für die Ausübung
des Anwaltsberufes

Eine Bedingung für die Ausübung des Anwaltsberufes ist ua eine
wenigstens dreijährige Praxis als RAA. Der RAA steht beim Anwalt
in einem Arbeitsverhältnis. Es muß sich um das Hauptarbeitsver-
hältnis handeln; es ist aber nicht ausgeschlossen, daß er gleich-
zeitig auch anderswo arbeitet, soferne diese Tätigkeit mit der
Ausübung des Anwaltsberufes nicht unvereinbar ist. Im Interesse
der Vielseitigkeit der Praxis kann sie auch in mehreren Anwalts-
kanzleien ausgeübt werden. Dies ist insbesondere zum Sammeln
von Erfahrungen auf abgelegenen oder vernachlässigten Gebie-
ten, zu denen überwiegend auch die Strafverteidigung gehört,
wünschenswert.

Als wichtiges Defizit wird empfunden, daß bisher keine Pflicht-
praxis bei einer Justizbehörde vorgeschrieben worden ist, insbe-
sondere nicht bei Gericht. Derzeit verhandelt die Kammer mit
dem Justizministerium über die Bedingungen einer solchen Praxis,
wobei damit gerechnet wird, daß umgekehrt die Richteranwärter
einen Teil ihrer Praxis in einer Anwaltskanzlei tätigen könnten.

Wie bereits oben erwähnt wurde, erkennt das Gesetz über die
Anwaltschaft die Praxis der Anwärter bei Gerichten als mit der
Anwaltspraxis gleichwertig an. Diese Gerichtspraxis wird daher
in vollem Umfang angerechnet. Was die fakultative Anrechnung
betrifft, über die zu entscheiden die Kammer das Recht hat,
handelt es sich meistens um die Praxis jener Juristen, die bisher bei
Firmen oder bestimmten Behörden gearbeitet haben. Gemäß den
kürzlich genehmigten Grundsätzen rechnet jedoch die Kammer
eine solche Praxis höchstens in der Dauer von zwei Jahren an. In
diesen Fällen wird also für die Zulassung zu der Anwaltsprüfung
mindestens ein weiteres Jahr Praxis als RAA verlangt.

2. Vorbereitung durch praktische Beschäftigung

Die Grundlage der fachlichen Vorbereitung ist die tägliche Rechts-
praxis in einer Anwaltskanzlei unter der systematischen Aufsicht
eines Anwaltes. Sie soll vielseitig und ausgewogen sein, um alle
Grundgebiete zu erfassen, in denen Anwaltsdienste geleistet wer-
den. In dieser Beziehung werden wiederholt deutliche Mängel fest-
gestellt. Die Praxis ist nicht immer so vielseitig ausgerichtet, daß
der RAA für die Anwaltsprüfung und für die Ausübung des Anwalts-
berufes ausreichend vorbereitet wäre. Die primäre Ursache ist die
eng ausgerichtete Praxis je nach der Spezialisierung der Anwalts-
kanzlei und auch die Tatsache, daß eine Praxis bei staatlichen
Stellen unterbleibt. Um eine wenigstens minimale Kontrolle des
Umfangs und der Struktur der Rechtspraxis zu gewährleisten, wird
es jetzt zur Pflicht gemacht, über alle bedeutenderen Tätigkeiten
der RAA Aufzeichnungen zu führen.

Die Standesvorschriften nach dem Jahr 1989 – zum Unterschied
von der früher geltenden Regelung – schreiben dem RAA nicht vor,
einen individuellen Vorbereitungsplan zu erstellen. Der Grundsatz,
daß ein Anwalt die Rechtspraxis von nicht mehr als zwei, aus-
nahmsweise drei RAA leiten soll, wurde ebenfalls nicht übernom-
men. Eine Mindestdauer der Ausübung des Anwaltsberufes durch
den Anwalt als Bedingung für die Leitung der fachlichen Vorberei-
tung eines RAA, wie es sie zB im benachbarten Polen gibt (minde-
stens eine fünfjährige Tätigkeit als Anwalt), ist und war auch früher
nicht vorgeschrieben.

3. Fachschulungen und -seminare: die frühere
Regelung

In der Zeit nach 1990 war es das Bestreben der tschechischen
Anwaltschaft, unter den neuen gesellschaftlichen und organisatori-
schen Bedingungen an die positiven Aspekte der früheren Ausbil-
dung bei gleichzeitiger Ausnützung der Erfahrungen einiger aus-
ländischer Anwaltsorganisationen, insbesondere der österreichi-
schen und der holländischen, anzuknüpfen. Dabei mußte die neue
Organisation der Anwaltschaft in Betracht gezogen werden (die
Kreisanwaltsvereinigungen und früheren gemeinsamen Anwaltsbe-
ratungsstellen wurden abgeschafft, die Anwaltschaft wurde wieder
nach den Grundsätzen eines freien Berufes in Form selbständiger
Unternehmen eingerichtet).

Die Grundlinien der Fachausbildung wurden 1991 durch eine
Standesvorschrift geregelt, wirksam bis Ende 1998. Der RAA war
verpflichtet, an den von der Kammer organisierten Schulungsaktio-
nen teilzunehmen. Das Ausmaß der regelmäßigen jährlichen Schu-
lungsveranstaltungen war festgelegt. Im Rahmen der dreijährigen
Vorbereitungspraxis mußte der RAA an Schulungen über die
Grundregeln der Ausübung des Anwaltsberufes, über die Grund-
lagen der Verteidigung im Strafverfahren und über die Grund-
lagen der Vertretung im zivilrechtlichen Verfahren teilnehmen. Die
Schulung über die Grundregeln der Ausübung des Anwaltsberufes
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beinhaltete folgende Themen: Querschnitt durch die Tätigkeit des
Anwalts im Zivil- und Strafverfahren, Ethik des Anwaltsberufes,
Organisation und Führung einer Anwaltskanzlei, Disziplinarrecht
und Disziplinarverfahren, Rechtsanwaltstarif. Der Einführungsteil
war immer den aktuellen Problemen der Anwaltschaft gewidmet,
über die der Kammervorsitzende oder ein anderer führender Funk-
tionär referierte. In der strafrechtlichen Schulung überwogen die
Prozeßthemen, also die Tätigkeit des Verteidigers in allen Stadien.
Aus dem materiellen Recht wurden die schwierigen Partien aus
dem Allgemeinen Teil und ausgewählte Fragen aus dem Besonde-
rem Teil des Strafgesetzes vorgetragen. Die zivilrechtliche Schu-
lung war inhaltlich vor allem auf das weite Gebiet des Schaden-
ersatzrechtes, das Eigentumsrecht einschließlich Ehegatteneigen-
tum, auf das Liegenschafts- und Grundbuchsrecht ausgerichtet. In
der zivilrechtlichen Schulung wurden auch handelsrechtliche The-
men vorgetragen, nämlich Gesellschaftsvertragsrecht und Handels-
geschäfte.

Außer diesen Pflichtschulungen mit festem Programm war der RAA
verpflichtet, wenigstens ein sog Wahlseminar zu besuchen, dessen
Programm jeweils ad hoc aus den weniger frequentierten, für
die Ausübung des Anwaltsberufes jedoch bedeutenden Gebieten
erstellt wurde.

Alle Schulungen fanden an verschiedenen Orten in Hotels in der
Nebensaison statt, wo die Teilnehmer nächtigten und verpflegt
wurden, mit Ankunft der Teilnehmer immer am Montag abends
und Abfahrt am Freitag nach dem Mittagessen. Sie umfaßten
sieben Unterrichtshalbtage, ausgenommen das Wahlseminar, das
um einen Tag kürzer war.

Dieses Schulungssystem reichte im wesentlichen so lange aus, als
in der Anwaltschaft eine relativ niedrige Zahl von RAA tätig war,
so daß sich die Teilnehmerzahl zwischen 40 und 60 bewegte und
auch bei der vorwiegenden Vortragsform einen näheren Kontakt
mit den Hörern ermöglichte. Als Folge der ständig steigenden Zahl
der RAA kam es jedoch zu Schwierigkeiten. Die Teilnehmerzahl in
den einzelnen Schulungen betrug in der letzten Zeit bereits zwi-
schen 150 und 180. Das führte zur Notwendigkeit, parallel zwei
programmgleiche Lehrgänge zu veranstalten. Auch so war die Teil-
nehmerzahl hoch und der Effekt der Schulung relativ niedrig.

4. Fachschulungen und -seminare: die neue Regelung

Dieser unzureichende Zustand führte zum Überdenken des Aus-
bildungskonzepts und zu Beginn des Jahres 1998 zur Annahme
eines neuen Konzepts, das ab 1999 wirksam ist. Die Schulungs-
veranstaltungen werden nun auf folgenden Grundprinzipien auf-
gebaut:

Die bisherige Form einer gesamtstaatlich organisierten Schulung in
Form von Vorlesungen mit Diskussion mit einer höheren Teilneh-
merzahl bleibt lediglich für die Eröffnungsschulung im ersten und
die Schlußschulung im dritten Jahr der Rechtspraxis erhalten. Diese

Schulungen umfassen auch weiterhin sieben Halbtage in verschie-
denen Hotels mit gemeinsamer Nächtigung und Verpflegung und
werden für alle RAA aus der ganzen ČR zweimal jährlich abgehal-
ten, immer im Frühjahr und im Herbst. Die Eröffnungsschulung ist
auf die die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes regelnden Vor-
schriften ausgerichtet (einschließlich Standesvorschriften), auf die
Geschichte der Anwaltschaft und die Führung einer Anwaltskanz-
lei. Die Schlußschulung im dritten Jahr der Rechtspraxis ist auf die
Grundfragen jener Rechtsgebiete ausgerichtet, die den Gegen-
stand der Anwaltsprüfung bilden.

Die übrigen Schulungsveranstaltungen haben die Form von ein-
tägigen Seminaren. Es wurden zwei Schulungszentren gegründet
(eines in Prag und das andere zum Teil in Brünn und zum Teil in
Olmütz), in denen Seminargruppen von durchschnittlich 40 RAA
geschult werden. In jedem Schulungszentrum werden jährlich 12
bis 15 Seminare veranstaltet, wobei für die RAA in jedem der drei
Praxisjahre 4 bis 5 Seminare vorgeschrieben sind. Auf dem Pro-
gramm stehen Themen aus den Rechtsgebieten, die Gegenstand
der Anwaltsprüfung sind, mit Betonung der Erfordernisse der
Anwaltspraxis, sowie weitere Themen, die mit der Anwaltspraxis
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unmittelbar zusammenhängen (Rhetorik, häufig vorkommende Gut-
achtensprobleme, Steuern, Buchhaltung und ähnliches). Den RAA
kann abverlangt werden, daß sie im Seminar ein mündliches Refe-
rat vortragen, eine schriftliche Arbeit vorbereiten oder sich zum
Zwecke der Überprüfung der Kenntnisse einem schriftlichen Test
unterziehen. Das Seminarprogramm wird alljährlich vom Kammer-
vorstand beschlossen und in den Kammermitteilungen verlautbart.

Die Teilnahme an diesen Pflichtschulungen wird in einem Zeugnis
bestätigt, welches der RAA als Beilage der Anmeldung zur
Anwaltsprüfung vorzulegen verpflichtet ist. Unentschuldigte Nicht-
teilnahme kann als Disziplinarvergehen geahndet werden, stellt
jedoch keinen Grund für die Nichtzulassung zur Anwaltsprüfung
dar.

Bezüglich der Lektoren und der Finanzierung bleiben die bisheri-
gen Prinzipien erhalten, insbesondere also auch der Grundsatz,
daß der beschäftigende Anwalt verpflichtet ist, mindestens die
Hälfte der mit der Reise, Unterkunft und Verpflegung verbundenen
Kosten zu tragen.

Auch weiterhin wird die Kammer neben den angeführten Schu-
lungsveranstaltungen mit Teilnahmeverpflichtung nach Bedarf wei-
tere, in der Regel eintägige, freiwillige Seminare zu aktuellen
Fragen der Rechtspraxis auch außerhalb der erwähnten Schulungs-
orte veranstalten.

Von der neuen Konzeption wird eine deutliche Verbesserung des
Niveaus der Schulungsveranstaltungen erwartet und somit auch
eine umfassendere Vorbereitung zur Anwaltsprüfung und auf den
Anwaltsberuf. Diese Konzeption ist im Inhalt und in den Methoden
in manchem dem gegenwärtigen österreichischen Modell ähnlich,
wie darüber im tschechischen Bulletin advokacie berichtet wurde.1)

IV. Die Anwaltsprüfung

Zu der Prüfung kann sich der Bewerber nach Ablauf der drei-
jährigen Vorbereitungspraxis anmelden. Sie wird aus folgenden
Gebieten abgelegt: a) Verfassungs- und Staatsrecht, b) Strafrecht,
c) Zivil-, Familien- und Arbeitsrecht, d) Handelsrecht, e) Berufsrecht-
liche Vorschriften. Die Kammer gibt ein Verzeichnis der Normen
heraus, deren Kenntnis verlangt wird. Die Prüfung ist schriftlich und
mündlich. Der schriftliche Teil findet an drei aufeinander folgenden
Tagen in den unter b, c, d angeführten Gebieten statt, der münd-
liche Teil aus allen Gebieten an einem Tag mit einem Abstand von
mindestens einer und höchstens zwei Wochen zum schriftlichen
Teil.

Der schriftliche Teil der Prüfung besteht in der Ausarbeitung einer
aufgrund des Inhalts von Gerichts- oder anderen Akten, gegebe-
nenfalls aufgrund einer schriftlichen Information, zu verfassenden
Arbeit (insbesondere Klage, Rechtsmittel, Sachverhalts- und Rechts-
analyse, Text einer Verteidigungsrede, Schriftsatz, Ausarbeiten
eines Rechtsgutachtens oder ähnliches). Die schriftlichen Arbeiten
werden ausgelost, jeder Kandidat bearbeitet also eine andere Auf-

gabe. Das Zeitlimit beträgt acht Stunden. Der Kandidat darf neben
den Texten der Rechtsvorschriften auch Entscheidungssammlungen
und juristische Literatur in Zeitschriften- sowie Buchform verwen-
den, nicht aber Textmuster. Der mündliche Teil der Prüfung ist
insbesondere auf die Überprüfung der Fähigkeit des Bewerbers,
bei der Ausübung des Anwaltsberufes Rechtsvorschriften anzuwen-
den, ausgerichtet. Er ist öffentlich. Gleichzeitig können höchstens
zwei Bewerber die mündliche Prüfung ablegen. Die Zeitdauer soll
zwei Stunden nicht überschreiten.

Der Prüfungssenat besteht aus fünf Mitgliedern. Den Vorsitz führt
das für den Prüfungsgegenstand Berufsrechtliche Vorschriften zu-
ständige Mitglied. Dieses Mitglied und somit auch der Vorsitzende
der Kommission ist immer ein Anwalt. Mitglieder der Prüfungskom-
mission, die der Justizminister ernennt, sind außer Anwälten auch
Richter, Staatsanwälte und teilweise auch Angehörige anderer
praktischer Rechtsberufe.

Zu den Pflichten des Anwalts gehört es, dem RAA vor der Prüfung
einen bezahlten Urlaub in der Dauer von mindestens zwei Wo-
chen zu gewähren.

V. Die Bestätigungsprüfung für ausländische
Rechtsanwälte

Auch ein ausländischer Anwalt darf den Anwaltsberuf in der ČR
nur nach dem tschechischen Gesetz über die Anwaltschaft aus-
üben. Die Kammer ist verpflichtet, in die Anwaltsliste auch einen
ausländischen Anwalt einzutragen, der dies beantragt, volle
Rechtsfähigkeit besitzt, unbescholten ist, in keinem Arbeitsverhält-
nis steht und nachweist, daß er in seinem Heimatstaat Rechtsan-
walt ist, und der die Bestätigungsprüfung und das Gelöbnis ablegt.
Er ist jedoch nur berechtigt, Rechtsdienste im Bereich des Rechts
jenes Staates zu leisten, in dem er die Berufsberechtigung erlangt
hat, sowie im internationalen Recht. Im übrigen hat er die gleichen
Rechte und Pflichten wie ein tschechischer Anwalt. Der Grund-
gedanke dieser neuen Regelung nach dem Gesetz über die
Anwaltschaft aus dem Jahr 1996 ist es, für alle auf dem Gebiet der
Tschechischen Republik praktizierenden Anwälte gleiche Bedin-
gungen – einschließlich der Disziplinarbefugnis der Kammer – zu
schaffen.

In der Bestätigungsprüfung werden die Kenntnisse der berufsrecht-
lichen Vorschriften und die Grundkenntnisse der Rechtsordnung
der ČR überprüft. Die Prüfung kann man auch in einer der üblicher-
weise im internationalen Verkehr verwendeten Sprache ablegen
(am häufigsten Deutsch, Englisch, Französisch). Die Prüfung um-
faßt drei Gebiete: a) Berufsrechtliche Vorschriften, b) Grundzüge
des Verfassungsrechts der ČR, c) Grundzüge des Privatrechts der
ČR. Sie ist schriftlich und hat die Form von 20 Auswahlfragen;

1) M. J. Allmayer-Beck / R. Zitta: Die Ausbildung zum Rechtsanwalt in
Österreich, Bulletin advokacie Nr 1/1998, 77–86.
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immer ist nur eine der angebotenen Antworten richtig. Der wesent-
liche Teil der Fragen (18) betrifft die Standesvorschriften, zwei
betreffen die Grundlagen des Verfassungsrechts und des Privat-
rechts der ČR. Es handelt sich im wesentlichen um eine nicht
anspruchsvolle Orientierungsprüfung, die die Kenntnisse der grund-
legenden Standesvorschriften der tschechischen Anwaltschaft und
eine allgemeine Orientierung insbesondere über die Grundzüge
des Verfassungsrechts gewährleisten soll. An den zwei Prüfungs-
gängen bis Anfang 1998 nahmen etwa 100 Bewerber teil und mit
Ausnahme von dreien legten alle die Prüfung erfolgreich ab.

VI. Weitere Fachausbildung der Anwälte

Das oben beschriebene Programm der Schulungsveranstaltungen
ist für die RAA, nicht auch für die Anwälte bestimmt. Es ist jedoch

nicht ausgeschlossen, daß im Falle freier Plätze auch Anwälte teil-
nehmen, was – wenn auch eher ausnahmsweise – vorkommt.
Die Kammer trägt zur Weiterbildung der Anwälte insbesondere
durch eine eigene Publikationstätigkeit bei (Herausgeben einer
Zeitschrift und von Fachhandbüchern für einzelne Bereiche der
anwaltlichen Tätigkeit) und außerdem durch gelegentliche Fort-
bildungsveranstaltungen. Sie veranstaltet nach Bedarf für Rechts-
anwälte, gegebenenfalls auch für die breitere juristische Öffentlich-
keit Vorträge, Kurse und Seminare zu aktuellen Fragen der An-
waltstätigkeit, in der Regel eintägig. Solche Veranstaltungen sind
manchmal mit einem gesellschaftlichen Treffen der Anwälte, gege-
benenfalls auch der breiteren juristischen Öffentlichkeit, verbun-
den. Anregungen dazu geben in der Regel die regionalen Bevoll-
mächtigten der Kammer, und sie finden vorwiegend in den Orten
mit Kreisgerichten statt.
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EuGH-Rechtsprechung
Öffentliche Ordnung – lebenslanges Aufenthaltsverbot – Tourist

Art 48, 52, 59 EGV
RL 64/221/EWG zur Koordinierung der Sondervorschriften für
Einreise und Aufenthalt von Ausländern, soweit aus Gründen der
öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigt

Art 48, 52 und 59 EGV sowie Art 3 der Richt-
linie 64/221/EWG stehen einer Regelung ent-
gegen, die dem nationalen Gericht – abgese-
hen von einigen insbesondere familienbezoge-
nen Ausnahmen – vorschreibt, Staatsangehöri-
ge anderer Mitgliedstaaten, die für schuldig
befunden wurden, Straftaten der Beschaffung
und des Besitzes von ausschließlich zum Eigen-
verbrauch bestimmten Betäubungsmitteln be-
gangen zu haben, auf Lebenszeit auszuweisen.

EuGH, Vorabentscheidungsverfahren, Strafverfahren gegen Dona-
tella Calfa, Rs C-348/96, Urteil vom 19. 1. 1999

Im Rahmen eines Strafverfahrens vor einem griechischen Gericht
wurde die italienische Staatsbürgerin Frau Calfa wegen eines Ver-
stoßes gegen das griechische Betäubungsmittelgesetz für schuldig
befunden und zu einer Freiheitsstrafe sowie Ausweisung aus Grie-
chenland auf Lebenszeit verurteilt.

In der Richtlinie 64/221/EWG ist vorgesehen, daß „bei Maßnah-
men der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit ausschließlich das
persönliche Verhalten . . . ausschlaggebend sein darf; strafrecht-
liche Verurteilungen alleine können ohne weiteres diese Maßnah-
men nicht begründen . . .“; gemäß dem griechischen einschlägigen
Gesetz wird mit Gefängnis bestraft, wer sich ua Betäubungsmittel in
einer nachweislich zum eigenen Bedarf bestimmten Menge be-
schafft. Verurteilten kann ab einem bestimmten Strafausmaß auch
der Aufenthalt an bestimmten Orten über eine gewisse Dauer verbo-
ten werden; Ausländer, die entsprechend verurteilt werden, sind
hingegen, von wenigen Ausnahmen abgesehen, auszuweisen.

Frau Calfa legte gegen das gegen sie ergangene Urteil Rechts-
mittel in Hinblick auf die Ausweisung auf Lebenszeit ein.

Gemäß dem in Art 59 EGV festgelegten Grundsatz des freien
Dienstleistungsverkehrs sind auch Touristen als Empfänger von
Dienstleistungen anzusehen (vgl Rs 186/87, Cowan, Slg 1989,
195). Die Zuständigkeit für das Strafrecht obliegt zwar grundsätz-
lich den Mitgliedstaaten, jedoch setzt das Gemeinschaftsrecht die-
ser Zuständigkeit nach ständiger Rechtsprechung insofern Schran-
ken, als das Strafrecht nicht die durch das Gemeinschaftsrecht
garantierten Grundfreiheiten beschränken darf. Eine Ausweisung
auf Lebenszeit stellt offensichtlich eine Behinderung der durch
Art 59 EGV anerkannten Dienstleistungsfreiheit dar, insofern diese
Freiheit völlig entzogen wird; gleiches gilt für die in Art 48 und 52
EGV genannten Grundfreiheiten. Durch die in Art 56 EGV vorge-

sehene Ausnahme der öffentlichen Ordnung können allerdings
derartige Sanktionen gerechtfertigt sein: insofern erlaubt Art 56
die Ausweisung von Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten
ua aus Gründen der öffentlichen Ordnung, was übrigens bei eige-
nen Staatsangehörigen ebenso wie eine Untersagung der Einreise
nicht möglich ist. Eine Rechtfertigung aus Gründen der öffentlichen
Ordnung kann dann geltend gemacht werden, wenn eine tat-
sächliche und hinreichend schwere Gefährdung vorliegt, die ein
Grundinteresse der Gemeinschaft berührt, allerdings ist diese Aus-
nahme wie alle Ausnahmen von einem Grundprinzip des Vertra-
ges eng auszulegen. Auch gemäß der Richtlinie 64/221/EWG
sind strafrechtliche Verurteilungen allein nicht ohne weiteres als
Begründung anzusehen, sondern nur insofern, als damit ein
persönliches Verhalten zusammenhängt, das eine gegenwärtige
Gefährdung der öffentlichen Ordnung darstellt. Die im Anlaßfall
verfügte Ausweisung auf Lebenszeit aufgrund einer strafrechtli-
chen Verurteilung wird jedoch automatisch verfügt und entspricht
daher gemäß Rsp des Gerichtshofs nicht den in der Richtlinie
64/221/EWG vorgesehenen Voraussetzungen; diese Ausnahme
kann daher nicht wirksam geltend gemacht werden, um eine
Beschränkung der Dienstleistungsfreiheit zu rechtfertigen, wie sie
sich aus der im Anlaßfall vorliegenden nationalen Regelung ergibt.

„Gerichtsqualität“
EuGH versus VfGH?
Am 4. 2. 1999 entschied der EuGH in einem österreichischen Vor-
abentscheidungsverfahren betreffend die für Nachprüfungsverfah-
ren zuständigen Instanzen im Bereich der Verfahren zur Vergabe öf-
fentlicher Liefer- und Bauaufträge über die Gerichtsqualität des Tiro-
ler Landesvergabeamtes (Rs C-103/97, Josef Köllensberger GmbH
u Co KG und Atzwanger AG/Gemeindeverband Bezirkskranken-
haus Schwaz): Im Zusammenhang mit dem Weiterbau des Bezirks-
krankenhauses Schwaz wurde ein Antrag auf Nachprüfung beim
Tiroler Landesvergabeamt eingebracht. Ein Bescheid des Lan-
desvergabeamtes, in dem festgestellt wurde, daß der Zuschlag im
Vergabeverfahren dem Bestbieter erteilt worden war, wurde be-
kämpft und mit Erkenntnis des VfGH (VfGH v 12. 6. 1996,
B 2477/95-14) mit der Begründung aufgehoben, daß die Bf durch
den Bescheid in ihrem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht
auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter verletzt worden sind.

Unter Zugrundelegung von Art 2 Abs 8 Unterabs 1 der „Rechtsmittel-
Richtlinie“1) können die Mitgliedstaaten bekanntlich entweder aus-
schließlich „Gerichte“ für das Nachprüfungsverfahren zuständig ma-
chen oder das Nachprüfungsverfahren so gestalten, daß die Ent-
scheidung einer „Grundinstanz“ mittels „einer Klage“ bekämpfbar ist

1) Richtlinie 89/665/EWG zur Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Anwendung der Nachprüfungsverfahren im
Rahmen der Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge.
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oder durch eine „unabhängige Instanz“, die in Gericht iSd Art 177
EGV ist, nachprüfbar ist. Festzuhalten ist, daß die „Rechtsmittel-RL“ in
Art 2 Abs 8 Unterabs 2 über die Anforderungen des Art 177 EGV
hinausgeht und der Richterbegriff hier klärungsbedürftig ist. Es wird
bisher davon ausgegangen, daß hiebei auf den europäischen Rich-
terbegriff abzustellen ist. Der VfGH vertrat die Meinung, daß auf die
Qualifikation des Richters im nationalen Recht verwiesen ist.2)
Zweifel an der Gerichtsqualität des Landesvergabeamtes Tirol hatte
der Generalanwalt in seinen Schlußanträgen vom 24. 9. 1998
geäußert. Anläßlich der Prüfung der Befugnis des Landesver-
gabeamtes, sich im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens
an den EuGH zu wenden, erinnern sowohl Generalanwalt als
auch Gerichtshof an den rein gemeinschaftsrechtlichen Charakter3)
der Frage, ob die vorlegende Einrichtung Gerichtscharakter iSd
Art 177 EGV besitzt und fassen die Gesichtspunkte, auf die abzu-
stellen ist, nochmals zusammen:
Gesetzliche Grundlage der Einrichtung, ständiger Charakter, obli-
gatorische Gerichtsbarkeit, streitiges Verfahren, Anwendung von
Rechtsnormen durch die Einrichtung sowie deren Unabhängigkeit.
Die ersten fünf Kriterien werfen offenbar keine Zweifel auf: Aus § 6 Ti-
roler Vergabegesetz (TVG), das Zusammensetzung und Funktions-
weise des Tiroler Landesvergabeamtes regelt, ergebe sich nämlich ei-
ne Erfüllung dieser Kriterien. Offen schien für Generalanwalt und Ge-
richtshof – mangels Vorliegens besonderer Vorschriften im TGV über
die Ablehnung und Stimmenthaltung der Mitglieder des Landesver-
gabeamtes – allerdings die Unabhängigkeit. Wie der Generalan-
walt feststellt, muß bei jedem Organ, das richterliche Aufgaben wahr-
nehmen will, grundsätzlich gewährleistet sein, daß es in hohem Maß
gegen jede Art von äußerem Einfluß immun ist, der, wenn auch nur
potentiell, die Unabhängigkeit seines Urteils in Frage stellen könnte.
Dies gilt insbesondere in Fällen, die der Verwaltung eventuell die Be-
fugnis zur Abberufung der Mitglieder des Organs einräumen. Der
Generalanwalt stellt hiezu grundsätzlich fest, daß klar sei, daß eine
solche Befugnis nur in Ausnahmefällen ausgeübt werden dürfe und
daß Vorschriften, die der Verwaltung eine solche Befugnis einräu-
men, ua erschöpfend die Gründe aufzuführen hätten, aus denen eine
Abberufung des Organs zulässig ist. In diesem Zusammenhang wird
seitens des EuGH zudem angemerkt, daß die im TGV vorgesehene
Bestimmung betreffend die Abberufung von Mitgliedern4) „auf den
ersten Blick zu vage“ erscheint, um den Schutz gegen unzulässige
Eingriffe oder unzulässigen Druck der Exekutive zu gewährleisten.
Der Generalanwalt schlägt aufgrund seiner Überlegungen über
die Zulässigkeit des Vorabentscheidungsersuchens schließlich vor,
die Fragen des Tiroler Vergabeamtes für unzulässig zu erklären,
da sie von einem Organ vorgelegt worden sind, das nicht die Ei-
genschaften eines Gerichts iSd Art 177 EGV besitze. Eine Behand-
lung der seitens des Tiroler Vergabeamtes gestellten Vorlagefra-
gen erfolgt nur in eventu.
Im Unterschied dazu zieht der EuGH sowohl § 5 Abs 2 TGV heran,
gemäß dem auf das Nachprüfungsverfahren nämlich das AVG

1991 anzuwenden ist, soweit im folgenden nichts anderes be-
stimmt ist, als auch § 6 Abs 7 TGV, der ausdrücklich jede Weisung
gegenüber den Mitgliedern des Tiroler Landesvergabeamtes bei
der Ausübung ihres Amtes untersagt. Daher liegen nach Dafürhal-
ten des EuGH sowohl genaue Vorschriften über die Umstände, un-
ter denen sich die Mitglieder des betroffenen Organs zu enthalten
haben sowie der Konsequenzen bei Nichterfüllung dieser Pflicht5)
vor, als auch werde damit Art 20 des B-VG entsprochen. Im Ge-
gensatz zu den vorrangigen Schlußfolgerungen des Generalan-
walts kommt daher der EuGH zu dem Schluß, daß es ihm nicht zu-
stehe, „anzunehmen, eine solche Bestimmung werde in einer der
österreichischen Verfassung und den Grundsätzen eines Rechts-
staats zuwiderlaufenden Weise angewandt“. Demgemäß ist das
Tiroler Landesvergabeamt als ein Gericht iSd Art 177 EGV anzu-
sehen und die Vorlagefragen sind als zulässig zu erachten.
Die inhaltlichen Fragen des Tiroler Landesvergabeamts gehen als
Konsequenz des Ausgangsverfahrens allerdings dahin, ob Bestim-
mungen wie jene über seine Zusammensetzung und Funktionswei-
se den in der „Rechtsmittel-RL“ genannten Voraussetzungen ent-
sprechen, die eben zwei Lösungen ermöglichen: Nämlich

• die Zuständigkeit für Nachprüfungen Gerichten zu übertragen
oder

• eine solche Zuständigkeit zunächst Instanzen zu übertragen,
die keine Gerichte sind, dann jedoch die von diesen Instanzen
getroffenen Entscheidungen zum Gegenstand einer Klage oder
Nachprüfung bei einer anderen Instanz zu machen, die den be-
sonderen in Art 2 Abs 8 Unterabs 2 aufgestellten Erfordernissen
entspricht, um angemessene Nachprüfungen zu gewährleisten.

Vor dem Hintergrund, daß im Anlaßfall die zuständige Nachprü-
fungsinstanz selbst ein Gericht ist, hält der Gerichtshof diese letzte-
ren Garantievorschriften aber nicht für anwendbar: In seinem Ur-
teil stellt der EuGH daher fest, daß „die in Art 2 Abs 8 der ‚Rechts-
mittel-RL‘ aufgestellten Voraussetzungen auf Bestimmungen wie die-
jenigen zur Regelung der Zusammensetzung und der Funktionswei-
se des Tiroler Landesvergabeamtes nicht anwendbar sind“.
Dadurch, daß er im Rahmen der Zulässigkeitsprüfung des Vor-
abentscheidungsersuchens das Tiroler Vergabeamt als „Gericht“
im gemeinschaftsrechtlichen Sinne des Art 177 EGV qualifiziert,
läßt der EuGH die Frage nach dem auf Art 2 Abs 8 Unterabs 2 der
„Rechtsmittel-RL“ anzuwendenden Richterbegriff – jedenfalls im
direkten Sinne – (vorerst) unbeantwortet.

Christine Stix-Hackl

2) Vgl hiezu auch „Europa-Seite“, AnwBl 1998/10, 621.
3) Die Eigenständigkeit des gemeinschaftsrechtlichen Begriffs „Gericht“

wird vom EuGH seit dem Urteil in der Rs C-61/65, Vaassen/Göbbels,
Slg 1966, 584, bejaht.

4) § 6 Abs 4 TGV: „. . . wenn Umstände eintreten, die der ordnungsgemä-
ßen Ausübung des Amtes voraussichtlich auf Dauer entgegenstehen“.

5) Gemäß Rechtsprechung des VwGH ein Formfehler, auf den sich Betrof-
fene vor Gericht berufen können.
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Terminübersicht – Seminare
Mai

Juni

4. und 11. 5. Seminarreihe Steuerrecht
Umsatzsteuer
Seminar-Nr: 990504/8 WIEN

7. und 8. 5. Europarecht
Seminar-Nr: 990507/6 INNSBRUCK

7. und 8. 5. Anglo-amerikanisches Zivil-
und Wirtschaftsrecht
(Vertrags- und Gesellschaftsrecht
inkl Verhandlungstraining)
Seminar-Nr: 990507/8 WIEN

7. und 8. 5. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 990507/3 ST. GEORGEN

7. und 8. 5. Standesrecht
Seminar-Nr: 990507A/8 WIEN

21. und 22. 5. Verwaltungsverfahren
Seminar-Nr: 990521/8 WIEN

25. 5. Seminarreihe Steuerrecht
Kapitalverkehrsteuer
Seminar-Nr: 990525/8 WIEN

27./28./29. 5. Der Rechtsanwalt als Unternehmer
Seminar-Nr: 990527/8 WIEN

28. und 29. 5. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 990528/5 GRAZ

28. und 29. 5. Standesrecht – Achtung:
Dieser Termin wurde geändert
Seminar-Nr: 990528/3 ST. GEORGEN

8. 6. Seminarreihe Steuerrecht
Erbschaft- und Schenkungsteuer
Seminar-Nr: 990608/8 WIEN

10. bis 12. 6. Die feine Klinge. Perfektes Agieren
im Strafprozeß
Seminar-Nr: 990610/3 GMUNDEN

18. und 19. 6. Das Umweltverträglichkeitsgesetz und
seine Auswirkungen auf Betriebsanlagen
Seminar-Nr: 990618/5 GRAZ

18. und 19. 6. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 990618/6 INNSBRUCK

18. und 19. 6. Das Umweltrecht
Seminar-Nr: 990618/3 ST. GEORGEN

18. und 19. 6. Wettbewerbsrecht
Seminar-Nr: 990618/8 WIEN

Juli

Das komplette Seminarprogramm für das Jahr 1999 sowie nähere
Informationen zu den oben genannten Seminaren erhalten Sie im
Internet: www.awak.at. Gerne senden wir Ihnen das Seminar-
programm zu: Telefon (01) 710 57 22-0, Fax (01) 710 57 22-20
oder e-mail: office@awak.at.

Der Rechtsanwalt als Unternehmer

awak.special

Der Inhalt dieses Seminars ist hinsichtlich seiner Themenwahl nicht
nur prüfungsorientiert, sondern soll dem Rechtsanwaltsanwärter
Anregungen und Hilfen für die Ausübung seines zukünftigen Beru-
fes geben.

Dieses Seminar wird von der Raiffeisen Landesbank Niederöster-
reich–Wien gesponsert.

Termin: Donnerstag, 27. 5. 1999 bis Samstag, 29. 5. 1999 =
5 Halbtage

Seminarplanung: Dr. Gottfried Thiery, LL.M., RA in Wien

Referenten: DDr. Gerald Fürst, RA in Mödling
MMag. Franz J. Heidinger, LL.M., RA in Wien
Dr. Stefan Köck, LL.M., RA in Wien
Dr. Roland Rief, Steuerberater
Dr. Gottfried Thiery, LL.M., RA in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 990527/8

Achtung!
Dieser Termin wurde geändert:
Standesrecht

awak.basic

Ziel dieses Seminars ist die Erarbeitung der Schwerpunkte des
Standesrechts sowie die Vermittlung von Einblicken in den Aufbau
und in die Arbeit der Standesorganisation.

22. 6. Seminarreihe Steuerrecht
Finanzstrafrecht
Seminar-Nr: 990622/8 WIEN

25. 6. Erbrecht
Seminar-Nr: 990625/7 BREGENZ

25. und 26. 6. Mietrecht
Seminar-Nr: 990625/3 ST. GEORGEN

25. und 26. 6. Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 990625/8 WIEN

2. und 3. 7. Körpersprache und Rhetorik
Seminar-Nr: 990702/2 HERNSTEIN

2. und 3. 7. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 990702/3 ST. GEORGEN
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Seminarplanung: Dr. Guido Kucsko, RA in Wien
Referenten: Dr. Herbert Pimmer, Hofrat des OGH
Dr. Guido Kucsko, RA in Wien
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 990618/8

Körpersprache und Rhetorik
awak.special

Dieses Seminar soll den Teilnehmern eine realistischere Einschät-
zung der eigenen Wirkung aufzeigen. Das Seminar richtet sich
primär an Rechtsanwaltsanwärter, aber auch an Rechtsanwälte,
denen das Verstehen des Umfelds anwaltlicher Kommunikation
und der Einflußbereiche nonverbaler Komponenten wichtig ist:
Nicht nur das Wort, sei es geschrieben oder gesprochen, entschei-
det immer wieder über Erfolg oder Mißerfolg anwaltlicher Tätig-
keit.
Die Teilnehmeranzahl ist auf 15 beschränkt.

Termin: Freitag, 2. 7. 1999 bis Samstag, 3. 7. 1999 = 5 Halbtage
Seminarplanung: DDr. Gerald Fürst, RA in Mödling
Referenten: Prof. Willi Gansch, Lehrer an der Hochschule für Musik
und Darstellende Kunst, Max-Reinhardt-Seminar Wien
DDr. Gerald Fürst, RA in Mödling
Seminarort: Hernstein
Seminar-Nr: 990702/2

Das materielle und formelle Disziplinarrecht wird dargestellt und
anhand von praktischen Fallbeispielen vertiefend bearbeitet.
Das Seminar befaßt sich aber auch mit dem Berufsbild des Rechts-
anwalts und mit den Auswirkungen des EU-Beitritts auf das anwalt-
liche Berufsrecht.

Termin: Freitag, 28. 5. 1999 bis Samstag, 29. 5. 1999 = 3 Halb-
tage
Seminarplanung: Dr. Eckart Fussenegger, RA in Salzburg
Referenten: Dr. Leopold Hirsch, RA in Salzburg
Dr. Eckart Fussenegger, RA in Salzburg
Seminarort: St. Georgen/Attergau
Seminar-Nr: 990528/3

Die feine Klinge. Perfektes Agieren im Strafprozeß

awak.event

Dieses awak.event knüpft an die jüngste Reformdiskussion an und
befaßt sich intensiv mit den zentralen Themen des Strafprozeß-
rechts:
Von den Ermittlungsmethoden über die Strafanzeige zur Anklage-
schrift geht es weiter in die Untersuchungshaft und von dort in die
Hauptverhandlung. Anschließend stehen neben Besonderheiten im
Finanz- und Jugendstrafverfahren die anwaltliche Nachsorge nach
der strafgerichtlichen Verurteilung sowie das Plädoyer und die
Nichtigkeitsbeschwerde im Vordergrund.
Diese dreitägige Veranstaltung in Gmunden setzt die überaus
erfolgreiche, vom ÖRAK-Arbeitskreis Berufsnachwuchs und Fortbil-
dung initiierte Veranstaltungsreihe fort. Ziel ist es wieder, sowohl
ein Diskussionsforum für die in diesem Bereich spezialisiert tätigen
Kolleginnen und Kollegen, als auch einen umfassenden und kom-
petenten Einstieg für Berufsanwärter zu bieten.

Termin: Donnerstag, 10. 6. 1999 bis Samstag, 12. 6. 1999 =
6 Halbtage
Seminarort: Gmunden
Seminar-Nr: 990610/3

Wettbewerbsrecht

awak.special

Das Seminar bietet einen systematischen Überblick über das UWG
unter besonderer Berücksichtigung der Rechtsentwicklung.
Das Wettbewerbsrecht ist wie kaum ein anderes Rechtsgebiet
durch die Spruchpraxis der Gerichte geprägt. Im Zentrum des
Seminars steht daher die Erörterung zahlreicher konkreter Fallbei-
spiele.
Zu den materiellrechtlichen Bestimmungen werden jeweils die
verfahrensrechtlichen Besonderheiten des Wettbewerbsprozesses
behandelt. Dazu werden Musterbeispiele für Klage (+ EV-Antrag),
Äußerung und Exekution zur Diskussion gestellt.

Termin: Freitag, 18. 6. 1999 bis Samstag, 19. 6. 1999 = 3 Halb-
tage
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Änderungen der Liste

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Gründung einer GesbR

Rechtsanwaltspartnerschaft
Kolarz & Donnerbauer,
2000 Stockerau, Schießstattgasse 21,
Tel. 02266/623 43,
Telefax 02266/623 43 16,
per 14. 1. 1999

Änderung der Telefonnummer

Dr. SCHMIDT Helmut, Dr. SCHREIBER
Ingo, Mag. SOMMERBAUER Manfred,
2. Tel.-Nr. 02622/245 50 entfällt!

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. PROKOP Stefan, Perchtoldsdorf,
Tel. 01/865 71 72,
Telefax 01/865 71 73

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Gründung einer KEG

Dr. BREITWIESER Rechtsanwalts-Komman-
ditpartnerschaft, 4701 Bad Schaller-
bach, Johann-Strauß-Straße 1,
Tel. 07249/482 86-0,
Telefax 07249/482 86-4,
per 13. 10. 1998

Löschung einer GesbR

Dr. QUASS Günther,
& Dr. POHLHAMMER Harald, Linz,
wurde per 31. 12. 1998 aufgelöst

e-mail-Adressen

Dr. WAGNER Gerhard,
Mag. Dr. REITMAYR Ernst, Linz,
e-mail: RA-WAGREIT@tbxa.telecom.at

Dr. HARRER Manfred, Linz,
e-mail: ra.harrer@aon.at

Beschluß

Der für Herrn Dr. SCHMID Werner, em RA
in 5280 Braunau/Inn, sein mStv Dr. Florian
Lackner ist lt Beschluß vom 18. 11. 1998
seines Amtes enthoben und Mag. Friedrich

Wachtveitl, 5280 Braunau/Inn, als neuer
mStv bestellt.

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. GARSTENAUER Roland, 5020 Salz-
burg, Nonntaler Hauptstraße 1,
Tel. 0662/84 00 33,
Telefax 0662/84 00 34-14,
per 1. 1. 1999

Dr. OBERBICHLER Andrea, 5500 Bischofs-
hofen, Sparkassenstraße 26,
Tel. 06462/31 50-0,
Telefax 06462/31 50-14,
per 1. 1. 1999

Dr. KETTL Bernhard,
5020 Salzburg, Schanzlgasse 4a,
Tel. 0662/84 31 64,
Telefax 0662/84 44 43,
per 1. 1. 1999

Dr. THIELE Clemens,
5020 Salzburg, Giselakai 51,
Tel. 0662/62 45 00,
Telefax 0662/62 45 00-34,
per 1. 1. 1999
e-mail: Anwalt.Thiele@eurolawyer.at

Gründung einer GesbR

Dr. OBERBICHLER Michael, Dr. OBER-
BICHLER Andrea, 5500 Bischofs-
hofen, Sparkassenstraße 26,
Tel. 06462/31 50-0,
Telefax 06462/31 50-14,
per 1. 1. 1999

Löschung einer GesbR

Dr. REITER Georg, Dr. BRANDWEINER
Christoph, 5020 Salzburg,
Reichenhaller Straße 9,
wurde per 23. 12. 1998 aufgelöst

Änderung der Telefaxnummer

Dr. BRUZEK Reinhard, Dr. AGER Heinz,
Salzburg-Elsbethen,
Telefax 0662/62 99 90-14

Ableben

Dr. ENDL Karl, Salzburg,
per 31. 12. 1998,
mStv Dr. Clemens Endl, Salzburg

Dr. REITER Georg, Salzburg,
per 1. 12. 1998,
mStv Dr. Christoph Brandweiner,
Salzburg

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. SPRINGER Timo
per 20. 11. 1998
bei Dr. Herbert Hübel

RAA Mag. FISCHER Rene
per 10. 12. 1998
bei Dr. Michael Kinberger

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

e-mail-Adressen

Dr. WEILER Gert, Feldbach,
e-mail: ra-dr.g.weiler@aon.at

Mag. JANTSCHER Wolfgang, Graz,
e-mail: wolfgang.jantscher@styria.com

Dr. PETROWITSCH Arnold,
Dr. PETROWITSCH Gerhard, Leibnitz,
e-mail: ra.dr.petrowitsch@aon.at

Dr. SIMMA Elisabeth, Graz,
e-mail: e.simma@aon.at

Dr. FRANK Nikolaus, Liezen,
e-mail: DR.FRANK@RECHTS
ANWAELTE.CO.AT

Dr. HERDEY Stefan,
Dr. GSELLMANN Roland, Graz,
e-mail: ra-hegs@steiermark-online.at

Dr. FOLK Gerhard, Dr. FOLK Gert,
Kapfenberg,
e-mail: folk@austriaone.at

Dr. KRULETZ Michael, Graz,
e-mail: mkruletz@sime.com

Dr. MILLNER Günther,
Dr. SCHAMESBERGER Marisa, Graz,
e-mail: RA-Hofgasse@netway.at
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Mag. WISIAK Sabine, Mureck,
e-mail: RA-Wisiak@tbxa.telecom.at

Dr. SCHMID Harold,
Mag. SCHMID Helmut, Graz,
e-mail: schmid-und-schmid@netway.at

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. DOERGE Alexander, 6020 Inns-
bruck, Schmerlingstraße 4/II,
Tel. 0512/58 03 81,
Telefax 0512/58 03 81-22,
per 1. 1. 1999, in Regiegemeinschaft
mit Dr. Günter Zeindl

Dr. FÖGER-EDLINGER Marion, 6020 Inns-
bruck, Herzog-Friedrich-Straße 24,
Tel. 0512/57 40 40,
Telefax 0512/57 40 40-40,
per 1. 1. 1999

Mag. RUPPRECHTER Walter,
6300 Wörgl, Bahnhofstraße 37,
Tel. 05332/718 00-0,
Telefax 05332/718 00-7,
per 1. 1. 1999, in OEG mit
Dr. Ingrid Hochstaffl-Salcher

Mag. WEICHSELBRAUN Herbert,
9900 Lienz, Tirolerstraße 30/2,
Tel. 04852/645 64,
Telefax 04852/688 80,
per 1. 1. 1999,
in Sozietät mit Dr. Gerhard Seirer

Mag. ATZL Alexander,
6300 Wörgl, Bahnhofstraße 17,
Tel. 05332/231 77,
Telefax 05332/231 77-4,
per 8. 1. 1999,
in Sozietät mit Dr. Herbert Pertl

Dr. PERTL Herbert,
6300 Wörgl, Bahnhofstraße 17,

Tel. 05332/231 77,
Telefax 05332/231 77-4,
per 8. 1. 1999,
in Sozietät mit Mag. Atzl Alexander

Dr. WARBEK Stefan,
6020 Innsbruck, Schöpfstraße 15,
Tel. 0512/56 06 50-0,
Telefax 0512/56 06 50-50,
per 11. 1. 1999
e-mail: s.warbek@tirol.com

Kanzleisitzverlegung

Dr. BRUNNER Horst, Dr. STOCK Emilio,
6370 Kitzbühel, JochbergerStraße 98,
Tel. 05356/727 28,
Telefax 05356/727 30

Verzicht

Dr. LIPHART Karl Guido, Innsbruck
per 31. 12. 1998,
mStv Dr. FRANCKENSTEIN Ludwig,
Innsbruck
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e-mail-Adresse

Dr. KASSEROLER Helmuth,
Dr. KASSEROLER Stephan, Innsbruck,
e-mail: kasseroler@aon.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. PLATTER Oskar
per 30. 11. 1998
bei Dr. Skarics Markus, Imst

RAA Dr. SCHWENINGER Herbert
per 9. 12. 1998
bei Dr. REISCH Klaus, Kitzbühel

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. FINK Markus,
6850 Dornbirn, Eisengasse 7,
Tel. 05572/555 05,
Telefax 05572/555-05-11,
per 31. 12. 1998

Dr. GUNZ Henrik,
6850 Dornbirn, Marktplatz 9
Tel. 05572/257 06,
Telefax 05572/209 33,
per 31. 12. 1998,
in GesbR mit Dr. Alfons u Dr. Othmar
Simma, Dr. Ekkehard Bechtold

Dr. MANDL Andreas,
6800 Feldkirch, Churerstraße 3/II,
Tel. 05522/72 33,
Telefax 05522/790 75,
per 31. 12. 1998, in GesbR mit
Dr. Hans und Dr. Georg Mandl

Dr. MATT Katja,
6900 Bregenz, Belrupstraße 8,
Tel. 05574/466 08,
Telefax 05574/466 08-4,
per 31. 12. 1998,
in GesbR mit Dr. Alexander Matt

Änderung der Telefaxnummer

Dr. MANHART Sepp, Bregenz,
Telefax 05574/423 64-20

Verzicht

Dr. RABANSER Wolfgang, Dornbirn,
per 31. 12. 1998,
mStv Dr. Josef M. Fitz

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Dr. NEYER Ingrid
per 4. 1. 1999
bei Mag. Bertsch German, Feldkirch

RAA Mag. KUCERA Matthias
per 4. 1. 1999
bei Dr. Tschann Anton, Bludenz

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

Dr. EHMANN Heinz,
1100 Wien, Hasenöhrlstraße 69/6,
per 14. 1. 1999

Mag. GALLA Franz,
1030 Wien, Reisnerstraße 12,
per 14. 1. 1999

Löschung einer GesbR

Dr. BRIEM Robert, Dr. DULLINGER Kurt,
Dr. KUSTOR Thomas, Wien,
per 31. 12. 1998

Änderung der Telefaxnummer

Dr. PERNKOPF Hans, Wien,
Faxnummer entfällt!

e-mail-Adressen

Dr. RÜDIGER Thomas, Wien,
e-mail: ruediger.advocat@teleweb.at

Dr. KOMMAR Siegfried, Wien,
e-mail: ra.kommar@vip.rdb.at

Dr. SCHIRL Karl, Wien,
e-mail: dr.schirl@teleweb.at

DDr. STEINER Elisabeth,
Dr. WITT DÖRING Daniela, Wien,
e-mail: SWD@CST.AT

Dr. LEHNER Nikolaus,
Dr. LEHNER Ingeborg, Wien,
e-mail: nikolaus-lehner@via.at

Dr. STEININGER Manfred, Wien,
e-mail: steininger.anwalt@aon.at

Dr. HELLER Christa A., Wien,
e-mail: law.office.ch.heller@vol.at

Dr. ENGELHART Karl F.,
Dr. REININGER Nikolaus,
Mag. LAMPERSBERGER Daniel,
Mag. SCHWARZ Hermann, Wien,
e-mail: eng.rei.ra@csg.at

Dr. HOFMANN Lothar, Wien,
e-mail: Tlex@compuserve.com

Dr. HELLER Hermann, Wien,
e-mail: office@RA-HELLER.at

Fehlerberichtigung AnwBl 1999/1, 32

Dr. PRESLMAYR Karl, Wien,
e-Mail: karl@preslmayr.co.at
Dr. GEHMACHER Florian, Wien,
e-Mail: gehmacher@preslmayr.co.at
Dr. HERZIG Rainer, Wien,
e-Mail: herzig@preslmayr.co.at
Mag. HAUCK Dieter, Wien,
e-Mail: hauck@preslmayr.co.at
Dr. PRESLMAYR Martin, Wien,
e-Mail: martin@preslmayr.co.at
Dr. FELLNER Markus, Wien,
e-Mail: fellner@preslmayr.co.at
Dr. SCHMIDT Matthias, Wien,
e-Mail: schmidt@preslmayr.co.at
Mag. WRATZFELD Kurt, Wien,
e-Mail: wratzfeld@preslmayr.co.at

Wir bitten das Versehen zu entschuldigen.
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Gesetzgebung

Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

99/7 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 66.511/4-3/98
Entwurf einer Verordnung über den Nachweis der
Fachkenntnisse für die Vorbereitung und Organisation
von bühnen- und beleuchtungstechnischen Arbeiten (Büh-
nen-V); vereinfachtes Begutachtungsverfahren

99/14 Bundesministerium für Justiz
GZ 7.051F/9-I.2/1999
Entwurf für eine RL des EP und des Rates über bestimmte
rechtliche Aspekte des elektronischen Geschäftsverkehrs
im Binnenmarkt; Koordination der österr Haltung
Referent: Dr. Benn-Ibler
Stellungnahme abgegeben am: 17. 2. 1999

99/15 Bundeskanzleramt
GZ 180.310/9-I/8/98
Bundesgesetz über die Sicherung, Aufbewahrung und
Nutzung von Archivgut – Bundesarchivgesetz; Entwurf
Referent: Dr. Kucsko

99/16 Bundeskanzleramt
GZ 180.310/10-I/8/98
Bundesgesetz über die Bundesstatistik – Bundesstatistik-
gesetz 2000; Entwurf
Referent: Dr. Kucsko

99/17 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 98.311/5-IX/1/99
Entwurf einer Novelle des Forschungsförderungsgesetzes
1982; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

99/19 Bundesministerium für Justiz
GZ 4.601A/1-I.1/1999
Entwurf eines Kindschaftsrechts-Änderungsgesetzes 1999
Referent: Dr. Czinglar
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27. Europäische Präsidenten-
konferenz
Vom 11. bis 13. 2. 1999 war Wien einmal mehr Zentrum der
Advokatur. Nimmt man den Zustrom der Teilnehmer als Maßstab,
dann haben die Wiener Advokatengespräche in den nunmehr
nahezu drei Jahrzehnten ihres Bestehens nichts an Attraktivität und
Aktualität eingebüßt. Das Bedürfnis und die Notwendigkeit, eine
alljährliche Institution des Meinungsaustausches, des Kennenler-
nens, Absteckens und Abgleichens von Positionen zu haben, ist
ohne Zweifel gegeben.
Nach dem traditionellen Begrüßungsabend durch die Stadt Wien
und den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag am 11. 2.
1999 – heuer erstmals auf dem Jagdplateau der Neuen Burg –
wartete die Arbeitstagung am 12. 2. 1999 im Palais Ferstel mit
einem dichten Programm. Im Zentrum der Gespräche stand ua
„Die Bedeutung der Freien Rechtsberufe im integrierten Europa“.
Präs Hoffmann berichtete in diesem Zusammenhang über die
Ergebnisse der im Rahmen der österreichischen EU-Präsidentschaft
vom 20. bis 21. 11. 1998 in Wien abgehaltenen internationalen
Konferenz.
Die Generaldebatte war, wie im Vorjahr, der „Ausbildung des
Berufsnachwuchses“ gewidmet. RA Dr. Rupert Wolff, 2. Vizepräsi-
dent des CCBE (conseil des barreaux de la communauté euro-
péenne) und RA Dr. Max Josef Allmayer-Beck, Vorsitzender des
ÖRAK-Arbeitskreises für Berufsnachwuchs und Fortbildung und
Vorsitzender der Anwaltsakademie, referierten über die bisherigen
Bemühungen und Ergebnisse auf gesamteuropäischer Ebene. Ein
Ziel der Tagung war es, im gemeinsamen Diskurs herauszufinden,
ob bzw welche Veranlassungen notwendig wären, um die Bemü-
hungen von CCBE, FBE (Federation of European Bars) und STAGE
(vgl nachfolgenden Auszug aus dem Referat von Dr. Allmayer-Beck)
zu koordinieren respektive zu konzentrieren und welche Zeitvorga-
ben für die Umsetzung in Aussicht genommen werden könnten.

Bei der Arbeitstagung im Palais Ferstel stand vor allem das Thema „Ausbildung
des Berufsnachwuchses“ sowie die Rolle des CCBE auf der Tagesordnung.

Nachfolgend kurze Auszüge aus den Referaten von RA Dr. Rupert
Wolff und RA Dr. Max Josef Allmayer-Beck zur „Ausbildung des
Berufsnachwuchses“:
„Der europäische Rechtsanwalt existiert bereits seit langem. Die
Bürger der Union und ebenso die außereuropäischen Bürger und
Klienten fragen seine Leistungen nach“, führte Rupert Wolff bei
den Wiener Advokatengesprächen aus. Die Mindestanforderun-
gen an den europäischen Rechtsanwalt skizzierte er wie folgt:

„. . . – hoher und möglichst einheitlicher Ausbildungsstand ohne Grenzen
– fundierte theoretische Ausbildung in regionalem, nationalem, Gemein-

schafts- und internationalem Recht
– praktische Ausbildung in Kautelarjurisprudenz und Plädoyer
– Weiterbildung.

Die nötige Harmonisierung sollte nicht am fertigen Produkt Rechtsanwalt,
sondern bereits ‚an den Geleisen‘ zum Beruf erfolgen.
Harmonisierung darf nicht das Finden des quantitativ kleinsten gemeinsamen
Nenners sein, sondern das Erreichen eines möglichst hohen Qualitätsstan-
dards.
Die Europäische Präsidentenkonferenz und der CCBE haben sich diesem
Thema in den letzten zwei Jahren bevorzugt gewidmet:
Der schriftliche Bericht des CCBE über die faktische Ausbildungssituation in
Europa wurde im Februar 1998 dieser Konferenz vorgelegt.
Die Arbeitsgruppe des CCBE hat seit Februar 1998 mehrfach getagt.
Das Zwischenergebnis dieser Arbeitsgruppe lautet:

– Harmonisierung der Ausbildungsqualität bedeutet nicht Angleichung der
Ausbildungsinhalte: Vorrangiges Ziel ist ein einheitlicher hoher Qualitäts-
standard;

– jeder Rechtsanwalt der Union hat Kenntnisse des Gemeinschaftsrechtes,
des vergleichenden Rechtes und des Zugangs zu den Rechtsquellen aufzu-
weisen;

– die Rechtsanwaltschaften der Mitgliedsländer sind aufgerufen, die Ausbil-
dung untereinander abzustimmen, um Divergenzen in der Aus- und Wei-
terbildung zu vermeiden; hierbei soll der CCBE als Zentral- und Clearing-
Stelle fungieren.

Um dieses Ziel zu erreichen, bieten sich folgende kurzfristige Maßnahmen
an:

– die postuniversitäre Ausbildung zum Rechtsanwaltsberuf muß verpflich-
tend sein und eine Prüfung umfassen;

– die Ausbildung muß einen theoretischen Teil von ca 100 bis 200 Vorle-
sungsstunden und einen praktischen Teil umfassen;

– inhaltlich hat die Ausbildung einerseits die nationalen Besonderheiten
jedes Mitgliedslandes zu umfassen, andererseits unionseinheitlich zu um-
fassen: a) Einführung in das Gemeinschaftsrecht und dessen praktische
Anwendung; b) Einführung in die bedeutendsten europäischen Rechts-
systeme; c) Kenntis des EU-Standesrechtes; d) Umgang mit den moder-
nen Kommunikations- und Informationsmedien;

– Ausbildung der Ausbildner;
– verpflichtende Weiterbildung im Ausmaß von 20 Stunden/Jahr, davon

mindestens ein Zehntel in Gemeinschaftsrecht.

Folgende längerfristige Maßnahmen bieten sich an:

– die Harmonisierung der Rechtsordnungen hat mit der Harmonisierung der
Ausbildung einherzugehen;

– unter der Federführung des CCBE soll eine Studie über die Details der
nationalen Aus- und Weiterbildung erfolgen;
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– aus der Analyse dieser Studie kann eine Entscheidung über die Not-
wendigkeit einer Europäischen Rechtsanwaltsakademie ebenso resultie-
ren wie der Bedarf nach größerer Harmonisierung der Ausbildung zum
Rechtsanwaltsberuf.“

Als zweiter Vizepräsident des CCBE dankte Rupert Wolff der öster-
reichischen Rechtsanwaltschaft für ihre „konstruktive Mitwirkung
am Bau der Festung Europa“.

Dr. Max Josef Allmayer-Beck berichtete über die Organisation
STAGE, die 1994 in Bilbao auf spanische Initiative – und zwar aus
der Überzeugung spanischer Kollegen, daß die derzeit in Spanien
geltenden Voraussetzungen für die Zulassung zum Rechtsanwalts-
beruf, nämlich lediglich das abgeschlossene Hochschulstudium,
nicht befriedigend sind, und daß durch eine entsprechende Initia-
tive diesem Übel Abhilfe geschaffen werden sollte – gegründet
worden war. STAGE hat sich ausschließlich der Harmonisierung
der anwaltlichen Ausbildung des europäischen Rechtsanwaltes ver-
schrieben. Wie Dr. Allmayer-Beck ausführte, wird STAGE in ihren
Bestrebungen von der FBE tatkräftig unterstützt. FBE und STAGE
haben im Jahre 1997 ein Kooperationsabkommen geschlossen.
Dr. Allmayer-Beck informierte die Teilnehmer der Europäischen
Präsidentenkonferenz wie folgt:

„Das Thema Harmonisierung war 1996 in Malaga Gegenstand der jährli-
chen Generalversammlung der FBE. Es wurde damals von den anwesenden
Kammern, darunter auch von Wien, eine Resolution zum Thema Ausbildung
beschlossen.

Danach sollten die einzelnen Anwaltskammern in Europa unter anderem
Maßnahmen ergreifen, wonach gewährleistet ist,

– daß das Jusstudium so vereinheitlicht werde, daß nach mindestens vier
Jahren das Abschlußdiplom (in Österreich Magisterium) erlangt werden
könne,

– daß überall eine vom Anwaltsstand kontrollierte Stätte zur Ausbildung von
Rechtsanwälten eingerichtet werden könne, verbunden mit einem Pflicht-
praktikum, welches solange dauern solle wie die Ausbildungszeit in einer
derartigen Ausbildungseinrichtung und einem zusätzlichen Jahr,

– daß in jedem Land eine einheitliche Organisation und Kontrolle der
Ausbildung eingerichtet werden könne, die Art und Inhalt der Ausbildung
genau definieren,

– daß am Ende der Berufsausbildung kontrolliert werden könne, daß nicht
nur das theoretische Rechtswissen – wie es auf der Universität gelehrt
wird – sondern auch

– die entsprechende Fähigkeit und die Berufserfahrung des Berufsanwärters
gegeben sind.

Es wurde hier erstmalig ein europäisch-einheitliches dreigliedriges Ausbil-
dungsmodell als wünschenswert vorgestellt:

– Universitätsstudium (einschließlich Studium des Europäischen Gemein-
schaftsrechtes) mit Abschlußdiplom

– Absolvierung einer Anwaltsberufsschule und

– Absolvierung einer Praxis in einem Anwaltsbüro.

Es bestand in London 1997 Einigkeit, daß darüber die Experten der FBE und
die Experten von STAGE gemeinsam in einem Gremium die weiteren Schritte
beraten sollen. Dies sollte im Zusammenwirken mit den Experten des CCBE
geschehen.

Im April 1998 tagten diese Experten einmal in Paris. Zu Beginn des Treffens
war der nunmehrige Past-Präsident des CCBE Maitre Gout anwesend. Dazu
lag ein in Bilbao vorbereitetes Dokument zum Thema: ‚Minimum standards
for the training of the Lawyer in Europe‘ vor. Man einigte sich, auf folgenden
Gebieten Standards zu erarbeiten:

– materiellrechtliche und

– berufsbezogene Fertigkeiten des Rechtsanwaltes

– Management der Rechtsanwaltskanzlei

– die europäische Dimension des Berufes (beheimatete im ELPIS Law Tea-
ching Projekt), dies ist ein Projekt, das sich zum Ziel gesetzt hat, die euro-
päische und vergleichende Dimension der Rechtslehre in den europäi-
schen Ländern im Hinblick auf die Erleichterung der freiwilligen juristi-
schen Berufsausbildung in Europa zu erforschen. Brief von Präsident
Scharf, RA-Kammer Celle an den ÖRAK vom 4. 6. 1998;

– institutionelle Aspekte und Ausbildungsmethoden und

– Ausbildung der Ausbildner.

Als nächste Veranstaltung fand vom 22. bis 24. Oktober des vergangenen
Jahres in Brügge der letzte Kongreß von STAGE zusammen mit einer außer-
ordentlichen Generalversammlung der FBE statt. Eigentlich hätte dieses Tref-
fen ein endgültiges Ergebnis der Tätigkeit des Expertenteams präsentieren
sollen. Diese Zielvorgabe hat sich als zu ehrgeizig erwiesen. Ein derartiges
Dokument konnte nicht präsentiert werden. Dies zeigt, wie schwer und stei-
nig der Weg für alle Beteiligten ist, gemeinsame Standards in der Berufsaus-
bildung für den europäischen Anwalt zu finden und zu entwickeln.

Meines Erachtens bedarf es dazu zweier Dinge:

Eines straff organisierten Expertenkomitees mit entsprechender Verantwor-
tung und des Einsatzes von finanziellen Mitteln, da eine gute Expertise ein-
fach Geld kostet.

Nachstehende Erkenntnisse wurden vom 22. bis 24. 10. 1998 in Brügge
gewonnen:

– Es sollte bei der Ausbildung der jungen Kollegen aufbauend auf das
Universitätsstudium der Akzent mehr auf die Vermittlung von beruflichen
Fähigkeiten als auf die Vermittlung faktischen Wissens gelegt werden.

– Bei der Wissensvermittlung sollte vor allem darauf geachtet werden, daß
allen europäischen Anwälten ein klar definiertes Minimum an Kenntnissen
des europäischen Gemeinschaftsrechts einwandfrei geläufig sein muß.
Vor allem der Einfluß des europäischen Rechtes auf die tägliche Anwalts-
praxis muß allen Anwälten der Europäischen Union bewußt sein.

– Schließlich und endlich wäre dafür zu sorgen, daß vor allem Rechtsmate-
rien gelehrt werden, die sonst nirgendwo in Vorlesungsverzeichnissen zu
finden sind, wie zB ganz wichtig, das berufliche Standesrecht und die
damit verbundenen ethischen Werte für die Ausübung des Berufes.

– Weiters wurden die Teilnehmer auf die Bedeutung juristischer Methodolo-
gie hingewiesen.

Erneut wurde auf die große Bedeutung des ‚Train the trainers‘ hingewiesen.
Es muß Vorsorge dafür getroffen werden, daß vor allem aus dem Berufs-
stand der Rechtsanwälte qualifizierte Ausbildner gefunden und ausgebildet
werden, um die soeben angestellten Überlegungen auf die richtige Art und
Weise im Unterricht zu transportieren. (Julian Lonbay, University of Birming-
ham, ‚Training Lawyers in the European Community‘).

Anhand amerikanischer Vorbilder wurde die Bedeutung der laufenden
Pflichtfortbildung der eingetragenen Rechtsanwälte für den europäischen
Berufsstand herausgestrichen (Lary Center, President of ACLEA: Association
of Continuing Legal Education of America (CLE).“
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Der Nachmittag diente dem Gedankenaustausch über den CCBE
als Vertretung der Rechtsanwaltschaften gegenüber den Gremien
der Europäischen Union. Andiskutiert wurden Fragen der Organi-
sation und Finanzierung, Aufgabenstellungen, Informationspolitik
des CCBE gegenüber den Mitgliedern, aber auch Fragen in bezug
auf die Einbeziehung der Anwaltschaften aus den Beitrittsländern.
Präs Hoffmann betonte, daß sämtliche Diskussionsbeiträge und
Vorschläge nicht als Eingriff in „innere Angelegenheiten“ des
CCBE zu verstehen seien, daß jedoch eine Diskussion über den
CCBE auf Ebene der nationalen Anwaltschaften legitim sei und zur
weiteren Verbesserung der Kommunikation und Akzeptanz des
CCBE beitragen könnte.

Das Präsidium des CCBE verfolgte die Wortmeldungen der Tagungsteilnehmer
mit großem Interesse. Von links nach rechts: Präs A. Felios Sotiris (Grie-
chenland), 1. Vizepräs Dag Wersen (Schweden), 2. Vizepräs Dr. Rupert Wolff
(Österreich)

Darüber hinaus kam es über Initiative von Präs. Dr. Eberhard
Haas, Bundesrechtsanwaltskammer, zu nachstehender gemeinsa-
mer Erklärung:

„Zu der geplanten Erweiterung der Richtlinie des Rates vom 10. 6. 1991 zur
Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche
(91/308/EWG) auf freie rechtsberatende Berufe haben die in Wien ver-
sammelten Repräsentanten der Anwaltschaften aus 29 Ländern sowie euro-
päischer und internationaler Anwaltsorganisationen am 12. 2. 1999 ein-
stimmung folgende Erklärung verabschiedet:

Die Rechtsanwaltschaft verurteilt jegliche Mitwirkung an Geldwäsche.
Jede Beteiligung an Geldwäsche wird von den anwaltlichen Berufsorga-

nisationen gemäß ihrem nationalen und europäischen Berufsrecht diszi-
plinarisch verfolgt.
Die Vertraulichkeit des Gespräches des Bürgers mit seinem Anwalt ist
eine wesentliche Grundlage des Rechtsstaates. Auch die Bekämpfung
der Geldwäsche darf nicht zu einer Einschränkung dieses Grundrechts
führen.
Ein Rechtsanwalt als Informant der Strafverfolgung steht im Widerspruch
zu seiner Funktion in unserer europäischen Rechtskultur. Er würde sogar
daran gehindert, durch vertrauliche Beratung den Mandanten von Geset-
zesverstößen abzuhalten.“

Dr. Klaus Hoffmann
Präsident

Nach der Arbeitstagung gab es ein festliches Zusammensein im Palais Palla-
vicini. Von links nach rechts: Dr. Eva Hoffmann, BM Dr. Nikolaus Michalek,
Andrea Haas, Gattin des Präsidenten der Bundesrechtsanwaltskammer,
ÖRAK-Präs Dr. Klaus Hoffmann in der Rolle des Gastgebers.

Am 13. 2. 1999 empfing der Herr Bundesminister für Justiz,
Dr. Nikolaus Michalek, einer langjährigen Tradition folgend, die
Teilnehmer an den Wiener Advokatengesprächen im Palais Traut-
son. Vor diesem Empfang wurden Rechtsanwalt Uwe Kärgel und
Rechtsanwalt Dr. Peter Wrabetz, nicht zuletzt im Zusammenhang
mit ihrem Wirken um und für die Europäische Präsidentenkonfe-
renz und die Vertiefung des „europäischen Gedankens“, durch die
Überreichung hoher Auszeichnungen geehrt (s S 168).
Welch gelungeneren Ausklang als den Juristenball in der Wiener
Hofburg könnte es für eine Europäische Präsidentenkonferenz in
Österreich geben? Wer immer es sich von den Tagungsteilnehmern
zeitmäßig einteilen konnte, überzeugte sich zum Abschluß der
Konferenz von einem Ereignis, das in Europa wohl einzigartig ist.

Monika Peschke
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Aus dem juristischen Leben

Ehrungen im Umfeld
der 27. EPK
Uwe Kärgel, Rechtsanwalt in Berlin, Vizepräsident des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) und erster Vorsitzender des Berliner Anwalts-
vereines, wurde am 13. 2. 1999 von BM Dr. Nikolaus Michalek
das Große Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich
überreicht. RA Dr. Peter Wrabetz, als ÖRAK-Generalsekretär i.R.
langjähriger Organisator der Europäischen Präsidentenkonferenz
(EPK) und nunmehr Mitglied des Ständigen Senates, konnte das
Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik
Österreich in Empfang nehmen.

„Ein Hoch“ auf die Geehrten. Von links nach rechts: Herr Bundesminister für
Justiz Dr. Nikolaus Michalek, Vizepräsident Uwe Kärgel, RA Dr. Peter Wrabetz.

Der Deutsche Anwaltverein ist die auf freiwilliger Mitgliedschaft
beruhende Standesorganisation der deutschen Rechtsanwälte, die
über die lokalen Mitgliedervereine organisiert sind, und repräsen-
tiert etwas mehr als 50% aller deutschen Rechtsanwälte. RA Kärgel
gehört seit 1990 dem Vorstand des DAV an, ist seit 1997 einer
der Vizepräsidenten und seit 1998 zugleich Schatzmeister. Seit
1989 ist Uwe Kärgel erster Vorsitzender des Berliner Anwaltsver-
eines, somit verantwortlich für die traditionellen Berliner Anwalts-
tage, die von gesamteuropäischer Bedeutung sind. Die Berliner
Anwaltstage spielen auch in den Beziehungen der Anwaltschaften
Deutschlands und Österreichs bzw von Berlin und Wien eine
besondere Rolle. Die Rechtsanwaltskammer Wien hat mit dem Ber-
liner Anwaltsverein ein Freundschaftsabkommen abgeschlossen.
RA Kärgel hat in allen seinen Funktionen maßgeblich zu den beson-

ders guten und effizienten bilateralen Beziehungen der Anwalt-
schaften beider Länder und beider Bundeshauptstädte beigetragen
und nimmt regelmäßig an der Europäischen Präsidentenkonferenz
der Anwaltsorganisationen in Wien teil.

Der langjährige Generalsekretär des ÖRAK, RA Dr. Peter Wrabetz,
ist aus der Europäischen Präsidentenkonferenz „nicht wegzuden-
ken“ und engagiert sich seit heuer im „Ständigen Senat“ der Kon-
ferenz. Peter Wrabetz konnte die hohe Auszeichnung für seine in
AnwBl 1/99, 11 beschriebenen Tätigkeitsbereiche und seine im
Zusammenhang damit erworbenen Verdienste entgegennehmen.

MP

Adwokatura Zasluzonym
Das Präsidium der Polnischen Rechtsanwaltskammer hat Herrn
Rechtsanwalt Dr. Walter Schuppich die Auszeichnung „Adwoka-
tura Zasluzonym“ (Advokaturverdienstorden) verliehen. Das Ehren-
zeichen wurde ihm vom Vizepräsidenten Marian Anczyk anläßlich
der Europäischen Präsidentenkonferenz – die auf eine Initiative
des nunmehrigen ÖRAK-Ehrenpräsidenten zurückgeht – am 13. 2.
1999 in Wien überreicht.

Goldene Promotion
Im Hinblick auf ihr „hervorragendes berufliches Wirken“ (§ 98
UOG) erfüllen em Rechtsanwalt Dr. Dietrich Roessler und em
Rechtsanwalt Dr. Oskar Weiss-Tessbach in außergewöhnlicher
Weise jene Voraussetzungen, die das Gesetz für die Erneue-
rung des Doktordiploms aufstellt. Die Überreichung der Golde-
nen Doktordiplome durch den Prodekan o.Univ.-Prof. Dr. Walter
Schrammel erfolgte am 26. 1. 1999 im Rahmen einer eindrucks-
vollen Zeremonie an der Universität Wien.

An rund einem Drittel aller dokumentierten Entscheidungen, die der
Verfassungsgerichtshof seit 1919 gefällt hat, wirkte Dr. Roessler
persönlich mit. Im Hauptberuf war er ein höchst erfolgreicher und
angesehener Anwalt. Darüber hinaus fand der für seine Disziplin
und seinen Einsatz allseits Bewunderte noch Zeit, Vorträge zu
halten, im Fachsenat für Steuerrecht der Kammer der Wirtschafts-
treuhänder durch Jahrzehnte hindurch an der Gestaltung des Steu-
errechts mitzuwirken, zu publizieren, nicht nur in Fachzeitschriften,
sondern auch als Gutachter und Referent für Juristentage und vor
allem die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes in Steuer-
sachen zu ordnen, zusammenzufassen und zu dokumentieren.
Einer der Höhepunkte der anwaltlichen Tätigkeit von Dr. Roessler
war wohl der erfolgreiche Prozeß in Straßburg, in dem er vor dem
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte die privilegierte
Stellung der Lebensmitteluntersuchungsanstalt (Stichwort: Petuelli)
bekämpfte.
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Dr. Oskar Weiss-Tessbach war lange Jahre Mitglied des Diszipli-
narrates der Rechtsanwaltskammer Wien und zuletzt Vizepräsi-
dent des Disziplinarrates. Er hat sich insbesondere um die inter-
nationalen Kontakte der Anwälte bemüht und verdient gemacht.
Dr. Weiss-Tessbach war ein gern berufener Schiedsrichter bei
internationalen Schiedsgerichten und Generalsekretär der Austrian
Branch der International Law Association (ILA), eine Vereinigung,
die sich dem internationalen Recht vor allem auf wissenschaftlicher
Basis nähert.
Der Ausgezeichnete war jahrelang Senior einer der ältesten
österreichischen Anwaltssozietäten, die nach seinem Ausscheiden
seinen Namen annahm. Dr. Weiss-Tessbach war bekannt und
geschätzt für seine Überzeugungskraft und Durchschlagsfähigkeit.
Zu seinen Publikationen gehört insbesondere eine Abhandlung
über die COCOM-Regeln.

MP
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Österreichische
Juristenkommission
„Rechtsstaat – Freiheit und Sicherheit“

Die diesjährige Frühjahrstagung der Österreichischen Juristenkom-
mission wird vom 13. bis 15. 5. 1999 im Hotel Post in Weißenbach
am Attersee stattfinden. Die Tagung wird sich im Schwerpunkt
mit der Reform des strafprozessualen Vorverfahrens beschäftigen.
Weiters werden Fragen des Grundrechtsschutzes in der Informa-
tionsgesellschaft sowie aktuelle rechtspolitische Vorhaben der Bun-
desminister für Justiz und Inneres zur Sprache kommen.
Die Österreichische Juristenkommission weist darüber hinaus auf
die diesjährige Konferenz der europäischen Sektionen der Interna-
tionalen Juristenkommission hin. Die Veranstaltung wird vom 30. 9.
bis 3. 10. 1999 in Warschau stattfinden und unter dem Thema
„New Europe – Marking Rights Real“ stehen. In vier Arbeits-
gruppen werden die Subthemen „Criminal Justice v Individual
Rights“, „Horizontal Approach to the Rights (Drittwirkung)“, „Right
to Court, Access to the Court“ und „Transparency & Corruption“
behandelt werden.

MP

Schloß Hofen – Postgradualer
Lehrgang im Europarecht
Die Auswirkungen des Rechts der Europäischen Union auf die
österreichische Rechtsordnung sind unübersehbar und schlagen
sich ua in einer großen Zahl von Vertragsverletzungsverfahren ge-
gen die Republik Österreich sowie einer ebenso beachtlichen Zahl
von Vorabentscheidungsersuchen österreichischer Gerichte nieder.
Eine genaue Kenntnis des Rechts der Europäischen Union ist daher
für einen österreichischen Rechtsanwalt absolut notwendig.
Eine der wenigen qualifizierten Ausbildungsstätten in Österreich
für eine postgraduale Ausbildung bzw Vertiefung im Europarecht
befindet sich in Schloß Hofen in Vorarlberg. Das Zentrum für Wis-
senschaft und Weiterbildung Schloß Hofen in Lochau bei Bregenz
bietet bereits seit 1992 einen postgradualen Lehrgang im Europa-
recht „Akademische Europarechtsexpertin/Akademischer Europa-
rechtsexperte“ an, dem durch Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Verkehr (BGBl 1992/500, zwischenzeitlich
mehrfach erneuert, zuletzt BGBl II 1998/226 die Bezeichnung
„Lehrgang universitären Charakters“ verliehen wurde. Ziel dieser
Ausbildung ist es, auf der Grundlage eines abgeschlossenen Studi-
ums der Rechtswissenschaften, der spezifischen Fortbildung im
Bereich des Europarechts zu dienen.
Neben diesem dreisemestrigen Kurs bietet Schloß Hofen auch –
als fünfsemestrigen Kurs – den akademischen Grad eines „Master
of Advanced Studies (European Law)“ an. Durch das parallele Füh-

ren beider Kursvarianten wird den Hörern ein erleichterter „Durch-
stieg“ geboten, das heißt, daß Absolventen des dreisemestrigen
Grundstudiums, durch das Absolvieren zweier zusätzlicher Seme-
ster den weiteren akademischen Grad eines „Master of Advanced
Studies (European Law)“ erlangen können.

Als Kursbeginn für den dreisemestrigen postgradualen Grund-Lehr-
gang Europarecht, der mit der Bezeichnung „Akademische Euro-
parechtsexpertin/Akademischer Europarechtsexperte“abgeschlos-
sen wird, hat die Kursleitung Schloß Hofen den Monat April 1999
festgesetzt. Nach Maßgabe der Anmeldungen wird danach ein
weiterer Kurs im Umfang von zwei Semestern angeboten werden,
der auf dem dreisemestrigen Grund-Lehrgang aufbaut und mit dem
akademischen Grad eines „Master of Advanced Studies (European
Law)“ abgeschlossen werden kann.

Die Anmeldungen, vor allem für den dreisemestrigen Grundkurs,
nimmt Schloß Hofen, Zentrum für Wissenschaft und Weiterbildung,
Hoferstraße 26, 6911 Lochau am Bodensee, Tel 05574/49 30-0,
Fax 05574/49 30-22, e-mail: schlosshofen.sh@schulen.vol.at, In-
ternet: http://www.vol.at/schlosshofen, ab sofort entgegen. Der
Leiter des Zentrums für Wissenschaft und Weiterbildung Schloß
Hofen, Herr Dr. Armin Paul, steht Ihnen gerne für weitere Informa-
tionen zur Verfügung.

o. Univ.-Prof. DDDr. Waldemar Hummer

Heuer so wichtig wie noch nie:
SUCCESS’ 99
Die Messe für Recht & Wirtschaft

Gleich mit einigen Neuerungen wartet die SUCCESS ’99 auf. Die
bewährte Messe für Recht und Wirtschaft am Wiener Juridicum
wird damit von 4. bis 5. Mai zum Treffpunkt der Studierenden und
heuer auch insbesonders der Rechtsanwälte.
Bereits bei ihren ersten sechs Auflagen war die SUCCESS Wiens
bedeutendstes Forum für die wichtige Begegnung zwischen Studie-
renden, ihren zukünftigen Arbeitgebern und einschlägigen Dienst-
leistern. Neben den Jusstudenten waren auch Wirtschaftsstudenten
mit einem breiten Informations- und Ausstellungsangebot über den
fachspezifischen Arbeitsmarkt, Fachliteratur, EDV, Telekommunika-
tion und Weiterbildung versorgt.

Doch auch eine erfolgreiche Special Interest-Messe muß sich
weiterentwickeln, will sie den Herausforderungen in Zeiten großer
Umbrüche gewachsen sein. Denn der akademische Arbeitsmarkt
ist heute einem tiefgreifenden Wandel unterworfen, die juristisch/
wirtschaftlichen Berufsbilder stehen in einem Prozeß der Neuorien-
tierung, und die korrespondierenden Studienrichtungen erfahren
ebenfalls laufende Veränderungen. In diesem Umfeld entschieden
sich die bisherigen Initiatoren der Messe (die Studierendenfraktion
AktionsGemeinschaft und der Kurier), die Rechtsanwaltskammer



AnwBl 1999/3 171

Veranstaltungen

zur Mitarbeit einzuladen. Dort nahm man den Vorschlag gerne an,
und so konnte heuer die Basis der Veranstalter auch inhaltlich
erheblich verbreitert werden.
Damit werden auch neue thematische Aspekte möglich – und ein
besonderes Serviceangebot auf der Messe, die dadurch auch für
Rechtsanwälte zu einer interessanten Plattform wird. Einige Kolle-
gen haben sich bereit erklärt, die im Zuge einer Studienplanreform
geschaffenen 20 Wahlfachkörbe im Lauf der Messe erstmals öffent-
lich zu präsentieren und dazu zu referieren. Mit dieser Art der Prä-
sentation wird der Brückenschlag zwischen Universität und Praxis,
um den ja die SUCCESS bemüht ist, besonders augenfällig. Mit
dieser Präsentation beginnt auch eine neue Qualität im Wissens-
transfer zwischen Universität und (juridischer) Praxis, wurden doch
in die Studienplangestaltung Praktiker in bisher nicht gekanntem
Ausmaß eingebunden.
Anwälte haben bei der SUCCESS die Möglichkeit, den Studieren-
den ein realistisches Bild über den Beruf und sein aktuelles Umfeld
zu geben. Andererseits können so Kontakte zu engagierten und
erfolgreichen Studierenden geknüpft werden, die sich im Hinblick
auf zukünftige Zusammenarbeit als wertvoll erweisen können.
Im Hinblick auf die laufende Automatisierung des Rechtsverkehrs
bietet die SUCCESS den Anwälten wertvolle Impulse durch die
Begegnung mit Anbietern einschlägiger Lösungen. Selbes gilt für
die Möglichkeit, Kontakte mit Fachverlagen zu knüpfen. Gerade
die SUCCESS mit ihrer typischen Mischung aus konzentrierter
fachlicher Auseinandersetzung mit aktuellen Themen, entspannter
Atmosphäre und Unterhaltung im hochwertigen Rahmenprogramm
ist dafür die ideale Gelegenheit.
Messeinfo unter (01) 404 16 17

Gemeinschaft emeritierter
Rechtsanwälte und Anwalts-
witwen in Oberösterreich
Die Gemeinschaft emeritierter Rechtsanwälte und Anwaltswitwen
in Oberösterreich hat im Kalenderjahr 1998 Zusammenkünfte an
folgenden Tagen veranstaltet:
Am 5. 2. in Linz; der pensionierte Richter des Landesgerichtes Linz,
Hofrat Dr. Wischin, der in richterlicher Funktion schon vor bzw
während des Zweiten Weltkrieges in Krumau an der Moldau tätig
war, hat einen interessanten Vortrag über diese Tätigkeit und auch
über die traurigen Verhältnisse nach dem Ende des Zweiten Welt-
krieges in seiner Heimat gehalten.

Am 27. 4.: Unmittelbar vor Beginn der oö Landesausstellung „Land
der Hämmer, Heimat Eisenwurzen“ trafen wir uns in Micheldorf,
wo sich ein Schwerpunkt dieser Landesausstellung befand. Unser
Kollege Dr. Just hat zusammen mit seiner Gattin in gewohnter Gast-
freundschaft uns ein umfangreiches Referat über die Geschichte
dieses Teiles unseres Heimatlandes geboten.

Am 4. 6. hielt unser Kollege Dr. Rolle in Linz einen spannenden
Vortrag über das Thema „Rom – Vatikan“ mit interessanten Einblik-
ken in nicht allgemein bekannte Ereignisse in den vergangenen
Jahrhunderten.

Am 6. 8. haben wir gemeinsam mit unserem Sprecher die tiefgrei-
fenden Veränderungen in gesellschaftspolitischer Hinsicht in unse-
rem engeren und weiteren Kulturkreis unter besonderer Berücksich-
tigung von Originalabhandlungen in französischer und italieni-
scher Sprache erörtert.

Am 1. 10. bot uns in Linz unsere langjährige Kassierin, Frau
Irmgard Hein, zusammen mit Herrn Dipl.-Ing. Hoinkes unter Be-
rücksichtigung dessen literarischer Tätigkeit einen schönen Einblick
in die Schöpfungen namhafter Maler, vor allem Carl Spitzwegs.

Am 3. 12. trafen wir uns schließlich wieder in Linz, um wiederum
den sehr interessanten Ausführungen unseres Kollegen Dr. Rolle
über die Geschichte der Stadt Bad Ischl und die Bedeutung dieses
Ortes im Zusammenhang mit der Sommerresidenz von Kaiser
Franz Josef I. zu folgen.

Wir treffen uns auch in diesem Jahr einmal auswärts, und zwar am
10. 6. um 9.30 Uhr vor der ehemaligen Stiftskirche in Mondsee
und werden dabei an Ort und Stelle vor allem die Schöpfungen
des Bildhauers Meinrad Guggenbichler im verschiedenen Kirchen
im Raum Mondsee und Umgebung bis Abtsdorf bei Attersee
betrachten.

In Linz treffen wir uns jeweils um 14.30 Uhr im 1. Stock des Restau-
rants „Schwarzer Anker“ im Haus Hessenplatz 14, am 1. 4., 5. 8.,
7. 10. und 2. 12. 1999.

Am 4. 2. hat uns Kollege Dr. Nagele, Vizepräsident der oö Rechts-
anwaltskammer, einen sehr interessanten Vortrag über die Tätig-
keit österreichischer Rechtsanwälte im Ausland, vor allem in der
Tschechischen Republik, gehalten.

Wir würden uns freuen, wenn wir als Gäste aktive Kolleginnen und
Kollegen, aber auch emeritierte Kolleginnen und Kollegen, aber
auch Anwaltswitwen aus anderen Bundesländern bei uns begrü-
ßen dürften.

Dr. Walter Gastgeb
Schubertstraße 38,

4020 Linz
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Wiener Zeitung

vom 16. Februar 1999

Michalek setzt erste Deregulierungsschritte

Neues Berufsrecht für Anwälte

Die Rechtsanwälte erhalten ein neues Be-
rufsrecht. Justizminister Nikolaus Michalek
will das „Rechtsanwalts-Berufsrechts-Ände-
rungsgesetz“ heute dem Ministerrat vorle-
gen, mit dem einerseits ein verpflichtendes
Treuhandbuch geschaffen undandererseits
Deregulierungen ermöglicht werden sollen.

Mit einer Änderung der Rechtsanwaltsord-
nung wird der Österreichische Rechtsan-
waltskammertag (ÖRAK) künftig Pflichten
für die Übernahme und Durchführung von
Treuhandschaften bzw Kontrollen schaffen
können. Damit kann die freiwillige Ein-
tragung in ein Treuhandbuch verpflichtend
werden. Voraussetzung für die Eintragung
in die Rechtsanwaltsliste ist der Abschluß
einer Haftpflichtversicherung, wobei die
Mindestsumme für den Einzelanwalt (auch
für Notare) von 500.000 auf 5,6 Mill
Schilling und für die neuen GmbH auf
33,6 Mill Schilling hinaufgesetzt werden
soll. Das Disziplinarrecht soll verschärft
werden.

Dem Ruf nach Deregulierung wird mit
der Zulassung von Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung und von Niederlassun-
gen gefolgt. Damit sollen die größeren
Wirtschaftskanzleien international wettbe-
werbsfähiger werden.

Gleichzeitig geändert wird das Berufsrecht
der Notare, mit der Möglichkeit, ein elek-
tronisches Urkundenarchiv einzurichten.
Die Zahl der Notariatsstellen soll erhöht
werden.

Salzburger Nachrichten

vom 17. Februar 1999

Neues im Anwaltsrecht

Neue Gesellschaftsformen für Rechtsanwälte

möglich

Wien (SN, APA). Der Ministerrat gab am
Dienstag grünes Licht für Änderungen
des Rechtsanwalts-Berufsrechts. Sie sehen
schärfere Maßnahmen gegen die Ver-
untreuung von Klientengeldern und erste
Deregulierungsschritte vor. Zum besseren
Schutz von Klientengeldern ist im von
Justizminister Nikolaus Michalek vorgeleg-
ten Entwurf vorgesehen, daß der Österrei-
chische Rechtsanwaltskammertag Pflichten
und Kontrollen für Treuhandschaften fest-
legen kann. Geplant ist eine verpflich-
tende Eintragung in ein Treuhandbuch und
eine verpflichtende Versicherung. Diszipli-
narrechtlich soll es bei ersten Hinweisen
auf Veruntreuungen „einstweilige Maßnah-
men“ geben.

Es gibt auch einen ersten Liberalisierungs-
schritt: Gesellschaften mit beschränkter
Haftung und Niederlassungen werden zu-
gelassen. Bisher durfte man Gesellschaften
bürgerlichen Rechts und Partnerschaften
analog zur OHG und KG bilden. Staats-
sekretär Wolfgang Ruttenstorfer will einen
„größeren Schritt“: Auch interdisziplinäre
und internationale Partnerschaften müßten
zugelassen, die Tarife „transparenter und
kompetitiver“ gestaltet, Ausbildungs- und
Praxiszeiten ebenso „kritisch durchleuch-
tet“ werden wie das Werbeverbot. Noch
im Februar möchte er mit Michalek und
Wirtschaftsminister Hannes Farnleitner
über die Punkte verhandeln.

Kurier

vom 17. Februar 1999

Koalition im Endspurt bei Scheidungsrecht

Für Justizminister ist die Überzeugungsarbeit

abgeschlossen: Letzter Schliff an überarbeiteter

Fassung

Zumindest für das Justizministerium ist
die Akkordierung des Entwurfs zur Schei-
dungsreform abgeschlossen: In der unend-
lichen Geschichte der Novelle des Ehe-
rechts kamen Dienstag nachmittag Justiz-
minister Nikolaus Michalek und die Ver-
handler Maria Fekter (VP) und Hannes
Jarolim (SP) einer Einigung sehr nahe.
Beide Abgeordnete wollen jetzt noch Rück-
sprache mit ihren Klubs halten, der Mini-
ster wird den Entwurf im Ministerrat ein-
bringen.

Strittig bis zuletzt war die Regelung bei
nicht einvernehmlicher Scheidung (rund
10% aller Fälle). Ressortchef Michalek
hatte einmal mehr versucht, den Wün-
schen Fekters nachzukommen, und präsen-
tierte eine überarbeitete Fassung seiner
Regierungsvorlage. Die VP-Abgeordnete
zeigte sich mit dem Ergebnis durchaus ein-
verstanden: „Das, was übrig geblieben ist,
können wir mittragen“, meinte sie nach
der Unterredung gegenüber dem KURIER.
SP-Justizsprecher Jarolim versuchte, gute
Miene zum Spiel der VP zu machen: „Ich
nehme zur Kenntnis, daß die Vorlage jetzt
eine abgemagerte Version ist. Sie sollte
aber in dieser Legislaturperiode zu be-
schließen sein.“

Wie berichtet, soll im neuen Gesetz die
anfangs von der VP heftig bekämpfte Mög-
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lichkeit eines Unterhalts für schuldig Ge-
schiedene verankert werden. Dieser wurde
jetzt für jene Fälle normiert, bei denen
Erwerbstätigkeit wegen Kindererziehung
nicht möglich war oder ist. Die Unterhalts-
pflicht wird sich künftig an den „Bedürfnis-
sen“ sowie den „Vermögens- und Erwerbs-
verhältnissen der geschiedenen Ehegatten“
orientieren und soll außerdem zeitlich be-
fristet werden.

Mit der Reform werden auch die „absolu-
ten“ Scheidungsgründe eliminiert: Ein Ehe-
bruch allein wird nicht mehr eine Verschul-
densscheidung bedingen. Es wird aller-
dings, wie von der VP verlangt, im Gesetz
ausdrücklich festgehalten, daß Ehebruch –
wie Gewalt in der Ehe – eine „besonders
schwere Eheverfehlung“ darstellt.

Die Pflicht zur Mithilfe im Betrieb des Ehe-
partners (Landwirtschaft, Arztpraxis), die
der Justizminister ursprünglich eliminieren
wollte, bleibt – sofern sie die Ehepartner
nicht ausschließen.

Manfred Kadi

Kurier

vom 17. Februar 1999

Ministerrat

Strengeres Recht für Anwaltsberuf

Der Ministerrat gab am Dienstag grünes
Licht für Änderungen des Rechtsanwalts-
Berufsrechts. Sie sehen schärfere Maßnah-
men gegen Veruntreuung von Klientengel-
dern und erste Deregulierungsschritte vor.
Weil ihm letztere zu wenig weit gehen,

hat Staatssekretär Ruttenstorfer eine Proto-
kollanmerkung angebracht. Im Februar
will er mit Justizminister Michalek und
Wirtschaftsminister Farnleitner über einen
größeren Liberalisierungsschritt verhan-
deln.

Wiener Blätter
vom 17. Februar 1999

Rechtsanwälte gesprächsbereit

Wien. Die Rechtsanwälte zeigen sich über
Liberalisierungen in ihrem neuen Berufs-
recht gesprächsbereit. Eine Verschlechte-
rung der Ausbildung lehnt Rechtsanwalts-
kammer-Präsient Klaus Hoffmann aber ve-
hement ab. Die von Staatssekretär Wolf-
gang Ruttenstorfer geforderte Angleichung
der Ausbildungs- und Praxiszeiten an EU-
Niveau würde den Verlust eines Wettbe-
werbsvorteils bedeuten.

Wiener Zeitung

vom 17. Februar 1999

Anwälte: Besserer Schutz der Klientengelder

Verhandlungen über weitergehendere

Änderungen folgen

Der Ministerrat gab am Dienstag
grünes Licht für Änderungen des
Rechtsanwalts-Berufsrechts.

Sie sehen schärfere Maßnahmen gegen
Veruntreuung von Klientengeldern und
erste Deregulierungsschritte vor. Weil ihm
letztere zu wenig weit gehen, hat Staats-
sekretär Wolfgang Ruttenstorfer eine Pro-

tokollanmerkung angebracht. Noch im
Februar will er mit Justizminister Nikolaus
Michalek und Wirtschaftsminister Hannes
Farnleitner über einen größeren Schritt der
Liberalisierung verhandeln.

In dem von Michalek vorgebrachten Ent-
wurf ist vorgesehen, daß der Österrei-
chische Rechtsanwaltskammertag (ÖRAK)
Pflichten und Kontrollen für Treuhandschaf-
ten festlegen kann. Disziplinarrechtlich soll
es künftig schon bei ersten Hinweisen auf
mögliche Veruntreuungen „einstweilige
Maßnahmen“ – von Überprüfung bis Unter-
sagung der Tätigkeit – gehen. Die Verjäh-
rungsfrist (zehn Jahre) wird aufgehoben.

Der Entwurf sieht auch die Zulassung von
Gesellschaften mit beschränkter Haftung
und Niederlassungen vor. Bisher durften
Anwälte Gesellschaften bürgerlichen
Rechts und (seit 1991) Partnerschaften
analog zur OHG und KG bilden. Geht es
nach Ruttenstorfer, müßten auch interdiszi-
plinäre und internationale Partnerschaften
zugelassen, die Tarife „transparenter“ ge-
staltet, Ausbildungszeiten ebenso „kritisch
durchleuchtet“ werden wie das Werbever-
bot. Bei den Wirtschaftstreuhändern habe
man sich auf weitreichende Änderungen
einigen können. Auch eine Änderung des
Berufsrechts der Notare wurde im Minister-
rat beschlossen.

ÖRAK-Präsident Hoffmann signalisierte
grundsätzliche Gesprächsbereitschaft, lehnt
aber eine „schnelle Formulierung im Par-
lament durch Abgeordnete, denen weit-
gehend die Fachkenntnisse fehlen“, ab.
Hoffmann warnte davor, „die Qualität in
Frage zu stellen und eine größere Anzahl
von Anwälten zu schaffen, die nicht mehr
das Notwendige verdienen“.
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§ 19 MRK, §§ 45, 49 RL-BA –
Werbung durch Inserat

Die entgeltliche Einschaltung in einem Telefon-
buch der Post- und Telecom Austria mit dem
Wortlaut „Vertragserrichter RA . . . (folgt Name
und Kanzleiadresse)“ ist – außer in den Einzel-
fällen des § 49 Z 3 lit a–e RL-BA – ein Verstoß
gegen die Werberichtlinie. Das vom Besch selbst
eingeräumte diesbezügliche fahrlässige Verhal-
ten ist für ein DisVergehen ausreichend.

Die (unzulässige) „Eigenwerbung“ begründet je-
doch keine Berufspflichtenverletzung, sondern
beeinträchtigt (nur) Ehre und Ansehen des Stan-
des.

OBDK 5. 10. 1998, 16 Bkd 6/98 in D 28/97

Aus den Gründen:

Verfehlt ist die Schuldberufung, die sich dagegen wendet, daß der
Besch im Unrechtsbewußtsein gehandelt habe. Insoweit ficht das
RM gar nicht das vorliegende Erk des DR an, weil eine derartige
Feststellung darin nicht enthalten ist. Das vom Rechtsmittelwerber
selbst eingeräumte diesbezüglich fahrlässige Verhalten aber ist
ausreichend für ein DisVergehen (s § 1 Abs 1 DSt 1990).

Berechtigt ist hingegen der unter dem Nichtigkeitsgrund (Z 9 lit a,
B) enthaltene Hinweis, daß durch das festgestellte Verhalten eine
Verletzung von Berufspflichten nicht stattgefunden habe. Denn
(unzulässige) „Eigenwerbung“ fällt nicht darunter, sie beeinträch-
tigt nur Ehre und Ansehen des Standes (s Strigl, Grundrechtsschutz
und anwaltliches DisVerfahren, AnwBl 1955 S 18).

Im übrigen aber verkennt der Berufungswerber (unter dem Nichtig-
keitsgrund der Z 5) den Inhalt des angefochtenen Erk, wenn er die
Feststellung einer standeswidrigen Werbung iSd § 45 Abs 3 RL-BA
unvereinbar hält mit der weiteren Konstatierung im Urteil: „. . . daß
ein Verstoß gegen § 45 Abs 3 lit a RL-BA dahingestellt bleiben
könne“. Ist doch in der letztgenannten Bestimmung (lit a des Abs 3)
nur eine von mehreren, überdies bloß demonstrativ, aufgezählten
Verhaltensweisen genannt, die standeswidrige Werbung begrün-
den. Daher sind auch die weiteren Rechtsmittelausführungen, die
sich gegen ein Fehlverhalten iSd § 45 Abs 3 lit a RL-BA wenden,
ohne erkenntnismäßige Grundlage.

Da im angefochtenen Erk lediglich der aktenkundige Text „Ver-
tragserrichter“ neben dem Namen und der Adresse des DB inkri-
miniert ist, ist es insoweit unverständlich, daß diesbezüglich ein

Feststellungsmangel, wonach sich der Besch lediglich als „Ver-
tragsverfasser“ bezeichnet hätte, gerügt wird.

Ausdrücklich im Recht ist der DR, wenn er die inkriminierte entgelt-
liche Einschaltung im Telefonbuch dem Begriff des Inserates unter-
stellt hat. Weil ein Inserat (hier) keinen anderen Begriffsumfang hat
als er zum Medienrecht geprägt wurde (s § 26 MedienG samt Lite-
ratur und Judikatur hiezu).

§ 49 RL-BA gestattet aber Inserate ausschließlich in den unter Z 3
lit a–e genannten Anlässen. Ein solcher Anlaß lag unstrittig nicht
vor und sind die Rechtsmittelausführungen, die darauf Bezug neh-
men, damit abermals nicht am angefochtenen Erk orientiert. Der
Kern der Rechtsrüge des Besch, wonach § 49 (hier Z 3) RL-BA
keine abschließende, sondern bloß eine demonstrative Aufzählung
erlaubter Publikationsformen beinhaltet, geht am klaren Wortlaut
dieser Bestimmung („ausschließlich“) vorbei. Lag aber kein im
§ 49 Z 3 RL-BA umschriebener Anlaß vor, durfte das vorliegende
Inserat auch keine (nach § 45 ergänze: Abs 2) zulässigen Anga-
ben enthalten.

Den weitwendigen Ausführungen der Berufung zu Art 10 Abs 2
MRK sind vorerst die konkreten Bestimmungen der RL-BA entgegen-
zuhalten und im übrigen beizufügen, daß die EMRK durchaus
grundsätzlich ein Werbeverbot für RAe als konventionsgemäß
ansieht (s auch Beschwerde Nr 14622/98).

Die Frage, ob die als standeswidrig erkannte Werbung auch
erfolgreich war, muß dahingestellt bleiben, weil bereits die unzu-
lässige Art der Inserateneinschaltung dem grundsätzlichen Unter-
lassungsverbot des § 45 Abs 3 iVm § 49 RL-BA standeswidriger
Werbung zuwiderlief.

Anmerkung:

Zunächst: Eine bloß fahrlässige „Eigenwerbung“ durch Inserate ist
nur selten vorstellbar, weil der Eigenwerber den Wortlaut des von
ihm entgeltlich eingeschalteten Inserates in der Regel selbst verfaßt
oder doch gekannt und genehmigt hat.

Rekapitulation: kommerzielle Werbung ist ein Aspekt der Mei-
nungsfreiheit und daher grundsätzlich zulässig; These 2: gem § 45
Abs 2 RL-BA darf der RA, sofern er sich auf das sachlich Gebotene
beschränkt, wahrheitsgemäße Angaben über seine Tätigkeit ma-
chen. Daher drängt sich die Frage auf, ob jemand, der Verträge
errichtet, also Vertragserrichter ist, sich nun Vertragserrichter nen-
nen darf oder nicht. Hier werden sich die Geister scheiden: nach
der erwähnten Richtlinie darf ein Anwalt nur „wahrheitsgemäße
und nicht irreführende Angaben“ über seine Tätigkeit machen;
wenn er sich hier als „Vertragserrichter“ bezeichnet, könnte ein
Inseratendurchschnittsleser meinen, daß andere RAe, die sich nicht
als Vertragserrichter bezeichnen, keine Vertragserrichter sind. Das
wäre, darf man hinzufügen, wohl ein Irrtum.

Andererseits finden sich im AnwVerzeichnis neuerdings bei der
Aufzählung der Anwälte samt Kanzleiadresse, Telefon, Fax etc
unter einer besonderen Rubrik auch die von ihnen bevorzugten
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Tätigkeitsgebiete. Nach § 49 Z 1 RL-BA dürfen Publikationen in
Anwaltsverzeichnissen die nach § 45 zulässigen Angaben ent-
halten, hingegen sind Inserate auf bestimmte, taxativ aufgezählte
Anlässe beschränkt.
Im vorliegenden Fall wäre eine Klärung durch den VfGH, ob hier
die Meinungsfreiheit beschränkt wurde, interessant und wichtig.

Strigl

Standesrecht
7568

§ 30 Abs 1 und § 5 RAO-EU-Angehörige, § 1 RPG –
wissenschaftliche Berufsvorbildung, § 15 RAO –

substitutionsberechtigte ReAA
Ein Antrag auf Ausstellung einer LU beinhaltet
implicite selbst dann den Antrag auf Eintragung
in die Liste der ReAA (Anmerkung: wenn diese
nicht schon vorher erfolgt war), wenn ein solcher
Eintragungsantrag nicht ausdrücklich gestellt
wurde.

Gem der Hochschuldiplomanerkennungs-Richt-
linie 1989/48/EWG darf einem Angehörigen
eines EU-Mitgliedstaates der Zugang zu einem
reglementierten Beruf oder dessen Ausübung
nur unter den selben Voraussetzungen wie bei
Inländern und nicht wegen mangelnder Qualifi-
kation verweigert werden, wenn der Antragstel-
ler ua jenes Diplom besitzt, das in einem ande-
ren Mitgliedstaat für den Zugang oder die Aus-
übung dieses Berufes erforderlich ist. Entschei-
dend dafür, ob bei einem deutschen Referendar
dem Erfordernis des Abschlusses der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung (§ 1 Abs 1 RPG)
entsprochen wurde, ist, daß er nach deutschem
Recht das juristische Studium abgeschlossen hat
(ohne daß es dabei darauf ankommt, ob damit
nach deutschem Recht auch die Berechtigung zur
Führung des akademischen Grades eines Mag
der Rechtswissenschaften verbunden ist).

Die Zweistufigkeit der deutschen juristischen
Ausbildung – Beendigung des Studiums der
Rechtswissenschaften mit erfolgreicher Ablegung
der 1. Staatsprüfung – bewirkt, daß der anschlie-
ßende, aber nicht mehr Teil des Studiums bilden-

de eigenständige gerichtliche oder verwaltungs-
behördliche Vorbereitungsdienst nicht entschei-
dend ist. Wenn damit auch dem § 30 Abs 1 RAO
entsprochen ist, soweit darin auf die Erfüllung
der zum Eintritt in die Gerichtspraxis vorge-
schriebenen Erfordernisse als Voraussetzung für
die Eintragung in die Liste der ReAA abgestellt
wird, hat dies zur Folge, daß insoweit der Aus-
stellung einer LU in Österreich kein rechtliches
Hindernis entgegenstand.

OBDK 30. 10. 1998, Bkv 5/98

Entscheidungsgründe:

RA Dr. A beantragte am 16. 1. 1998 beim Ausschuß der RAK die
Ausstellung einer LU und die Eintragung in die Liste der ReAA für
den deutschen Rechtsreferendar B unter Bezugnahme darauf, daß
ihm der Genannte mit Schreiben des Präsidenten des Landge-
richts X vom 23. 9. 1997 zur Ausbildung in der Wahlstelle des ju-
ristischen Vorbereitungsdienstes für die Zeit vom 1. 1. 1998 bis
30. 4. 1998 zugeteilt wurde. Diesen Antrag wies die Abteilung II
des Ausschusses der RAK mit Beschluß vom 10. 3. 1998 mit der
Begründung ab, daß die Eintragung in die Liste der ReAA die
Erfüllung der zum Eintritt in die Gerichtspraxis vorgeschriebenen
Erfordernisse (§ 30 Abs 1 RAO) und damit die Berechtigung zur
Führung des akademischen Grades eines Magisters der Rechtswis-
senschaften (§ 1 RPG) voraussetze, welche Voraussetzung nicht
vorliege.

Der gegen diesen Beschluß erhobenen Vorstellung des Antrag-
stellers gab der Ausschuß (Plenum) der genannten RAK mit dem
nunmehr angefochtenen Beschluß (Bescheid) nicht Folge.

In der Begründung verweist der Ausschuß zunächst darauf, daß B
nach den vorgelegten Unterlagen und den vom Vorstellungswerber
eingeholten ergänzenden Auskünften das erste juristische Staats-
examen beim OLG X bestanden, das zweite juristische Staats-
examen jedoch noch nicht absolviert hat. Gem § 30 Abs 1 RAO
sei für die Eintragung in die Liste der ReAA unter anderem der
Nachweis der Erfüllung der zum Eintritt in die Gerichtspraxis vor-
geschriebenen Erfordernisse zu erbringen. Dazu zähle gem § 1
Abs 1 RPG der Abschluß der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
und die Berechtigung zur Führung des akademischen Grades eines
Magisters der Rechtswissenschaften. Wenngleich gem § 30 Abs 5
RAO die deutsche Staatsangehörigkeit der österreichischen Staats-
bürgerschaft gleichzuhalten sei, seien die Erfordernisse für die Ein-
tragung in die Liste der ReAA bzw Ausstellung einer LU nach § 30
Abs 1 RAO und §§ 1ff RPG zu beurteilen. Diesbezüglich führt der
Ausschuß weiter aus:

„Da nach deutschem Recht der Abschluß des juristischen Studiums nicht die
Berechtigung zur Führung des akademischen Grades eines ‚Magisters der
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Rechtswissenschaften‘ beinhalte, würde der Ausschuß von dieser Berechti-
gung bei der Prüfung der Eintragungsvoraussetzungen absehen und einen
deutschen Staatsangehörigen nach Vollendung seines juristischen Studiums
(auch ohne Magisterium) in die Liste der ReAA eintragen. Bei B fehlt es aller-
dings entgegen dem Vorbringen des Vorstellungswerbers an der Vorausset-
zung des abgeschlossenen juristischen Studiums.

Wenn auch das juristische Studium in Deutschland nicht bei jeder Universität
gleich ist, so ist es aber insoweit einheitlich, als zum vollständigen Abschluß
des juristischen Studiums auch die Ablegung des zweiten Staatsexamens
(nach der Referendarzeit) erforderlich ist. Diese Voraussetzung erfüllt B
nicht, so daß er kein abgeschlossenes juristisches Studium aufweist. Er hat
damit ‚die wissenschaftliche Berufsvorbildung‘ nicht abgeschlossen bzw kei-
nen Nachweis darüber erbracht. Die Referendarzeit ist auch nach der vom
Vorstellungswerber vorgelegten Juristenausbildungsordnung ein Teil der juri-
stischen Ausbildung, die in Deutschland (anders als in Österreich) dem Stu-
dienabschluß vorgelagert ist.

Wenn Referendare in Deutschland gem den Bestimmungen der BRAO und
der deutschen StPO in dem dort statuierten Ausmaß für RAe vertretungs-
befugt sind oder auch zu Pflichtverteidigern bestellt werden können, so ist
dies Teil der deutschen Juristenausbildung und bedeutet nicht, daß diese
Referendare ihr juristisches Studium abgeschlossen haben.

Da die RAO unter Hinweis auf das Rechtspraktikantengesetz den Eintritt in
die Liste der ReAA und damit die Ausstellung einer LU von der Beendigung
des juristischen Studiums abhängig macht, kann daher nicht nur österrei-
chischen Staatsbürgern, sondern auch deutschen Staatsangehörigen oder
Angehörigen anderer EU-Länder vor Abschluß ihres juristischen Studiums
keine LU ausgestellt werden, auch wenn sie in ihren Heimatländern zu ver-
schiedenen Vertretungstätigkeiten von RAen berechtigt sein sollten.

Durch diese Verweigerung wird auch weder ein ausländisches Diplom nicht
anerkannt oder ein EU-Staatsangehöriger europarechtswidrig diskriminiert,
sondern werden EU-Staatsangehörige bei der Prüfung dieser Voraussetzung
zur Eintragung in die Liste der ReAA unter Anerkennung ihrer im Ausland
erworbenen ‚Diplome‘ wie österreichische Staatsbürger behandelt. Die
bloße Ablegung des ersten juristischen Staatsexamens stellt aber, wie aus-
geführt, keinen zum Eintritt in die Gerichtspraxis wie auch zur Eintragung in
die Liste der ReAA berechtigenden Studienabschluß dar.“

Gegen diesen Beschluß (Bescheid) richtet sich die Berufung des B
und des RA Dr. A mit dem Antrag, die Berufungsbehörde möge
den angefochtenen Bescheid abändern und erkennen, daß B eine
LU gem § 15 Abs 3 RAO auszustellen ist, in eventu aussprechen,
daß die Nichtausstellung der beantragten LU rechtswidrig war, in
eventu den Bescheid beheben und die Rechtssache zur Erlassung
eines neuen Bescheides an die Behörde erster Instanz zurückver-
weisen.

Die Berufung ist zulässig und rechtzeitig; sie ist im Ergebnis auch
berechtigt.

Gem § 15 Abs 4 RAO hat der Ausschuß der RAK den bei einem
RA in Verwendung stehenden ReAA LU auszustellen, aus denen
die Substitutionsberechtigung nach Abs 2 oder die Vertretungs-
befugnis nach Abs 3 leg cit ersichtlich ist. Die Ausstellung solcher
LU setzt die Eintragung desjenigen, für den sie ausgestellt werden,
in die Liste der ReAA (§ 30 RAO) voraus. Daher beinhaltet ein An-
trag auf Ausstellung einer LU implicite selbst dann den Antrag auf

Eintragung in die Liste der ReAA, wenn ein solcher Eintragungs-
antrag nicht ausdrücklich gestellt wurde. Vorliegend wurde der
Eintragungsantrag bereits zu Beginn des Verfahrens gemeinsam
mit dem Antrag auf Ausstellung einer LU gestellt. Wenngleich er
weder in der Vorstellung noch in der Berufung ausdrücklich wie-
derholt wurde und sich die Beschlüsse der Abteilung II und des
Plenums der RAK Wien im Spruch jeweils nur auf die Ausstellung
der LU beziehen, so ist dennoch davon auszugehen, daß Verfah-
rensgegenstand (auch) die Eintragung des B in die Liste der ReAA
(als Voraussetzung für die begehrte Ausstellung einer LU) ist und
daß insoweit jedenfalls nach wie vor ein Feststellungsinteresse
besteht, mag auch die Ausstellung einer LU inzwischen hinfällig
geworden sein, weil die Zuteilungszeit (1. 1. 1998 bis 30. 4.
1998) abgelaufen ist.

Gem § 30 Abs 1 RAO setzt die Eintragung in die Liste der ReAA
(unter anderem) den Nachweis der Erfüllung der zum Eintritt in die
Gerichtspraxis vorgeschriebenen Erfordernisse voraus. Zu diesen
Erfordernissen zählt gem § 1 Abs 1 RPG der Abschluß der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung und die Berechtigung zur Führung
des akademischen Grades eines Magisters der Rechtswissenschaf-
ten. Gem § 25 RPG können Personen, die an einer ausländischen
Hochschule ein rechtswissenschaftliches Studium erfolgreich abge-
schlossen haben und der deutschen Sprache so weit mächtig sind,
daß sie dem Gang einer Gerichtsverhandlung zu folgen vermögen,
nach Maßgabe der budgetären, personellen und räumlichen Mög-
lichkeiten zur Gerichtspraxis zugelassen werden. Dazu kommt,
daß gem der für EU-Bürger geltenden Richtlinie des Rates der Euro-
päischen Gemeinschaften vom 21. 12. 1988 über eine allgemei-
ne Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine
mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen (Hochschul-
diplom-Anerkennungs-RL 89/48/EWG), wenn der Zugang zu
einem reglementierten Beruf oder dessen Ausübung im Aufnahme-
staat von dem Besitz eines Diploms abhängig gemacht wird,
einem Angehörigen eines EU-Mitgliedstaates der Zugang zu die-
sem Beruf oder dessen Ausübung unter denselben Voraussetzun-
gen wie bei Inländern nicht wegen mangelnder Qualifikation ver-
weigert werden darf, wenn (unter anderem) der Antragsteller das
Diplom besitzt, das in einem anderen Mitgliedstaat erforderlich ist,
um Zugang zu diesem Beruf in seinem Hoheitsgebiet zu erhalten
oder ihn dort auszuüben, und wenn dieses Diplom in einem Mit-
gliedstaat erworben wurde, und daß nach Art 2 Abs 1 des Über-
einkommens über die Anerkennung von Hochschulstudien, Univer-
sitätsdiplomen und akademischen Graden in den Staaten der
Region Europa die Diplome von Absolventen aus Vertragsstaaten
als gleichwertig anerkannt werden. Gem § 30 Abs 5 RAO ist die
Staatsangehörigkeit einer Vertragspartei des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum der österreichischen Staatsbür-
gerschaft gleichzuhalten.

Entscheidend ist demnach – wie der Ausschluß zutreffend erkannt
hat und worauf die Berufungswerber zutreffend abstellen –, ob B
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nach deutschem Recht das juristische Studium abgeschlossen hat,
womit dem Erfordernis des Abschlusses der wissenschaftlichen
Berufsvorbildung iSd § 1 Abs 1 RPG entsprochen wäre, ohne daß
es dabei darauf ankommt, ob damit nach deutschem Recht auch
die Berechtigung zur Führung des akademischen Grades eines
Magisters der Rechtswissenschaften verbunden ist.

Entgegen der Auffassung des Ausschusses zählt nach deutschem
Recht der Vorbereitungsdienst (die „Referendarzeit“) nicht mehr
zum Studium der Rechtswissenschaften; er bildet vielmehr einen
eigenen, an den Abschluß des Universitätsstudiums anschließen-
den Abschnitt der Ausbildung zur Erlangung der Befähigung zum
Richteramt, die wiederum Voraussetzung für die Ausübung des
RA-Berufs ist.

Gem § 5 des deutschen Richtergesetzes (DRiG), dBGBl I S 713
idgF, erwirbt die Befähigung zum Richteramt, wer ein rechtswis-
senschaftliches Studium an einer Universität mit der ersten Staats-
prüfung und einen anschließenden Vorbereitungsdienst mit der
zweiten Staatsprüfung abschließt (Abs 1), wobei Studium und Vor-
bereitungsdienst inhaltlich aufeinander abzustimmen sind (Abs 2).
Gem § 4 der deutschen Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) ist
die Befähigung zum Richteramt auch Voraussetzung für die Zulas-
sung zum Beruf des RA.

Aus der Textierung des § 5 DRiG folgt unmißverständlich, daß zwi-
schen dem Studium der Rechtswissenschaften und dem Vorberei-
tungsdienst zu unterscheiden ist; ersteres ist mit der erfolgreichen
Ablegung der ersten Staatsprüfung abgeschlossen, während letzte-
rer einen an das Studium anschließenden, aber nicht mehr Teil des
Studiums bildenden eigenständigen Ausbildungsabschnitt darstellt
(„Zweistufigkeit der Juristenausbildung“; vgl hiezu zB Schmidt-
Räntsch, Deutsches Richtergesetz5, [1995] § 5 Rz 9ff; Flessner,
Deutsche Juristenausbildung, JZ 1996, 689ff uam).

Da B nach den vorliegenden unbedenklichen Unterlagen das juri-
stische Universitätsstudium mit Ablegung des ersten Staatsexamens
abgeschlossen hat, hat er damit auch „die wissenschaftliche Berufs-
vorbildung“ iSd § 1 Abs 1 RPG abgeschlossen, womit – entgegen
dem Rechtsstandpunkt des Ausschusses der RAK im angefochtenen
Bescheid – dem bezüglichen Erfordernis für die Zulassung zur Ge-
richtspraxis gem der zit Gesetzesstelle entsprochen ist. Daraus
folgt aber weiters, daß damit auch dem § 30 Abs 1 RAO, soweit
darin auf die Erfüllung der zum Eintritt in die Gerichtspraxis vorge-
schriebenen Erfordernisse als Voraussetzung für die Eintragung in
die Liste der ReAA abgestellt wird, entsprochen ist, was wiederum
zur Folge hat, daß insoweit der Ausstellung einer LU kein rechtli-
ches Hindernis entgegenstand.

Anmerkung:

Diese wichtige E hat eine ausführliche Begründung, welche wegen
der weittragenden Bedeutung ausnahmsweise ungekürzt veröffent-
licht wird.

Für unsere Ausschüsse ist bei einer Entscheidung über eine Neu-
eintragung eines deutschen Referendars in die Liste der ReAA einer
österreichischen RAK einerseits die Verweisung in § 30 Abs 1
RAO auf die Voraussetzungen des § 1 RPG – wann und wodurch
die „wissenschaftliche Berufsvorbildung“ dort abgeschlossen ist –
und andererseits auf die Grundsatzbestimmung des § 30 Abs 5
RAO beachtlich, wonach die Staatsangehörigkeit eines anderen
EWR-Staates der österreichischen Staatsbürgerschaft gleichzuhal-
ten ist.

Im übrigen ist nach stRsp der OBDK (s zB Bkv 3/89, AnwBl 90,
559), aber auch nach viel längerer Praxis der RAK-Ausschüsse
„schon immer“ für einen Antrag des RA auf Ausstellung einer LU für
einen bei ihm beschäftigten ReAA die Gegenzeichnung des ReAA
verlangt worden, weil in dem LU-Antrag gleichzeitig der Antrag
des ReAA auf – die bei Ersteintritt erforderliche – Eintragung in die
Liste der ReAA zu erblicken ist. Im vorliegenden Fall ist das daher
nichts Neues.

Strigl

7569

§ 73 Abs 2 AVG – Devolutionsantrag
§ 8 RAPG – RM gegen Nichtzulassung

zur RA-Prüfung
Im Verfahren betreffend die Zulassung zur RA-
Prüfung ist ein Devolutionsantrag grundsätzlich
zulässig. Wenn die Vorlage der Verwaltungs-
akten an den VwGH nicht nur zweckmäßig,
sondern geradezu notwendig ist, weil die vom
Antragsteller in den Akten des Präsidiums des
OLG angestrebte Entscheidung davon abhängt,
ob die Entscheidung einer anderen Behörde vom
VwGH aufgehoben wird oder nicht, ist die
dadurch eingetretene Verzögerung nicht aus-
schließlich auf ein Verschulden der angerufenen
Behörde (Präses der RA-Prüfungskommission)
zurückzuführen, weshalb der Devolutionsantrag
abzuweisen ist.

OBDK 30. 10. 1998, Bkv 4/98

Aus den Gründen:

I. Dr. A stellte am 13. 3. 1998 bei der OBDK gem § 73 Abs 2
AVG den Antrag, wegen Säumnis des Präsidenten des OLG Z
bei der Entscheidung über seinen Antrag vom 25. 8. 1997 auf
Aufhebung des Bescheides vom 9. 8. 1996, mit welchem er zur
RA-Prüfung zugelassen wurde, als sachlich in Betracht kommende
Oberbehörde zu entscheiden.
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II. Hiezu ergibt sich aus dem Vorbringen des Antragstellers in Ver-
bindung mit dem Inhalt der vorgelegten Urkunden und des Aktes
des Präsidiums des OLG Z sowie dem inzwischen ergangenen Erk
des VwGH vom 5. 6. 1998, 97/19/1530 bis 1533, folgender
Sachverhalt:
Der Antragsteller wurde mit Bescheid des Präsidenten des OLG Z
(als Präses der RA-Prüfungskommission bei dem genannten OLG)
vom 9. 8. 1996 zur RA-Prüfung zugelassen. Nachdem er die Prü-
fung nicht bestanden hatte, beantragte er, zur Wiederholungsprü-
fung beim OLG X zugelassen zu werden, worauf er mit Bescheid
des Präsidenten des OLG X vom 20. 1. 1997 zur Wiederholungs-
prüfung bei diesem Gericht zugelassen wurde. Auch die Wieder-
holungsprüfung hat der Antragsteller nicht bestanden.
Bei der Zulassung zur RA-Prüfung ebenso wie zur Wiederholungs-
prüfung wurde jeweils davon ausgegangen, daß der Antragsteller
die Gerichtspraxis in der Dauer von neun Monaten im Sprengel
des OLG Y absolviert hat. Aufgrund des Schreibens des Präsidiums
des OLG Y vom 13. 8. 1997 erfuhr der Antragsteller jedoch, daß
er die Gerichtspraxis nur in der Gesamtdauer von 8 Monaten und
28 Tagen abgeleistet habe.
Daraufhin beantragte der Antragsteller beim VwGH die Wieder-
einsetzung in die Frist zur Erhebung (je) einer Beschwerde gegen
die Bescheide, mit welchen er von den Präsidenten der OLG Z und
X zur RA-Prüfung zugelassen wurde, weil er erst durch das Schrei-
ben des OLG-Präsidiums Y vom 13. 8. 1997 erfahren habe, daß
die Voraussetzungen für die Zulassung zur RA-Prüfung nicht vorge-
legen haben; zugleich erhob er Beschwerde gegen die Bescheide
über seine Zulassung zur Prüfung. Weiters stellte er beim Präsiden-
ten des OLG Z am 25. 8. 1997 den Antrag auf Aufhebung des
Zulassungsbescheides vom 9. 8. 1996 gem § 68 Abs 2 AVG
(in eventu wegen Nichtigkeit gem § 68 Abs 4 lit d AVG) und even-
tualiter auf Wiederaufnahme des Zulassungsverfahrens gem § 69
AVG mit der Begründung, daß seine Zulassung zur RA-Prüfung
mangels Erfüllung einer mindestens neunmonatigen Gerichtspraxis
(§ 2 Abs 1 RAPG) gesetzwidrig erfolgt sei, wovon er erst im
August 1997 erfahren habe.
Der zuletzt erwähnte Antrag langte am 26. 8. 1997 beim Präsidi-
um des OLG Z ein. Ehe hierüber noch entschieden wurde, ersuchte
der VwGH mit Schreiben vom 2. 10. 1997 im Hinblick auf den
vom Antragsteller dort eingebrachten Antrag auf Wiedereinset-
zung in die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen die Zulas-
sungsbescheide um Vorlage der den Antragsteller betreffenden Ak-
ten des Zulassungsverfahrens, worauf der Präsidenten des OLG Z
mit Schreiben vom 27. 11. 1997 sowohl seinen Zulassungsakt als
auch die Akten . . . des Präsidenten des OLG Y und . . . des Präsi-
denten des OLG X samt einer Stellungnahme dem VwGH vorlegte.
Der Akt Pers . . . ist erst im Juli 1998 vom VwGH im kurzen Weg
wieder dem Präsidium des OLG Z zurückgestellt worden (Schrei-
ben des Präsidenten des OLG Z vom 31. 7. 1998 anläßlich der
Übermittlung des Akts an die OBDK).

Mit Erk vom 5. 6. 1998 hat der VwGH die Anträge Dris. A auf
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand abgewiesen und die
Beschwerden des Genannten zurückgewiesen.
Nach Einlangen des Devolutionsantrages teilte der Präsident des
OLG Z aufgrund einer Anfrage der OBDK mit Schreiben vom
10. 4. 1998 mit, daß der Zulassungsakt am 27. 11. 1997 dem
VwGH vorgelegt werden mußte und daß über die Anträge des
Dr. A zur Zeit nicht entschieden werden kann, weil sich die Akten
beim VwGH befinden und es davon abgesehen zweckmäßig
erscheint, die Entscheidung des Gerichtshofes abzuwarten, zu-
mal – ausgehend vom Vorbringen des Bf – weder ein Anlaß für ein
Vorgehen nach § 68 AVG noch für eine Wiederaufnahme nach
§ 69 AVG bestehe.
III. Die OBDK hat erwogen:
Vorerst war zu prüfen, ob der Devolutionsantrag (§ 73 Abs 2 AVG)
im gegenständlichen Verfahren zulässig ist.
Gem Art II Abs 2 Z 31 EGVG ist auf das Verfahren der Organe
der Körperschaften öffentlichen Rechts, soweit es sich unter ande-
rem um „gesetzliche berufliche Vertretungen“ handelt, das All-
gemeine Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG) grundsätzlich nicht
anzuwenden. Dieser Ausschlußgrund trifft auf das Verfahren vor
dem Ausschuß einer RAK, mithin in Verwaltungssachen, die das
Berufs- und Standesrecht der RAe betrifft, zu (vgl Hauer/Leukauf,
Handbuch des Verwaltungsverfahrens § 73 Abs 2 AVG ENr 1b).
In einem Verfahren betreffend Verfügungen der Organe einer RAK
kann demnach mangels Anwendbarkeit des AVG ein Devolutions-
antrag gem § 73 Abs 2 leg cit nicht gestellt werden, zumal ein sol-
cher Antrag nicht zu jenen Grundsätzen eines geordneten rechts-
staatlichen Verfahrens zählt, die in der Verwaltung ganz allgemein
Anwendung zu finden haben. Die Zulässigkeit einer Säumnis-
beschwerde kann auch nicht aus der Bestimmung des § 5a Abs 2
Z 3 RAO abgeleitet werden, weil die dort enthaltene Verweisung
auf das AVG nur das RM-Verfahren in jenen Angelegenheiten, in
denen gegen Bescheide der Kammerorgane eine Berufung an die
OBDK vorgesehen ist, betrifft.
Vorliegend handelt es sich jedoch nicht um ein Verfahren vor Orga-
nen einer RAK, sondern um ein Verfahren nach dem RA-Prüfungs-
gesetz, dessen Vollzug in die Kompetenz des Präsidenten des OLG
als Präses der RA-Prüfungskommission fällt (§ 6 iVm § 3 RAPG).
Der Präses der betreffenden RA-Prüfungskommission hat zwar über
die Zulassung eines Kandidaten zur RA-Prüfung im Einvernehmen
mit der RAK, in deren Liste der Kandidat eingetragen ist oder
zuletzt war, zu entscheiden; dies besagt jedoch nur, daß vor der
Entscheidung eine Äußerung der zuständigen RAK einzuholen ist,
ohne daß diese dadurch eine Entscheidungskompetenz erlangt
(vgl Bkv 6/91). Das Zulassungsverfahren ist daher kein Verfahren
vor einem Organ der autonomen RAK, sondern ein staatliches Ver-
fahren vor der bei dem jeweiligen OLG eingerichteten RA-Prü-
fungskommission. Die Ausschlußbestimmung des Art II Abs 2 Z 31
EGVG kommt demnach in einem Verfahren wie dem vorliegenden
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nicht zum Tragen, sodaß § 73 Abs 2 AVG in diesem Verfahren
grundsätzlich anwendbar ist.

Gem § 73 Abs 2 AVG geht im Falle der Säumnis der angerufenen
Behörde die Zuständigkeit zur Entscheidung über den Parteien-
antrag „auf die sachlich in Betracht kommende Oberbehörde“
über. „Sachlich in Betracht kommende Oberbehörde“ ist nach
stRsp in jedem Fall die Berufungsbehörde, darüber hinaus auch
jede sonstige Behörde, die – bei Ausschluß eines ordentlichen RM –
durch Ausübung des Weisungs- oder Aufsichtsrechts den Inhalt der
unterbliebenen Entscheidung hätte bestimmen können (vgl Hauer/
Leukauf, aaO § 73 Abs 2 AVG ENr 2a ff). Die OBDK ist im Verfah-
ren nach dem RAPG gegenüber dem Präses der RA-Prüfungskom-
mission nicht weisungs- bzw aufsichtsbefugt; als sachlich in Be-
tracht kommende Oberbehörde kann sie daher nur unter dem
Aspekt der Berufungsbehörde in Betracht kommen.

Gem § 8 RAPG steht lediglich gegen die Nichtzulassung zur
RA-Prüfung dem Prüfungswerber das Recht der Berufung an die
OBDK zu, wobei § 5a RAO sinngemäß anzuwenden ist. Für den
Fall der Zulassung zur Prüfung sieht das RAPG hingegen keine
Berufung vor; dies offensichtlich deshalb, weil sich Prüfungswerber
gemeiniglich durch die antragsgemäß erfolgte Zulassung zur Prü-
fung nicht in ihren Rechten beeinträchtigt erachten. Für den Cha-
rakter als Berufungsbehörde kommt es aber nach Auffassung der
OBDK nicht darauf an, ob in concreto eine Anrufung der Kommis-
sion mittels Berufung zulässig ist; entscheidend ist vielmehr, ob
die Kommission in einem Verfahren betreffend die Zulassung zur
RA-Prüfung abstrakt als Berufungsbehörde institutionalisiert ist, was
gem § 8 RAPG zutrifft.

Da schließlich der Devolutionsantrag nach Ablauf von sechs Mo-
naten, gerechnet ab dem Einlangen des ursprünglichen Antrags
beim Präsidenten des OLG Z, unmittelbar bei der OBDK gestellt
wurde, sind alle formellen Voraussetzungen für die Erhebung der
gegenständlichen Säumnisbeschwerde erfüllt.

IV. Der Antrag erweist sich allerdings materiell als nicht berech-
tigt.

Gem § 73 Abs 2 letzter Satz AVG ist der Antrag auf Übergang
der Entscheidungspflicht abzuweisen, wenn die Verzögerung nicht
ausschließlich auf ein Verschulden der Behörde zurückzuführen ist.
Dies trifft vorliegend zu.

Der Antragsteller hat, um die Behebung des seiner Meinung nach
gesetzwidrigen Bescheides des Präsidenten des OLG Z, mit wel-
chem er zur RA-Prüfung zugelassen wurde, zu erwirken, beim
VwGH die Wiedereinsetzung in die Frist zur Erhebung einer
Beschwerde gegen diesen Beschluß beantragt und zugleich für
den Fall der Stattgebung Beschwerde erhoben. Parallel hierzu hat
er den verfahrensgegenständlichen Antrag gestellt, den Zulas-
sungsbescheid gem § 68 Abs 2 AVG (in eventu wegen Nichtigkeit
nach § 68 Abs 4 lit d AVG) bzw im Wege der Wiederaufnahme
gem § 69 AVG zu beheben. Im Zuge des Verfahrens vor dem

VwGH mußte der Zulassungsakt des Präsidiums des OLG Z bereits
im November 1997 dem VwGH vorgelegt werden, weshalb er
(bis zum Juli 1998) der gem §§ 68, 69 AVG angerufenen Behörde
nicht zur Verfügung stand. Solange nicht feststand, ob nicht
die vom Antragsteller angestrebte Wiedereinsetzung in die Be-
schwerdefrist bewilligt und sodann gegebenenfalls der bekämpfte
Bescheid vom VwGH ohnedies wegen Rechtswidrigkeit seines
Inhalts aufgehoben wird, war es aber für den gem §§ 68, 69 AVG
angerufenen Präsidenten des OLG Z nicht nur zweckmäßig, son-
dern geradezu notwendig, vorerst die Entscheidung des VwGH
abzuwarten; dies umso mehr, als die Voraussetzungen für ein
Vorgehen nach § 68 bzw § 69 AVG keinesfalls auf der Hand
liegen.

Solcherart ist aber die eingetretene Verzögerung bei der gegebe-
nen Sachlage nicht ausschließlich auf ein Verschulden der angeru-
fenen Behörde (Präsident des OLG Z als Präses der RA-Prüfungs-
kommission beim genannten OLG) zurückzuführen, weshalb der
Devolutionsantrag abzuweisen war.

Anmerkung:

Die E ist aus mehreren Gründen hochinteressant, weil sie einiges
klarstellt:

– Während die OBDK eine Standesbehörde ist, ist der Präses der
RA-Prüfungskommission Organ einer staatlichen Behörde, auf wel-
che daher die Bestimmung des Art II Abs 2 Z 31 EGVG, wonach
auf das Verfahren von Organen von Körperschaften öffentlichen
Rechtes, soweit es sich um „gesetzliche berufliche Vertretungen“
handelt, das AVG grundsätzlich nicht anzuwenden ist, beachtlich
ist.

– Die OBDK ist gem § 8 RAPG zwar Berufungsbehörde, aber
nicht eine sachlich in Betracht kommende Oberbehörde. Obwohl
in § 8 RAPG kein RM gegen die Zulassung zur RA-Prüfung vor-
gesehen ist – wieso auch? – meinte die OBDK, daß es bei einem
Devolutionsantrag lediglich darauf ankommt, ob sie abstrakt als
Berufungsbehörde institutionalisiert ist, was gem § 8 RAPG –
wenngleich für den gegenteiligen Fall – zutrifft.

Daher erwies sich der Devolutionsantrag überraschenderweise als
zulässig.

– Im konkreten Fall war er aber nicht berechtigt, weil der Präses
„seine“ Akten dem VwGH vorlegen mußte, welcher über eine
Bescheid-Beschwerde des Antragstellers und einen diesbezügli-
chen Wiedereinsetzungsantrag zu entscheiden hatte und diese
Entscheidung des Höchstgerichtes für die Entscheidung des Präses
von präjudizieller Bedeutung war.

Wie findig der Antragsteller war, zeigt die komplizierte Aktenlage:
weil er in verschiedenen OLG-Sprengeln die RA-Prüfung zweimal
nicht bestanden hatte und sich später herausstellte, daß ihm zu
einer Zulassung 2 Tage Gerichtspraxis fehlten, hätte er nach seiner
Meinung zur früheren RA-Prüfung nicht zugelassen werden dürfen.
Daher wollte er die Zulassung beseitigen, um dadurch den Makel
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der nichtbestandenen Prüfung zu vernichten. Dann hätte er es ein
drittes Mal probieren können.

Die vorliegende E betraf aber nur seinen Devolutionsantrag, der
zulässig, aber nicht berechtigt war.

Strigl

7570

§ 2 Abs 3 Z 1 RAO – Doktoratsstudium
§ 2 Abs 4 RAO – keine mehrfache Berücksichtigung
Zeiten des Doktoratsstudiums sind nur auf
solche praktischen Verwendungen anrechenbar,
die nicht zwingend bei Gericht oder einem RA im
Inland zu verbringen sind und wenn der inländi-
sche Doktorgrad der Rechtswissenschaften nach
dem BGBl 1978/140 bereits erlangt worden ist.
Die Berücksichtigung eines Doktoratsstudiums
während der Gerichtspraxis oder der Verwen-
dung bei einem RA wäre – soweit die Mindest-
verwendungsdauer von 9 Monaten bzw 3 Jah-
ren nicht überschritten ist – eine mehrfache und
ist daher gem § 2 Abs 4 letzter Satz RAO ausge-
schlossen.

OBDK 30. 10. 1998, Bkv 10/98

Aus den Gründen:

Auch die OBDK geht – übereinstimmend mit dem Antragsvorbrin-
gen – davon aus, daß der Berufungswerber in der Zeit vom 1. 8.
1996 bis 30. 4. 1997 die Gerichtspraxis absolviert hat, im Win-
tersemester 1996/97 das Doktoratsstudium an der Universität X
begonnen hat, mit 1. 4. 1998 seine Dissertation zur Begutachtung
eingereicht hat und seit 1. 5. 1997 als ReAA in X tätig ist.

Gem § 2 Abs 3 Z 1 RAO sind Zeiten des Doktoratsstudiums bis
zum Höchstausmaß von sechs Monaten auf die Dauer der prakti-
schen Verwendung, die nicht zwingend bei Gericht oder einem RA
im Inland zu verbringen ist, anzurechnen, wenn an einer inländi-
schen Universität der akademische Grad eines Doktors der Rechts-
wissenschaft nach dem Bundesgesetz vom 2. 3. 1978, BGBl 140,
über das Studium der Rechtswissenschaften erlangt wurde. Im Zeit-
punkt der Antragstellung, aber auch der Entscheidung durch den
Ausschuß der Y-RAK hatte der Berufungswerber zwar bereits seine
Dissertation zur Begutachtung eingereicht, aber noch nicht den
akademischen Grad eines Doktors der Rechtswissenschaften
erlangt, weshalb schon deshalb der Antrag auf Anrechnung von
Zeiten des Doktoratsstudiums abzuweisen war.

Aber auch dann, wenn der Berufungswerber – was bei der gege-
benen Sachlage anzunehmen ist – inzwischen den akademischen

Grad eines Doktors der Rechtswissenschaften erlangt haben sollte,
ist für ihn nichts gewonnen. Denn Zeiten des Doktoratsstudiums
können gem der bereits zitierten Vorschrift des § 2 Abs 3 Z 1 RAO
ausschließlich auf die Dauer jener praktischen Verwendung, die
nicht zwingend bei Gericht oder bei einem RA im Inland zu verbrin-
gen ist, angerechnet werden, womit eine Anrechnung (im Höchst-
ausmaß von sechs Monaten) nur für jene Zeiten in Betracht kommt,
die über die mindestens 9monatige Gerichtspraxis und die minde-
stens 3jährige Praxis bei einem RA hinausgehen. Dabei ist zufolge
der ausdrücklichen Bestimmung des § 2 Abs 4 letzter Satz RAO
eine mehrfache Berücksichtigung von Zeiten nach § 2 Abs 1 bis 3
RAO ausgeschlossen.

Der Berufungswerber hat sein Doktoratsstudium im Wintersemester
1996/97 begonnen, mithin frühestens im Oktober 1996 (Beginn
des Wintersemesters), wobei die ersten sechs Monate jedenfalls
vor dem 30. 4. 1997 (Ende des Gerichtsjahres) abgelaufen sind.
Mit 1. 5. 1997 hat der Berufungswerber bereits seine Tätigkeit als
ReAA begonnen, nachdem er zuvor ab 1. 8. 1996 die Gerichts-
praxis absolviert hat. Er war demnach während des Doktoratsstu-
diums jedenfalls bei Gericht und anschließend bei einem RA tätig.
Die Anrechnung von Zeiten des Doktoratsstudiums hätte solcherart
aber die mehrfache Berücksichtigung von Verwendungszeiten iSd
§ 2 Abs 1 bis 3 RAO zur Folge, womit sie kraft Gesetzes unzuläs-
sig ist.

Der Berufungswerber ist sich ersichtlich der eben dargestellten
Rechtslage durchaus bewußt. Er hält jedoch die Bestimmung des
§ 2 Abs 4 letzter Satz RAO für verfassungswidrig. Diesbezüglich
ist er aber darauf zu verweisen, daß die OBDK zur Anrufung des
VfGH nicht befugt ist, sondern ihrer Entscheidung das geltende
Recht zugrundezulegen hat, womit es sich im vorliegenden Beru-
fungsverfahren erübrigt, auf die bezüglichen Ausführungen des
Berufungswerbers weiter einzugehen.

Da sohin der angefochtene Bescheid auch unter der Vorausset-
zung, daß der Berufungswerber inzwischen den akademischen
Grad eines Doktors der Rechtswissenschaften erlangt haben sollte,
der geltenden Rechtslage entspricht, mußte der Berufung ein Erfolg
versagt bleiben.

Anmerkung:

Hier hat der Anrechnungswerber während seiner Gerichtspraxis
und den ersten Monaten seiner RA-Praxis auch das Doktorats-
studium betrieben.

Da er die Erlangung des Doktorgrades der Rechtswissenschaften
noch nicht nachweisen konnte, war sein Antrag auf Anrechnung
des Doktoratsstudiums schon deswegen unberechtigt. Aber auch
andernfalls käme die Anrechnung nicht in Frage, weil er die prak-
tische Verwendung bei Gericht und beim RA noch nicht in der
jeweiligen Mindestdauer (s § 2 Abs 2 RAO) absolviert hatte.

Strigl
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Zivilrecht
7571

§ 13c Abs 2 WEG
Dritte, die Ansprüche vor dem 1. 1. 1994 gegen-
über den einzelnen Mit- und Wohnungseigen-
tümern erworben haben, können diese nicht ge-
gen die Wohnungseigentümergemeinschaft gel-
tend machen, da es durch das 3. WÄG weder zu
einer privativen oder kumulativen Schuldüber-
nahme gekommen ist noch zu einer ex lege ein-
tretenden Gesamtrechtsnachfolge.

OGH 29. 9. 1998, 5 Ob 223/98z; LG Wiener Neustadt 15. 4.
1998, 18 R 380/97d; BG Wiener Neustadt 30. 9. 1997, 7 C
1103/94k

Die Kl war von Juli 1998 bis 31. 12. 1998 Verwalterin des Wohn-
hauses D, an welchem schon vor der Beendigung der Verwaltung,
zumindest teilweise, Wohnungseigentum begründet war. Die Kl
begehrte von der Bekl (= Wohnungseigentümergemeinschaft) die
Zahlung des sich aus der mit Abschluß ihrer Tätigkeit gelegten End-
abrechnung ergebenden und infolge kontokorrentmäßiger Verzin-
sung auf den zuletzt geltend gemachten Betrag von S 98.173,40
angewachsenen Saldos samt Anhang. (. . .)

Aus der Begründung:

Die Frage der Passivlegitimation ist zwar grundsätzlich nur auf Ein-
wendung und nicht von Amts wegen zu prüfen; es müssen jedoch
nur die Tatsachen vorgebracht werden, aus denen sich in rechtli-
cher Beurteilung der Mangel der Sachlegitimation ergibt (SZ 30/
38; RIS-Justiz RS 0042040). Im vorliegenden Fall ist unstrittig, daß
die Aufwendungen der Kl jedenfalls vor Inkrafttreten des 3. WÄG
getätigt wurden. Die an diese Tatsache anknüpfende Rechtsfrage,
ob der mit der 3. WÄG eingeführte § 13c WEG insofern zurück-
wirkt, als nunmehr die Bekl für die Bezahlung der Aufwendungen
der Kl haftet, kann auch von Amts wegen geprüft werden (5 Ob
113/98y). (. . .)

Nach der vor dem 3. WÄG bestehenden Rechtslage hafteten
Wohnungseigentümer mangels ausdrücklicher Vereinbarung (oder
gesetzlicher Sondervorschriften) Dritten gegenüber nicht solida-
risch. Dies galt auch für den Verwalter einer Wohnungseigentums-
anlage, der die Kosten der Wiederherstellung und laufenden
Instandhaltung dieser Anlage sowie die mit ihrer Benützung ver-
bundenen Betriebskosten im weitesten Sinn zunächst aus eigenen
Mitteln ausgelegt hatte, mag er nun entsprechende Verträge mit
den Dritten (Baumeister, Professionisten, Energielieferanten usw)
im eigenen Namen oder namens der Wohnungseigentümer ge-
schlossen haben. Er war hinsichtlich seiner Aufwandsersatzansprü-

che als außenstehender Dritter anzusehen, den die einzelnen
Wohnungseigentümer mangels abweichender Vereinbarung ledig-
lich für den auf ihre Eigentumswohnung entfallenden Anteil hafte-
ten. Der Umstand allein, daß die Aufwendungen für die Liegen-
schaft iSd § 19 WEG im Interesse aller Wohnungseigentümer
lagen und die Benützung der einzelnen WE-Objekte erst ermög-
lichten, sowie daß im Fall der mangelnden (vollständigen) Dek-
kung dieser Aufwendungen – etwa wegen Zahlungsunwilligkeit
oder Zahlungsunfähigkeit einzelner Wohnungseigentümer – alle
Wohnungseigentümer zu Schaden kommen konnten, führte gegen-
über dem Aufwandsersatzansprüche stellenden Verwalter ebenso-
wenig zur Annahme einer Solidarhaftung der Wohnungseigen-
tümer wie gegenüber anderen Vertragspartnern der Wohnungs-
eigentümer, die für die WE-Anlage Material bzw Energie gelie-
fert oder Arbeiten geleistet hatten und somit im Interesse aller
Wohnungseigentümer tätig geworden waren (MietSlg XXXIV/28 =
SZ 55/138).
Nach der alten Rechtslage wäre die Kl demnach auf die Geltend-
machung ihrer Ansprüche gegenüber den einzelnen Wohnungs-
eigentümern, die nur nach Anteilen hafteten, verwiesen. Der erken-
nende Senat hat in seinem Urteil vom 12. 5. 1998, 5 Ob 113/
98y, zu einem vergleichbaren Sachverhalt (– dort wollte ein Bau-
meister Forderungen gegenüber der WE geltend machen, welche
vor Inkrafttreten des 3. WÄG durch Vereinbarungen mit den Woh-
nungseigentümern entstanden waren –) ausgesprochen:
„Der erkennende Senat hat sich bereits in 5 Ob 16/96 = wobl
1997, 196/72 mit der Frage befaßt, inwieweit vor dem Inkrafttre-
ten des 3. WÄG begründete Verpflichtungen der Miteigentümer
auf die Wohnungseigentümergemeinschaft iSd § 13c WEG über-
gingen. Er hat dabei eine Rückwirkung auf bereits vor dem Inkraft-
treten des 3. WÄG verwirklichte Sachverhalte abgelehnt. Dritte,
die vorher schon Rechte gegen die einzelnen Miteigentümer erwor-
ben hätten, würden durch die Schaffung der Wohnungseigentü-
mergemeinschaft nach § 13c WEG dieser Rechte nicht verlustig
gehen. Im vorliegenden Fall wurde zwischen der Kl und dem als
Hausverwalter Auftretenden am 10. 11. 1993 ein Werkvertrag
abgeschlossen. Vertragspartner der Kl konnten – Vollmacht des
Verwalters vorausgesetzt – damals nur die Mit- und Wohnungs-
eigentümer werden. Durch das nachfolgende Inkrafttreten des
3. WÄG, mit dem eine Wohnungseigentümergemeinschaft mit
Quasirechtspersönlichkeit eingeführt wurde, ist es zu keiner pri-
vativen oder kumulativen Schuldübernahme gekommen; eine ex
lege eintretende Gesamtrechtsnachfolge kann – entgegen Würth/
Zingher, Miet- und Wohnrecht20 § 13c WEG Rz 2 – nicht ange-
nommen werden.“
Der erkennende Senat sieht sich nicht veranlaßt, von dieser, auf
hier zutreffenden Rechtsansicht abzugehen.
Daß es allenfalls zu einer rechtsgeschäftlichen Schuldübernahme
durch die Wohnungseigentümergemeinschaft gekommen wäre,
wurde nicht einmal behauptet.
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Die Passivlegitimation der Wohnungseigentümergemeinschaft ist
somit zu verneinen. Auch eine Richtigstellung der Parteienbezeich-
nung (RIS-Justiz RS 00103216) kommt gegenständlich nicht in
Frage, weil es der Kl gerade darauf ankommt, einen – ungeteilten –
Titel gegen die Wohnungseigentümergemeinschaft gem § 13c
WEG zu erwerben.

Anmerkung:

Wieder einmal zeigt sich, daß gerade den Übergangsregelungen
im Wohnrechtsbereich maßgebliche Bedeutung zukommt. Zu Recht
weist der OGH darauf hin, daß mangels gegenteiliger Übergangs-
regelungen (vgl Art III Abschn II Z 1 3. WÄG) auf bereits abschlie-
ßend verwirklichte Sachverhalte altes Recht anzuwenden ist (eben-
so JBl 1998, 118 = RdW 1998, 11 = wobl 1998, 309/202
[Call]; ggt bejahte derselbe Senat – wenngleich nur obiter – die
Passivlegitimation der Wohnungseigentümergemeinschaft wegen
eines gestellten Schadenersatzanspruches aufgrund eines vor dem
1. 1. 1994 eingetretenen Unfalls in wobl 1997, 236/95 [zu Recht
wurde dies von Niedermayr in ihrer dazu verfaßten Glosse kriti-
siert]).

Darauf hinzuweisen ist noch, daß derselbe Senat zu den Über-
gangsregelungen des Art II Abschn II Z 2 3. WÄG im gleichen
Sinne judiziert und daher die Annahme einer „ex-lege-Umwand-
lung“ der gem § 2 Abs 1 MRG idF 3. WÄG seit dem 1. 3. 1994
als Hauptmietverträge zu qualifizierende Verträge verneint (OGH
21. 4. 1998, 5 Ob 55/98v und OGH 15. 9. 1998, 5 Ob 56/
98s, beide unveröffentlicht), obwohl mE diese Argumentation inso-
ferne nicht berechtigt erscheint, als der Gesetzgeber in Art II
Abschn II Z 2 3. WÄG – wenngleich er zugegebenermaßen den
umgekehrten Weg einer Rückwirkungsanordnung neuen Rechts
auf abschließend verwirklichte Sachverhalte geht – ausdrücklich
festhält, daß sich bei seit dem 1. 3. 1994 als Hauptmietverträge
anzusehenden Verträgen nur die Auflösung sowie die Verrech-
nung der Hauptmietzinsreserve nach altem Recht richtet, sohin –
mit Ausnahme der Auflösung und den Verrechnungspflichten –
wohl von einer generellen Rückwirkungsanordnung iSd Art II
Abschn II Z 1 3. WÄG ausgeht (mE ist daher den Entscheidungen
des LG Salzburg vom 22. 12. 1997, 54 R 389/97p bzw vom
22. 12. 1997, 54 R 346/97i, beide abgedruckt in den vorge-
nannten OGH-Entscheidungen, der Vorzug zu geben).

Christian Prader

7572

§ 1 Abs 4 Z 1 MRG
Kredite des ERP-Fonds sind – auch wenn sie
für die Errichtung von Geschäftsräumlichkeiten
gewährt wurden – nicht als öffentliche Mittel iSd
§ 1 Abs 4 Z 1 MRG zu qualifizieren. Hierunter

fallen nur, wenn auch in einem etwas weiteren
Sinn, Mittel der Wohnbauförderung.

OGH 15. 9. 1998, 5 Ob 184/98i; LG Linz 12. 2. 1998, 13 R
509/97g; BG Linz 7. 8. 1997, 17 Msch 13/96p

Aus der Begründung:

Der erkennende Senat teilt die Rechtsauffassung des Rekursgerich-
tes, daß Kredite des ERP-Fonds, auch wenn sie für die Errichtung
von Geschäftsräumlichkeiten gewährt wurden, nicht als öffentliche
Mittel iSd § 1 Abs 4 Z 1 MRG zu qualifizieren sind. Es kann dies-
bezüglich auf die überzeugenden Rechtsausführungen des Rekurs-
gerichtes verwiesen werden, die aus der bereits vorhandenen Judi-
katur des OGH (siehe insbesondere MietSlg 38/32 mwN; im sel-
ben Sinn judiziert der VwGH: wobl 1993, 144/109) die richtigen
Schlüsse ziehen. Erst jüngst hat der OGH wiederum bekräftigt,
daß unter „öffentlichen Mitteln“ im Zusammenhang mit dem Mie-
terschutz nur jene Mittel zu verstehen sind, die von der öffentlichen
Hand Kraft gesetzlicher Anordnung zur Neuschaffung von Wohn-
und Geschäftsräumen zur Verfügung gestellt werden (3 Ob 556,
557/95 = EWr I/29/74 = MietSlg 47.328 = RIS-Justiz RS
0069302). Es muß sich, wenn auch in einem etwas weiteren Sinn,
um Mittel der Wohnbauförderung handeln (vgl Würth in Würth/
Zingher, Miet- und Wohnrecht20, Rz 53 zu § 1 MRG). Das legt das
historische Begriffsverständnis nahe, zu dem sich offenbar auch
der Gesetzgeber des MRG bekannte, indem er eine durch die
Spruchpraxis bereits ausgedeutete Regelung kommentarlos fort-
schrieb. Tatsächlich hatte der Gesetzgeber die öffentlichen Mittel
immer als ein mit konkreten Bestimmungen des MG (jetzt eben mit
denen des MRG) korrespondierendes Instrument des Mieterschut-
zes gesehen. Der Begriff „ohne Zuhilfenahme öffentlicher Mittel“,
der schon in § 1 Abs 3 Z 1 MG enthalten war, stammt nämlich
ursprünglich aus dem Wohnungsanforderungsgesetz (BGBl 1949/
204). Danach war von einer Zuhilfenahme öffentlicher Mittel nur
die Rede, wenn die Finanzierung der Wiederherstellung kriegs-
beschädigter oder zerstörter Räume aus Geldmitteln stattfand, die
Kraft gesetzlicher Anordnung der Neuschaffung oder Wieder-
gewinnung von Wohnräumen gewidmet waren. Diese Rsp wurde
auch § 1 Abs 3 Z 1 MG zugrunde gelegt und hat ihre Bedeutung
für die Auslegung des § 1 Abs 4 Z 1 MRG nicht verloren. Sind
öffentliche Gelder anderen als den Zwecken der Schaffung von
Wohn- bzw Geschäftsräumen, etwa der Fremdenverkehrsförde-
rung, gewidmet, kann nicht von „Zuhilfenahme öffentlicher Mittel“
gesprochen werden (Bernat, Der Geltungsbereich des MRG [§ 1],
in Korinek/Krejci, HdB zum MRG, 117).

Die gesetzlichen Anordnungen über den Ersatz von ERP-Mitteln,
wie sie sich aus den bereits vom Rekursgericht zitierten Aufgaben
des ERP-Fonds ergeben (§ 1 Abs 2 ERP-Fonds-Gesetz, BGBl 1962/
207: Die Begründung des Rekursgerichtes lautete: „Gem § 1 Abs 2
des ERP-Fonds-Gesetzes [BGBl 1962/207] habe der ERP-Fonds die
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Aufgabe, den Ausbau, die Rationalisierung und die Produktivität
der österreichischen Wirtschaft insbesondere durch Unterstützung
und Anregung der produktiven Tätigkeit und des Warenaustau-
sches zu fördern und dadurch auch zur Erhaltung der Vollbeschäf-
tigung und zur Erhöhung des Sozialproduktes unter Bedachtnahme
auf die Stabilität des Geldwertes beizutragen. Demzufolge seien
die vom ERP-Fonds zur Verfügung gestellten Kreditmittel nicht als
„öffentliche Mittel“ [iSd § 1 Abs 4 Z 1 MRG] zu qualifizieren, weil
sie nach ihrer gesetzlichen Anordnung [Zweckbestimmung] nicht
der Neuschaffung oder Wiedergewinnung von – etwa im Krieg
zerstörter oder beschädigten Wohnungen – gewidmet sind, son-
dern hauptsächlich der Ankurbelung der österreichischen Wirt-
schaft nach dem Zweiten Weltkrieg dienen sollten“), lassen keinen
Zusammenhang mit einer den Mietern von Wohn- und Geschäfts-
räumen zugedachten Förderung der Errichtung von Gebäuden
erkennen. Es geht kurz gesagt um die Rationalisierung und Produk-
tivitätssteigerung der österreichischen Wirtschaft. Daß eine sinn-
volle Förderung der Wirtschaft auch darin bestehen kann, Fonds-
mittel für den Bau von Geschäftsräumlichkeiten zur Verfügung zu
stellen (was im gegenständlichen Fall geschehen sein mag), recht-
fertigt die Vollanwendung des MRG auf Mietobjekte in derartigen
Gebäuden nicht, weil der Gesetzgeber mit der Verwaltung der
ERP-Mittel andere Ziele verfolgte, als sie den Mieterschutzvorschrif-
ten des MRG zugrunde liegen.

Anmerkung:

Dieser Entscheidung ist vollinhaltlich zuzustimmen. Zu ergänzen
wäre noch, daß sich die Richtigkeit des historischen Begriffs-
verständnisses, wie es in dieser E ausdrücklich dargelegt wurde,
aus der nahtlosen Übernahme des Begriffes „öffentliche Mittel“ aus
§ 3 Abs 1 Z 1 Wohnungsanforderungsgesetz in § 4 Z 1 NVG
(BGBl 1956/225) und in weiterer Folge in § 1 Abs 3 Z 1 MG
ergibt und der Gesetzgeber auf die gewünschte Kontinuität auch
ausdrücklich hingewiesen hat (vgl AB 500 BlgNR 500 11. GP 11
und 12). Offen bleibt allerdings die Frage, ob unter dem Begriff
„öffentliche Mittel“ iSd § 1 Abs 4 Z 1 MRG (etwas anderes gilt für
§ 29 Abs 1 Z 3 lit a 2. Fall leg cit) auch Subjektförderungen zu
subsumieren sind oder nicht. Berücksichtigt man den Zweck, den
der Gesetzgeber mit der Einfügung dieses Begriffes verfolgt hat,
nämlich die Ankurbelung der Wohnbautätigkeit zu fördern und da-
mit den Einsatz privaten Kapitals „zu belohnen“ (EWr I/29/74ff =
MietSlg 47.328), ergibt sich mE, daß eine Unterscheidung zwi-
schen Objekt- und Subjektförderung in bezug auf § 1 Abs 4 Z 1
MRG nicht gerechtfertigt ist (ggt Dirnbacher, Das Mietrechtsgesetz
idF der Novelle 1997, 18). Als weitere Überlegung in diese Rich-
tung sei ins Treffen geführt, daß in der Praxis Subjektförderungen
(wenngleich nur indirekt) oftmals Grundlage für Wohnbauprojekte
bilden und Subjektförderungen auch an nicht natürliche Personen
vergeben werden können (vgl etwa § 17 TWFG). Berücksichtigt
man nunmehr aber den Zweck der Ausnahmebestimmung, näm-

lich insbesondere auch Spekulationen mit öffentlichen Geldern
hintanzuhalten (Call/Tschütscher, MRG, 17), erscheint eine exten-
sive Handhabung des Begriffes „öffentliche Mittel“ geboten.
Festzuhalten ist, daß diese Überlegungen selbstredend nur für
ursprüngliche, bereits bei der Planung des Objektes im Zusammen-
hang stehenden Förderungen gelten können, da eine nachträgli-
che Förderung der Ausnahmebestimmung ebensowenig hinderlich
ist, wie eine nachträgliche Rückzahlung [zur Entziehung vgl EWr
I/29/74ff = MietSlg 47.328] nicht zum Vorliegen eines Ausnah-
metatbestandes führt: für viele Dirnbacher in seiner Glosse zu wobl
1998/16).

Christian Prader

Kostenrecht
7573

§ 388 Abs 3 ZPO und TP 7 Abs 2 RAT
Die Berufung auf eine vor dem Prozeß abge-
schlossene, von den Regeln der ZPO abweichende,
Vereinbarung über die Prozeßkosten kann vom
Gericht bei seiner Kostenentscheidung grund-
sätzlich nicht berücksichtigt werden.

Aufgrund des Gegenstandes des Rechtsstreites
kann in einem Beweissicherungsverfahren die
Entsendung eines Rechtsanwaltsanwärters zu
einer Befundaufnahme außerhalb des Kanzlei-
sitzes zur zweckentsprechenden Rechtsverfol-
gung notwendig sein.

OLG Linz 26. 11. 1998, 6 R 234/98v, 235/98s

Anmerkung:

Die Rekurswerberin hat Kostenbestimmungsbeschlüsse angefoch-
ten, mit denen das Erstgericht dem Masseverwalter eines Bauunter-
nehmens für die Teilnahme eines Rechtsanwaltsanwärters aus sei-
ner Kanzlei an Befundaufnahmen, die im Rahmen eines Beweis-
sicherungsverfahrens erfolgten, Kosten gem TP 7 Abs 2 RAT zuge-
sprochen hatte. Die Rekurswerberin hat sich unter anderem auf
ihre Allgemeinen Vertragsbedingungen gestützt, die vorsahen,
daß mit dem Werklohn die Erstellung sämtlicher notwendiger
Beweissicherungsgutachten abgegolten seien. Das OLG Linz ist
der Ansicht von M. Bydlinski (Prozeßkostenersatz [1992], 136)
gefolgt, wonach derartige Vereinbarungen für das Gericht unbe-
achtlich sind und hat den Rekursen keine Folge gegeben.

Angesichts des Streitgegenstandes (es ging um eine restliche
Werklohnforderung aus einem Bauwerksvertrag in zweistelliger
Millionenhöhe) erachtete das OLG Linz die Entsendung eines
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Rechtsanwaltsanwärters aus der Kanzlei des Kl (in Wien) zur Be-
fundaufnahme (in Salzburg) als zur zweckentsprechenden Rechts-
verfolgung notwendig.

Kurt Wratzfeld
 (am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht
7574

§ 9 Abs 1 und Abs 2, § 14 TP 5 und TP 6 Abs 5 Z 17,
§ 13 Abs 3 GebG

Vor Inkrafttreten der Ausnahmebestimmung des
§ 14 TP 6 Abs 5 Z 17 mit 1. 12. 1997 sind auch
Eingaben, mit denen eine Erledigung urgiert
wird, gem § 14 TP 6 gebührenpflichtig

VwGH 20. 8. 1998, 98/16/0046

Kern des Beschwerdevorbringens (das sich ausdrücklich nur gegen
die Vorschreibung von einmal S 120,– Eingabengebühr gem § 14
TP 6 GebG und S 90,– Beilagengebühr gem § 14 TP 5 GebG
wendet) sind die jetzt erstmals aufgestellten Behauptungen, die Ein-
gabe vom 30. 9. sei gar nicht vom Bf unterfertigt worden, den vom
Bf unterfertigten Eingaben seien keine Beilagen beigeheftet gewe-
sen und die Einbringung der Eingabe sei nicht durch den Bf erfolgt.
Bei diesem Vorbringen handelt es sich um eine im verwaltungs-
gerichtlichen Verfahren unzulässige und daher unbeachtliche
Neuerung, auf die nicht weiter einzugehen ist.

Da die bel Beh aufgrund der zur Zeit ihrer Entscheidung gege-
benen Aktenlage davon ausgehen durfte, daß der Bf auch die Ein-
gabe vom 30. 9. in Vertretung seiner Mandantin überreicht hat
und daß wenigstens drei Beilagen angeschlossen waren, erweist
sich der angef B in jeder Richtung als frei von Rechtswidrigkeit,
zumal überhaupt kein Anhaltspunkt dafür besteht, in der Eingabe
vom 30. 9. 1994 keine iSd § 14 TP 5 GebG zu erblicken. Insofern
der Bf in diesem Zusammenhang vermeint, diese Eingabe sei nur
eine „Erinnerung“ der Behörde gewesen, übersieht er, daß die
Ausnahmebestimmungen des § 14 TP 6 Abs 5 Z 17 GebG betref-
fend Urgenzen erst mit 1. 12. 1997 in Kraft getreten ist (vgl das
zweite Budgetbegleitungsgesetz 1997, BGBl I, 130).

Anmerkung:

1. Nach dem vorliegenden Sachverhalt forderte die bel Beh für
zwei von einer türkischen Staatsbürgerin am 16. 5. 1994 und am
30. 9. 1994 gestellte Anträge auf Verlängerung einer Bewilligung
nach dem Aufenthaltsgesetz und für eine schriftliche Berufung unter
Bezugnahme auf § 14 TP 6 GebG (vor der Gebührenerhöhung
durch BGBl I 1997/130) sowie für drei Beilagen (zu denen die

bel Beh einen Meldezettel, einen Krankenversicherungsantrag und
eine Krankenversicherungspolizze zählte) gem § 14 TP 5 GebG
Eingabengebühr von insgesamt S 450,– (=3*120,– +3*30,–).
Weiters setzte sie gem § 9 Abs 1 GebG eine Gebührenerhöhung
von S 225,– fest. Bf ist ein Rechtsanwalt, der als Vertreter der
türkischen Staatsbürgerin auftrat und dem daher gem § 13 Abs 3
GebG die genannten Gebühren vorgeschrieben wurden.

2. Kernaussage des Erk ist, daß nach der Rechtslage vor Inkrafttre-
ten der Befreiungsbestimmung des § 14 TP 6 Abs 5 Z 17 GebG
mit 1. 12. 1997 für „Eingaben, mit welchen in einem anhängigen
Verfahren zu einer vorangegangenen Eingabe eine ergänzende
Begründung erstattet, eine Erledigung urgiert oder eine Eingabe
zurückgezogen wird“ (so der Wortlaut der TP 6 Abs 5 Z 17), noch
keine Befreiung für derartige Eingaben besteht (vgl auch die Erläut
RV 887 BlgNR 20. GP, die darauf hinweisen, daß die Neurege-
lung lediglich für den Fall der Zurückziehung einer Eingabe klar-
stellende Bedeutung hat). Die Eingabe vom 30. 9. 1994 war daher
auch dann, wenn es sich um eine bloße Erinnerung der Behörde
handelte, gebührenpflichtig.

Christoph Urtz

7575

§ 183 ZollG 1988 (vergleichbar § 236 BAO)
Eine sachliche Unbilligkeit der Erhebung der
Abgaben (Zollerlaß gem § 183 ZollG 1988) liegt
nicht vor, wenn die von der Bf monierte Doppel-
belastung ihre ausschließliche Ursache in dem
Umstand hat, daß die Bf zur Deckung ihrer
Vorgangsweise, in einer außerordentlich großen
Anzahl von Fällen die Einfuhr der Waren unter
Verletzung der Erklärungspflicht zu veranlassen,
die Erklärung anderer Waren vortäuschte.

VwGH 28. 9. 1998, 96/16/0198

Gem § 183 Abs 1 ZollG können Zollbeträge und Ersatzforderun-
gen für einzelne Fälle auf Antrag des Zollschuldners ganz oder teil-
weise erlassen werden, wenn die Entrichtung nach Lage der Sache
oder nach den persönlichen Verhältnissen des Zollschuldners unbil-
lig wäre.

Die Bf macht nach ihrem Vorbringen erkennbar eine sachliche Un-
billigkeit der Abgabeneinhebung geltend. Eine solche Unbilligkeit
der Abgabeneinhebung liegt vor, wenn im Einzelfall bei Anwen-
dung ein vom Gesetzgeber offenbar nicht beabsichtigtes Ergebnis
eintritt (vgl das Erk 14. 9. 1993, 93/15/0024, zur insoweit ver-
gleichbaren Bestimmung des § 236 BAO.

Eine solche sachliche Unbilligkeit erblickt die Bf in dem Um-
stand, daß die in Rede stehende Eingangsabgabenschuld fest-
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gestellt wurde, obwohl bereits Eingangsabgaben in Höhe von
S 1.714.469,27 entrichtet worden sind. Ausgehend von diesem
dem angef B zugrundeliegenden Sachverhalt kann nicht über-
sehen werden, daß die von der Bf monierte Doppelbelastung ihre
ausschließliche Ursache in dem Umstand hat, daß die Bf zur
Deckung ihrer Vorgangsweise, in einer außerordentlich großen
Anzahl von Fällen die Einfuhr der Waren unter Verletzung der
Erklärungspflicht zu veranlassen, die Erklärung anderer Waren
vortäuschte. Allein aufgrund dieser, einen strafbaren Tatbestand
erfüllenden Deckungshandlungen hat die Bf Eingangsabgaben im
angegebenen Umfang bereits entrichtet. Da die Vorgangsweise
der Bf, Eingangsabgaben für in Wahrheit gar nicht eingeführte
Waren zu entrichten, Teil eines Gesamtkonzeptes war, bei dem
einerseits die zum Schutze der inländischen Landwirtschaft erlasse-
nen, marktordnungsrechtlichen Vorschriften verletzt wurden, ande-
rerseits aber eine nicht unbedeutende Abgabenersparnis lukriert
wurde, kann in der der Bf nach Aufdeckung ihrer Machenschaften
zur Last fallenden Abgabenbelastung eine Unbilligkeit nicht erblickt
werden.

Von einer „exzeptionellen Fallgestaltung“ kann dabei nur inso-
ferne gesprochen werden, als es im Beschwerdefall zu einer außer-
ordentlichen Häufung der einzelnen Angriffe gekommen ist und
neben der Abgabenhoheit des Staates auch die inländische Land-
wirtschaft und damit die inländische Volkswirtschaft durch die Täu-
schungshandlungen in bezug auf die Einholung von Einfuhrbewilli-
gungen nachhaltig geschädigt worden ist, wobei aus den vor-
gelegten Verwaltungsakten nicht erkennbar ist, inwieweit der
Geschäftsführer der Bf für die Verletzung der Kontingentierungs-
bestimmungen strafrechtlich zur Verantwortung gezogen worden
ist. Das Gesamtkonzept der Bf war damit darauf ausgerichtet, im
Rahmen des von ihr betriebenen gewerblichen Unternehmens
durch eine wiederkehrende Verletzung sowohl abgabenrechtlicher
als auch marktordnungsrechtlicher Bestimmungen fortlaufende Ein-
nahmen zu erzielen. Eine solche Vorgangsweise der Bf kann aber
nicht bewirken, daß die Erhebung der dadurch entstandenen Ein-
gangsabgaben unbillig iS des § 183 Abs 1 ZollG ist. Dabei ist es
nicht maßgeblich, daß auch die Mitbewerber der Bf am inländi-
schen Obst- und Gemüsemarkt auf vergleichbare Weise vorgegan-
gen sind.

Entgegen der Auffassung der Bf kommt auch der Feststellung, daß
hinsichtlich der in Rede stehenden Eingangsabgaben die Zoll-
schuld kraft Gesetzes entstanden ist, kein Strafcharakter zu. Abge-
sehen davon, daß die Bf als GmbH nicht deliktsfähig ist (vgl insbe-
sondere § 1 FinStrG), ist die Entstehung der Eingangsabgaben-
schuld objektive Folge der Erfüllung des gesetzlichen Tatbestan-
des. Davon, daß die Bestimmungen des § 174 Abs 3 ZollG 1988
eine Strafe als Sanktion für ein rechtswidriges Verhalten vorsehen,
kann keine Rede sein. Damit geht aber auch die – in einem erst
nach Einbringung der Beschwerde diese ergänzenden Schriftsatz
vom 9. 6. 1998 erfolgte – Berufung auf Art 4 des 7. ZPEMRK ins

Leere, zumal zwischen dem zu einer Geldstrafe von S 200.000,–
verurteilten Geschäftsführer und Gesellschafter einerseits und der
Bf andererseits keine Personenidentität besteht. Schließlich über-
sieht die Bf auch, daß der angef B bereits vor der am 16. 9. 1997
erfolgten Verurteilung des Geschäftsführers erlassen worden ist.

Anmerkung:

1. Die Bf, eine GmbH, verletzte beim Import von Obst und Gemüse
in 162 Fällen zollrechtliche Stellungs- und Erklärungspflichten. Der
Geschäftsführer der GmbH, der gleichzeitig auch Gesellschafter
war, wurde dafür im gerichtlichen Finanzstrafverfahren zu einer
Geldstrafe von S 200.000,– verurteilt. Die Bf sah sich nun darin
beschwert, daß sie neben den für die tatsächlichen Importe entrich-
teten Abgaben auch für die nur gegenüber den Finanzbehörden
vorgetäuschten Vorgänge Eingangsabgaben entrichtet hatte.

2. Aufgrund dieser „Doppelbelastung“ beantragte die Bf einen
Zollerlaß aus Billigkeitsgründen gem § 183 ZollG 1988. Diese
Bestimmung ist § 236 BAO vergleichbar; auch bei § 236 BAO ist
zwischen einer „persönlichen“ und „sachlichen“ Unbilligkeit zu
differenzieren. Eine sachliche Unbilligkeit nach den Grundsätzen
des § 236 BAO, die der VwGH für die Auslegung des § 183
ZollG anwendet, liegt dann vor, wenn ein vom Gesetzgeber offen-
bar nicht beabsichtigtes Ergebnis eintritt (vgl mwN Ritz, BAO
§ 236 Rz 11ff). Dem VwGH ist zuzustimmen, daß die im Ergebnis
eintretende Doppelbelastung zu keinem vom Gesetzgeber nicht
beabsichtigten Ergebnis führt, da die Bf im konkreten Fall die Erklä-
rung anderer Waren nur vortäuschte, um andere Warenbewegun-
gen zu decken. Die Ansicht des VwGH geht auch mit jener Judika-
tur zu § 236 BAO konform, die eine Nachsicht nicht gewähren
will, um im Ergebnis unterlassene Berufungen nachzuholen (siehe
Ritz, BAO § 236 Rz 14). Daß im vorliegenden Fall die zollamt-
lichen Bestätigungen über die vorgetäuschten Warenbewegungen
rechtskräftig wurden, hat die Bf nämlich bewußt in Kauf genom-
men.

Christoph Urtz

7576

§ 29, § 82 Abs 3 FinStrG
1. Eine Selbstanzeige steht der Einleitung eines
Finanzstrafverfahrens nur dann entgegen, wenn
ihre strafbefreiende Wirkung zweifelsfrei fest-
steht (vgl zuletzt Erk 29. 1. 1997, 96/16/0234).

2. Unter dem Begriff der „Tat“ gem § 29 Abs 3
lit b FinStrG ist nach Auffassung des VwGH ein
tatbestandsmäßiges, rechtswidriges, schuldhaf-
tes und mit Strafe bedrohtes Verhalten zu verste-
hen.
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3. Die in § 29 Abs 3 lit b FinStrG genannte zweite
Alternative erstreckt sich keineswegs nur auf
Sachverhalte, die in umittelbarem Zusammen-
hang mit der Grenzabfertigung am Amtsplatz
gesetzt werden.

VwGH 28. 9. 1998, 98/16/0142

Nach stRsp des VwGH genügt es für die Einleitung eines Finanz-
strafverfahrens, wenn gegen den Verdächtigen genügende Ver-
dachtsgründe vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, daß er als
Täter eines Finanzvergehens in Frage kommt. Die endgültige Be-
antwortung der Frage, ob der Verdächtige dieses Finanzvergehen
tatsächlich begangen hat, bleibt daher dem Ergebnis des Untersu-
chungsverfahrens nach den §§ 114ff FinStrG vorbehalten. Diese
Kriterien gelten auch für die Frage, ob der Strafaufhebungsgrund
der Selbstanzeige iS des § 29 FinStrG vorliegt. Eine solche Selbst-
anzeige steht der Einleitung eines Finanzstrafverfahrens nur dann
entgegen, wenn ihre strafbefreiende Wirkung zweifelsfrei feststeht
(vgl zuletzt Erk 29. 1. 1997, 96/16/0234). Ist dies aber nicht der
Fall, so obliegt die Beurteilung, ob eine solche strafbefreiende Wir-
kung gegeben ist, der das Finanzstrafverfahren abschließenden
Entscheidung der Finanzstrafbehörde.

Aus den dem VwGH vorgelegten Akten ist nicht erkennbar, ob
die Finanzstrafbehörde den zunächst gegen Karl W bestandenen
Verdacht eines Finanzvergehens als weiterbestehend oder durch
seine – mit den Erfahrungen des täglichen Lebens nur schwer in
Einklang zu bringenden – Angaben bei seiner Vernehmung als
ausgeräumt angesehen hat. Da die bel Beh jedoch ausdrücklich
vom Vorliegen des Ausnahmetatbestandes nach § 29 Abs 3 lit b
FinStrG ausgegangen ist, konnte dieser Umstand auf sich beruhen.
In lit b der genannten Gesetzesstelle sind zwei Ausnahmetat-
bestände enthalten, die die strafbefreiende Wirkung einer Selbst-
anzeige verhindern. Nach der ersten Alternative dieser Bestim-
mung ist ua die gänzliche oder teilweise Entdeckung der Tat
Tatbestandsmerkmal. Unter diesem im Gesetz gebrauchten Begriff
der Tat ist dabei nach Auffassung des VwGH ein tatbestandsmäßi-
ges, rechtswidriges, schuldhaftes und mit Strafe bedrohtes Verhal-
ten zu verstehen (vgl Neuner/Henzl/Neuner, Verteidiger-Hand-
buch Rz 7.28; Dorazil/Harbich, § 29 FinStrG, Anm 14; Leitner,
Grundzüge des österreichischen Finanzstrafrechts 84). Zutreffend
wird hiezu in der Beschwerde die Auffassung vertreten, daß dieser
Begriff „Tat“ auch die Kenntnis des Täters einschließt. Die Bf über-
sieht aber in diesem Zusammenhang, daß nicht allein die gänzli-
che Entdeckung der Tat die strafbefreiende Wirkung der Selbst-
anzeige hindert; vielmehr reicht hiefür bereits eine bloß teilweise
Entdeckung der Tat aus. Dies bedeutet aber, daß die bloß unvoll-
ständige Entdeckung der Tat – sofern diese in ihren Grundzügen
bereits konkretisiert ist – für den Anzeiger schädlich ist. Ebenso wie
in dem von Leitner aaO gebrachten Beispiel der notwendigen Er-

mittlung von als Täter in Betracht kommenden Organen einer Kapi-
talgesellschaft ist von einer teilweisen Entdeckung der Tat auszuge-
hen, wenn wie im Beschwerdefall die Verantwortung für die Tat
vom Ehepartner des aufgrund der vorliegenden Indizien der Tat-
handlung Verdächtigten sozusagen übernommen wird. Eine sol-
che Auslegung des Gesetzes ist durch den Zweck des Abs 3 lit b
des § 29 FinStrG geboten, weil durch diese Bestimmung verhindert
werden soll, einer Selbstanzeige bereits entdeckter Finanzverge-
hen strafbefreiende Wirkung zuzuerkennen.

Im Beschwerdefall wird es dabei Aufgabe der Finanzstrafbehörde
sein, im Untersuchungsverfahren zweifelsfreie Feststellungen dar-
über zu treffen, ob die Tat im Zeitpunkt der Überreichung der
Selbstanzeige etwa bereits teilweise entdeckt war, wobei für eine
solche Feststellung ausreichen würde, daß zwar die Tat als solche
entdeckt war, aber noch nicht feststand, wer von den in Betracht
kommenden Personen diese begangen hatte. Da in der in den Ver-
waltungsakten befindlichen Liste neben dem Namen des Ehegatten
der Bf auch ein Wertbetrag von S 30.000,– aufschien, bestand
jedenfalls die Möglichkeit, daß der Schmuggel von Goldschmuck
bereits teilweise entdeckt war. Die Finanzstrafbehörde, die es
unterlassen hat, die Akten des Verwaltungsverfahrens dem VwGH
vollständig vorzulegen, wird im Untersuchungsverfahren den im
Zeitpunkt der Selbstanzeige vorliegenden Sachverhalt entspre-
chend zu würdigen haben.

Überdies besteht im Beschwerdefall die Möglichkeit, daß die Ent-
deckung der Tat, durch die Zollvorschriften verletzt wurden, (erst)
unmittelbar bevorstand, ein Umstand, der nach der zweiten Alter-
native des § 29 Abs 3 lit b FinStrG der Straffreiheit der Selbst-
anzeige entgegenstehen würde. Entgegen der Auffassung der Bf
erstreckt sich dabei die Anwendbarkeit der letztgenannten Vor-
schrift keineswegs auf Sachverhalte, die in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der Grenzabfertigung am Amtsplatz gesetzt werden.
Auch im Falle von finanzstrafbehördlichen Erhebungen etwa iS des
§ 99 FinStrG kann davon ausgegangen werden, daß die Entdek-
kung der Tat unmittelbar bevorstand.

Daraus folgt aber, daß die strafbefreiende Wirkung der vorliegen-
den Selbstanzeige nicht zweifelsfrei feststand, sodaß die Einlei-
tung des Finanzstrafverfahrens dem Gesetz entsprach.

Anmerkung:

1. Nach dem vorliegenden Sachverhalt wurde von der Finanz-
strafbehörde erster Instanz bei türkischen Staatsangehörigen, die
ein Schmuckgeschäft in der Türkei betreiben, eine Liste gefunden,
auf der Karl W, der Ehegatte der Bf, zusammen mit weiteren Öster-
reichern als Abnehmer von Goldschmuck aufschien. Weiters wurde
eine Visitenkarte mit dem Namen von Karl W gefunden. Bei der
Vernehmung durch die Finanzstrafbehörde gab Karl W an, daß
seine Frau ohne sein Wissen ein Schmuckstück gekauft und nach
Österreich gebracht habe. Er erstattete im Namen seiner Frau
Selbstanzeige. Daraufhin wurde gegen seine Frau gem § 82
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Abs 3 FinStrG mit Bescheid ein Finanzstrafverfahren eingeleitet;
gegen die Abweisung der gegen den Einleitungsbescheid gem
§ 152 FinStrG ergriffenen Beschwerde wendet sich die Bf.

2. In diesem Erk geht es darum, ob die Einleitung eines Finanz-
strafverfahrens rechtmäßig oder aufgrund eines Strafaufhebungs-
grundes wie § 29 (iVm § 82 Abs 3 lit c) FinStrG rechtswidrig war.
Endgültig geklärt werden wird das Vorliegen eines Strafauf-
hebungsgrundes erst in der abschließenden Erledigung des Ver-
fahrens. Daher werden an das Vorliegen der Voraussetzungen
des § 29 FinStrG bei Einleitung des Verfahrens vom VwGH auch
strenge Anforderungen gestellt; die strafbefreiende Wirkung muß
zweifelsfrei feststehen.

3. Besonders bemerkenswert an diesem Erk sind die Ausführun-
gen über die Voraussetzungen der Entdeckung der Tat, die als erste
Alternative gem § 29 Abs 3 lit b eine strafbefreiende Wirkung aus-
schließt. Der VwGH geht zunächst davon aus, daß der Begriff der
„Tat“ ein tatbestandsmäßiges, rechtswidriges und schuldhaftes
Verhalten umfaßt (so auch Dorazil/Harbich, FinStrG § 29 Rz 14;
Neuner/Henzel/Neuner, Verteidiger-Handbuch Rz 7.28; Leitner,
Grundzüge des österreichischen Finanzstrafrechts 84); damit wi-
derspricht er Teilen des Schrifttums und der älteren Rsp (aA sind
Scheil, Selbstanzeige Rz 443f und zB VwGH 20. 4. 1989,
89/16/0017). Weiters stimmt der VwGH ausdrücklich jener im
Schrifttum vertretenen Auffassung zu, die die Kenntnis des Täters
für die – eine strafbefreiende Wirkung ausschließende – Entdek-
kung der Tat als notwendig erachtet (Neuner/Henzel/Neuner,
Verteidiger-Handbuch Rz 7.30; Leitner, Grundzüge des österrei-
chischen Finanzstrafrechts 84; aA Scheil, Selbstanzeige Rz 447;
im Ergebnis aA auch Dorazil/Harbich, FinStrG § 29 Rz 14, die
den Verdacht irgendeiner Person als ausreichend erachten). Der
VwGH nimmt dabei jedoch in Anlehnung an ein Beispiel von Leit-
ner, Grundzüge 84, an, daß eine bereits teilweise Entdeckung der
Tat vorliegt, die ebenfalls gem § 29 Abs 3 lit b die strafbefreiende
Wirkung beseitigt. Überzeugend ist die Ansicht des Gerichtshofes
nicht. Denn der vorliegende Fall unterscheidet sich von dem bei
Leitner, Grundzüge 84 genannten Beispiel: in diesem Beispiel wird
zwar aufgrund qualifizierter Verdachtsmomente die Abgaben-
verkürzung einer Kapitalgesellschaft entdeckt, aber noch nicht
geklärt, welches Organ als Täter in Frage kommt. Damit war der
Täterkreis eingegrenzt. Im vorliegenden Fall war demgegenüber
nach dem Sachverhalt der Finanzstrafbehörde aufgrund der ent-
deckten Liste nur der Name von Karl W bekannt. Daß dessen Ehe-
frau auch zum denkbaren Täterkreis gehörte, war hingegen nicht
bekannt. Daher benötigt der VwGH auch die Hilfskonstruktion
einer „teilweisen Entdeckung“, um zum Ausschlußtatbestand des
§ 29 Abs 3 lit b FinStrG zu gelangen. Konsequent ist dies nicht;
wenn der VwGH davon ausgeht, daß die Kenntnis des Täters erfor-
derlich ist, so muß dieser auch bei teilweiser Entdeckung bekannt
sein. Der Tatbestand der teilweisen Entdeckung würde dann nach
dieser Auffassung beispielsweise jene Fälle umfassen, in denen die

Behörde zwar eine Abgabenverkürzung durch eine bestimmte Per-
son entdeckt hat, die Höhe des Betrages aber noch unbekannt ist
(vgl Scheil, Selbstanzeige Rz 455).
4. Schließlich sind im vorliegenden Erk auch die Ausführungen zur
zweiten Alternative des § 29 Abs 3 lit b FinStrG interessant. Mit
dieser Bestimmung, die die strafbefreiende Wirkung einer Selbst-
anzeige dann ausschließt, wenn „die Entdeckung einer Tat, durch
die Zollvorschriften verletzt wurden, unmittelbar bevorstand“, sollte
insbesondere die Möglichkeit ausgeschlossen werden, daß unmit-
telbar vor einer „Gepäcks- und Fahrzeugkontrolle, die nach der
Eingangsabfertigung (nach Verlassen des Amtsplatzes), bei wel-
cher zollpflichtige Waren nicht erklärt wurden“ (Plückhahn,
ÖStZ 1986, 40) durchgeführt wird, mit strafbefreiender Wirkung
eine Selbstanzeige erstattet werden kann. Nach Meinung des
VwGH erstreckt sich der Anwendungsbereich dieser Bestimmung
nicht nur auf das genannte Beispiel, sondern auch auf Erhebungen
gem § 99 FinStrG (vgl Dorazil/Harbich, FinStrG § 29 Rz 15). Zu
diesen Erhebungen zählen gem § 99 Abs 2 auch Nachschauen
und Prüfungen. Damit gerät der VwGH allerdings in das Problem
der Abgrenzung zwischen § 29 Abs 3 lit b und lit c FinStrG. Nach
der lit c muß bei Nachschauen oder Prüfungen die Selbstanzeige
schon bei Beginn der Amtshandlung erstattet werden. Geht man
nun beispielsweise von einem Vorrang des § 29 Abs 3 lit b aus,
wäre die Auslegung denkbar, daß bei einer zollrechtlichen
Prüfung auch eine bei Beginn der Amtshandlung erstatte Selbst-
anzeige nicht zur Straffreiheit führen würde, da die Entdeckung
der Tat „unmittelbar bevorstand“ (so Dorazil/Harbich, FinStrG
§ 29 Rz 15; vgl auch Scheil, Selbstanzeige Rz 466ff). Auf diese
mit der Abgrenzung verbundenen Fragen geht der Gerichtshof
jedoch nicht ein.

Christoph Urtz

7577

Anm 3 lit e TP 15 GGG; Anm 6 TP 15 GGG –
Protokollabschriften

1. Anm 3 lit e TP 15 GGG ist lex specialis zu
Anm 6 TP 15 GGG.

2. Nach Anm 3 lit e TP 15 GGG, die auch auf von
Amts wegen einzuleitende Strafverfahren anzu-
wenden ist, hat eine Partei weder Gebühren
noch Kosten zu entrichten.

BMJ 16. 10. 1998, Zl 335.674/2-I.7/1998

Begründung:

In der Mediensache zu 15 E Hv 354/97 des LG Korneuburg
schrieb die Kostenbeamtin dieses Gerichts mit Zahlungsauftrag
vom 6. 7. 1998, VZK 81/98, der Firma M als Antragsgegnerin
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dieses Verfahrens für eine von dieser angeforderte Kopie des
Protokolls über eine Hauptverhandlung einen Beitrag von S 75,–
(15 Kopien à S 5,–) sowie eine Einhebungsgebühr gem § 6 Abs 1
GEG 1962 in Höhe von S 100,–, zusammen also S 175,–, vor.
Dagegen erhob die M einen Berichtigungsantrag, in dem sie dar-
auf hinwies, daß bis zu zwei Abschriften eines Protokolls für jede
Partei gebührenfrei seien, und den Standpunkt einnahm, daß daher
auch das nur in einfacher Ausfertigung übermittelte Hauptverhand-
lungsprotokoll gebührenfrei sei. Mit Bescheid vom 16. 7. 1998,
Jv 3165-33a/98, gab der Präsident des LG Korneuburg diesem
Berichtigungsantrag nicht Folge. Dies wurde im wesentlichen
damit begründet, daß gem § 45 Abs 2 StPO nur einem Verfahrens-
hilfeverteidiger Ablichtungen unentgeltlich auszufolgen seien, doch
seien die Vertreter der Berichtigungswerberin nicht als Verfahrens-
hilfeverteidiger eingeschritten. Nach Anm 3 lit e zur Tarifpost 15
GGG seien zwar zwei Abschriften eines Protokolls für jede Partei
gebührenfrei, doch seien Gebühren und Kosten eines Verfahrens
zu unterscheiden. Abschriften eines Protokolls seien daher nicht ko-
stenlos. Nach Anm 6 zur Tarifpost 15 GGG sei für unbeglaubigte
Aktenabschriften oder -ablichtungen eine Gebühr in der Höhe von
einem Viertel des in Tarifpost 15 lit a angeführten Betrags zu ent-
richten; das seien derzeit S 5,–.

In der Folge überwies die M den ihr vorgeschriebenen Betrag von
S 175,– an das LG Korneuburg; dieser Betrag wurde dort zu ARP
10.368/98 vereinnahmt.

Das BMJ wurde mit dieser Angelegenheit im Rahmen des über
eine Verwaltungsgerichtshofbeschwerde der Firma M gegen die-
sen Bescheid des Präs des LG Korneuburg eingeleiteten Vorver-
fahrens gem §§ 35ff VwGG befaßt. Die aus diesem Anlaß durch-
geführte rechtliche Prüfung der Angelegenheit ergibt folgendes:

Der Zahlungsauftrag und der Bescheid des Präsidenten des LG
Korneuburg beruhen auf einer Verkennung der durch das Struk-
turanpassungsgesetz 1996, BGBl 201, geschaffenen Rechtslage.
Schon vor der durch dieses Gesetz bewirkten Rechtsänderung
bestimmte die – auch heute noch geltende – Anm 3 lit e zur Tarif-
post 15 GGG, daß bis zu zwei Abschriften eines Protokolls für
jede der Parteien gebührenfrei sind. Allerdings verwies die dama-
lige Anm 7 zur Tarifpost 15 GGG auf den durch das Bundesgesetz
BGBl 1991/20 geschaffenen § 89i GOG, wonach Parteien und
Beteiligte im Rahmen ihres Rechts auf Akteneinsicht Anspruch dar-
auf hatten, nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglich-
keiten Ablichtungen der ihre Sache betreffenden Akten und Akten-
teile gegen Kostenersatz zu erhalten; ein Kostenersatz war aller-
dings nicht vorgesehen, soweit nach anderen Vorschriften – etwa
aufgrund bewilligter Verfahrenshilfe – Gebührenfreiheit bestand.
Weiters galt die Anordnung des § 89i GOG über den Kosten-
ersatz für jene Fälle nicht, in denen aufgrund besonderer Vorschrif-
ten – etwa gem § 45 Abs 2 erster oder vierter Satz StPO – ein
Anspruch auf Übergabe unentgeltlicher Abschriften oder Ablich-
tungen bestand. Insgesamt war somit vor dem Strukturanpassungs-

gesetz 1996 hinsichtlich der Herstellung von Aktenablichtungen
zwischen Gebühren und Kosten zu unterscheiden.

Anliegen der gerichtsgebühren- und gerichtsorganisationsrechtli-
chen Teile des Strukturanpassungsgesetzes 1996 (Artikel 73 und
75 BGBl 1996/201) war es unter anderem, für Aktenabschriften
und -ablichtungen nur noch Gebühren und keine Kosten mehr vor-
zusehen. Die neue Regelung über die Gebühr für unbeglaubigte
Aktenabschriften oder -ablichtungen nach Anm 6 zur Tarifpost 15
GGG sollte an die Stelle der bisherigen, in § 89i GOG in der
früheren Fassung enthaltenen Kostenregelung treten; die frü-
here Anm 7, die auf § 89i GOG in seiner früheren Fassung ver-
wies, sollte entfallen (RV des Strukturanpassungsgesetzes 1996,
72 BlgNR 20. GP 298). Um dieses Anliegen umzusetzen, erhielt
§ 89i GOG seinen neuen und auch heute noch geltenden Wort-
laut, indem die Passage „gegen Kostenersatz“ sowie der zweite,
ebenfalls vom Kostenersatz handelnde Satz entfielen (Art 75 Z 1
BGBl 1996/201). Ebenso entfiel die frühere Anm 7 zur Tarif-
post 15 GGG, die zwar die Gebührenfreiheit von unbeglaubigten
Aktenablichtungen statuiert, im übrigen diesbezüglich aber auch
auf § 89i GOG verwiesen hatte (Art 73 Z 8 BGBl 1996/201).
Stattdessen wurde die neue und auch heute noch geltende Anm 6
zur Tarifpost 15 GGG geschaffen, wonach für unbeglaubigte
Aktenabschriften oder -ablichtungen eine Gebühr in der Höhe von
einem Viertel des in der Tarifpost 15 lit a angeführten Betrags zu
entrichten ist (Art 73 Z 8 BGBl 1996/201). Die neue Anm 6 zur
Tarifpost 15 GGG sowie die erwähnte Änderung des § 89i GOG
traten jeweils am 1. 5. 1996 in Kraft (Art VI Z 15c GGG, einge-
fügt durch Art 73 Z 9 BGBl 1996/201, sowie § 98 Abs 4 GOG,
angefügt durch Art 75 Z 2 BGBl 1996/201). Auf das gegenständ-
liche Verfahren beim LG Korneuburg waren diese Bestimmungen
in ihrer neuen Fassung daher bereits anzuwenden.

Nach der neuen Rechtslage kommt somit für Aktenabschriften oder
-ablichtungen ein Kostenersatz nicht mehr in Betracht. Die Rechts-
ordnung enthält seit der geschilderten Neufassung des § 89i
GOG keine Anordnung mehr, die einen solchen Kostenersatz vor-
sieht. Daher ist die Frage, ob Bestimmungen des Strafprozeßrechts
die Unentgeltlichkeit solcher Abschriften und Ablichtungen vor-
sehen und welchen Anwendungsumfang solche Bestimmungen
haben, für das Bestehen einer Verpflichtung zum Kostenersatz
nicht von Relevanz. Wenn nämlich ein positiver Gesetzesbefehl
über die Kostenersatzpflicht für Aktenabschriften oder -beglaubi-
gungen nach dem eindeutigen und durch den Entfall der Worte
„gegen Kostenersatz“ in § 89i GOG auch unzweifelhaft umge-
setzten Willen des Gesetzgebers nicht existiert, stellt sich die Frage
nach einer Ausnahme von einer solchen Kostenersatzpflicht und
ihrem Anwendungsbereich von vornherein nicht.

Für unbeglaubigte Aktenabschriften oder -ablichtungen sind sohin
seit 1. 5. 1996 gemäß Anm 6 zur Tarifpost 15 GGG nur noch Ge-
bühren in der dort genannten Höhe zu entrichten. Hinsichtlich der
Protokollabschriften ist jedoch die Gebührenbefreiungsbestim-
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mung der Anm 3 lit e zur Tarifpost 15 GGG zu beachten, wonach
bis zu zwei Abschriften eines Protokolls für jede der Parteien
gebührenfrei sind. Ohne jeden Zweifel handelt es sich dabei um
eine lex specialis zur Anm 6 zur Tarifpost 15 GGG. Für bis zu
zwei Abschriften eines Verhandlungsprotokolls hat daher eine
Partei nach dieser Bestimmung, die gem § 29a GGG (eingefügt
durch Art 73 Z 4 BGBl 1996/201) auch auf von Amts wegen ein-
zuleitende Strafverfahren anzuwenden ist, keine Gebühren und
nach dem zuvor Gesagten auch keine Kosten zu entrichten.

Daran vermag auch der zweite Halbsatz des § 29a GGG nichts
zu ändern, wonach § 45 Abs 2 und § 45a StPO unberührt blei-
ben. Wie schon zuvor allgemein für das Strafprozeßrecht ange-
sprochen, kann aus der in § 45 Abs 2 StPO – neben vielen ande-
ren Regelungsinhalten – nach wie vor enthaltenen Anordnung über
die unentgeltliche Ausfolgung von Ablichtungen (nur) an einen Ver-
fahrenshilfeverteidiger kein Umkehrschluß auf eine im Strafverfah-
ren etwa weiter bestehende Kostenersatzpflicht für Ablichtungen
aus den Strafakten gezogen werden. Ein solcher Umkehrschluß
hätte außerhalb der Gebührenfreiheit nach Anm 3 zur Tarifpost 15
GGG auch die wohl kaum gutzuheißende Folge, daß für solche
nicht gebührenfreie Ablichtungen aus Strafakten sowohl die Ge-
bühr nach Anm 6 zur Tarifpost 15 GGG als auch ein Kostenersatz
zu entrichten wäre. Ein derartiger Regelungswille kann dem Ge-
setzgeber aber nicht zugesonnen werden. Dies zeigt sich im Detail
auch daran, daß der neue § 29a GGG mit „Abschriftgebühr im
Strafverfahren“ überschrieben und in der RV zum Strukturanpas-
sungsgesetz auch ausdrücklich davon die Rede ist, „daß die in der
Tarifpost 15 GGG angeführte Abschriftgebühr auch in den Straf-
verfahren zu entrichten“ sein solle, die von Amts wegen zu verfol-
gende Straftaten zum Gegenstand haben (72 BlgNR 20. GP 297).
Vor allem scheitert ein Umkehrschluß auf eine im Strafverfahren
weiter bestehende Kostenersatzpflicht für Ablichtungen aber am
ausdrücklich erklärten und mit dem Strukturanpassungsgesetz
1996 auch eindeutig umgesetzten Willen des Gesetzgebers, daß
allgemein an die Stelle der früheren Kostenersatzpflicht des § 89 i
GOG für Aktenabschriften und -ablichtungen nun die Gebühren-
pflicht nach Anm 6 zur Tarifpost 15 GGG treten sollte. Vor dem
Hintergrund dieser neuen Rechtslage ist der Hinweis auf die unent-
geltliche Ausfolgung von Ablichtungen an den Verfahrenshilfever-
teidiger in § 45 Abs 2 erster Satz StPO, der gleichlautend bereits
vor dem Strukturanpassungsgesetz 1996 in Geltung stand und
durch dieses keine Änderung erfuhr, nun als eine besondere Ge-
bührenbefreiungsbestimmung anzusehen, der freilich in Ansehung
von bis zu zwei Abschriften eines Verhandlungs- oder Verneh-
mungsprotokolls wegen der dafür schon allgemein nach Anm 3 lit e
zur Tarifpost 15 GGG geltenden Gebührenbefreiung kein normati-
ver Gehalt zukommt.

Zusammenfassend erfolgt daher die Vorschreibung von Kosten-
ersatz für Kopien des Verhandlungsprotokolls sowie im Zusam-
menhang damit die Vorschreibung der Einhebungsgebühr nicht zu

Recht, weshalb die darauf gerichteten Rechtsakte der Kostenbeam-
tin und des Präsidenten des LG Korneuburg gem § 7 Abs 3 letzter
Satz GEG 1962 von Amts wegen ersatzlos aufzuheben sind und
der Rechnungsführer des LG Korneuburg zur Rücküberweisung des
entsprechend zum Zahlungsauftrag bereits entrichteten Betrags
von S 175,– anzuweisen ist.

Anmerkung:

Kleine Ursachen, große Wirkungen.

In Zivilverfahren ist es eine Selbstverständlichkeit, daß jeder Partei
automatisch zumindest eine Abschrift eines Verhandlungsproto-
kolls übermittelt wird, sind doch Verhandlungsprotokolle unabding-
bare Voraussetzung für eine sachgerechte Rechtsvertretung. Wenn
man dies ausdrücklich verlangt, so enthält man im Regelfall zwei
Protokollsgleichschriften übermittelt, ohne die zweite urgieren zu
müssen. Anders ist dies in offiziosen Strafverfahren, in denen man
Protokollsabschriften ausdrücklich bestellen muß. Nach der StPO
können die Parteien in das Hauptverhandlungsprotokoll Einsicht
nehmen und es abschreiben oder abschreiben lassen. Das BMJ hat
den Gerichten allerdings schon mehrmals empfohlen (zB JME v
19. 2. 1962, JABl 6), den Verteidigern auf ausdrückliches recht-
zeitiges Verlangen unentgeltlich eine Durchschrift des maschin-
geschriebenen Hauptverhandlungsprotokolls zu überlassen oder
zu gestatten, daß Gerichtsbedienstete außerhalb der Dienstzeit auf
eigenen Schreibmaschinen und mit eigenem Papier Abschriften
der Protokolle herstellen und den Verteidigern gegen Entgelt über-
lassen (Foregger/Kodek, StPO7, Anm VI zu § 271 StPO). Unter-
schiedlich ist die Handhabung in Privatanklageverfahren und somit
auch in Verfahren nach dem MedienG, auf die ja kraft ausdrück-
licher gesetzlicher Anordnung die Bestimmungen über das Privat-
anklageverfahren dem Sinne nach anzuwenden sind.

Im Sprengel des LG für Strafsachen Wien weisen die Richter
die Geschäftsabteilungen mit wechselndem Erfolg laufend an, den
Parteien der Medienverfahren zumindest eine Gleichschrift der
jeweiligen Hauptverhandlungsprotokolle unaufgefordert zuzustel-
len. Über entsprechende Urgenz wird die bisweilen unterlassene
Zustellung unverzüglich kostenlos nachgeholt.

Anders war die Praxis teilweise bei Mediengerichten außerhalb
Wiens, wobei mir selbst nur die Praxis einiger Mediengerichte in
Niederösterreich bekannt ist. Im vorliegenden Fall war ein Rechts-
anwalt von der Idee besessen, die Rechte seines Klienten nur dann
in einer den Berufspflichten eines Rechtsanwalts und den Erforder-
nissen des § 1299 ABGB entsprechenden Art und Weise erfüllen
zu können, wenn er über ein entsprechendes Hauptverhandlungs-
protokoll verfügt. Da dieses vom LG Korneuburg nicht automatisch
übermittelt wurde, war eine telefonische Urgenz – selbstverständ-
lich kostenlos – erforderlich, die in der Folge auch prompt erledigt
wurde. Zur allgemeinen Überraschung war dem Hauptverhand-
lungsprotokoll (15 Seiten) aber auch ein Erlagschein über S 75,–
beigelegt. Was zunächst im Hinblick auf Anm 3 lit e zur Tarif-
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post 15 GGG als Mißverständnis erschien, hat doch jede Partei
einen Rechtsanspruch auf Übermittlung von bis zu zwei Abschriften
eines Protokolls, ohne hiefür eine Gebühr entrichten zu müssen,
erwies sich im nachhinein als volle Absicht. Man wurde vom Präsi-
denten des LG Korneuburg – zwar gebührenfrei, dafür aber mit
Rufzeichen – belehrt, man möge doch Kosten und Gebühren unter-
scheiden. Nunmehr normiert das GGG 1985, daß im Regelfall –
mit hier nicht relevanten Ausnahmen – neben der für bestimmte
Verfahrensschritte (Privatanklage, medienrechtlicherEntschädigungs-
antrag, Berufung usw) zu entrichtenden Gebühr für das gesamte
Verfahren keine weiteren Gebühren zu entrichten sind. Welchen
Sinn daher eine Gebührenbefreiung für in eben diesen Verfahren
angefertigte Protokolle machen soll, wenn zusätzlich zur – in Me-
diensachen zugegebenermaßen bescheidenen – Pauschalgebühr
auf dem Umweg über die Vorschreibung von Kopienkosten gleich-
sam durch ein „Hintertürl“ die Entgeltlichkeit von Verhandlungspro-
tokollen wieder eingeführt wird, war nicht einzusehen.

Das Bundesministerium für Justiz hat nunmehr aus Anlaß einer
gegen den Bescheid des Präsidenten des LG Korneuburg erhobe-
nen Verwaltungsgerichtshofbeschwerde mit dem vorliegenden Be-
scheid in dankenswerter Weise klargestellt, daß die Parteien in
allen, dem GGG unterliegenden Verfahren einen Rechtsanspruch
auf kostenlose Übermittlung von bis zu zwei Abschriften aller Ver-
handlungsprotokolle haben und daß daher erst für die dritte Proto-
kollabschrift, so sie beantragt wird, ein Entgelt – sei es nun aus
dem Titel der Kosten oder dem Titel der Gebühren – zu bezahlen
ist. Es wäre wünschenswert, wenn das BMJ zusätzlich noch klar-
stellen könnte, daß jedes Gericht verpflichtet ist, jeder Partei auto-
matisch zumindest eine Protokollabschrift zu übermitteln und daß
nur eine allenfalls gewünschte zweite Protokollabschrift zusätzlich
zu verlangen ist. Darüber hinaus ist zu hoffen, daß die vorliegende
Entscheidung des BMJ allen Gerichten Österreichs mit dem Ersu-
chen um Befolgung zur Kenntnis gebracht wird.

Gottfried Korn

7578

Bescheid des BMJ

Der Zahlungsauftrag des Kostenbeamten des
Bezirksgerichts Eisenstadt vom 28. 4. 1998,
VZ 34/98, womit dem Verteidiger Rechtsan-
walt . . . für Kopien eines Hauptverhandlungs-
protokolls vom 16. 3. 1998 ein Betrag von S 85,–
sowie eine Einhebungsgebühr von S 100,–, ins-
gesamt also der Betrag von S 185,–, zur Zahlung
vorgeschrieben wurden, sowie der Bescheid des
Präsidenten des LG Eisenstadt vom 8. 6. 1998, Jv
1400-33/98, womit dem gegen diesen Zah-

lungsauftrag eingebrachten Berichtigungsantrag
keine Folge gegeben wurde, werden gem § 7
Abs 3 letzter Satz GEG 1962 von Amts wegen
aufgehoben.

Der Rechnungsführer des Landes- und des Be-
zirksgerichts Eisenstadt wird angewiesen, den
zu ARNr 8555/98 (VZ 34/98 des Bezirksgerichts
Eisenstadt) vereinnahmten Betrag von S 185,– (in
Worten: einhundertfünfundachtzig Schilling) an
den Einzahler Rechtsanwalt . . . zurückzuüber-
weisen.

BMJ 3. 12. 1998, 335.684/2-I 7/1998

Begründung:

Im Strafverfahren des Bezirksgerichts Eisenstadt schrieb der Ko-
stenbeamte dieses Gerichts mit Zahlungsauftrag vom 28. 4. 1998,
VZ 34/98, Rechtsanwalt . . . als Verteidiger in diesem Verfahren
für eine von diesem angeforderte Kopie des Protokolls über die
Hauptverhandlung vom 16. 3. 1998 einen Betrag von S 85,–
(17 Kopien à S 5,–) sowie eine Einhebungsgebühr gem § 6 Abs 1
GEG 1962 in Höhe von S 100,–, zusammen also S 185,–, vor.
Dagegen erhob Rechtsanwalt . . . einen Berichtigungsantrag, in
dem er darauf hinwies, daß gem Anmerkung 3 lit e zur Tarif-
post 15 GGG bis zu zwei Abschriften eines Protokolls für jede Par-
tei gebührenfrei seien, und den Standpunkt einnahm, daß daher
auch das nur in einfacher Ausfertigung übermittelte Hauptverhand-
lungsprotokoll gebührenfrei sei. Mit Bescheid vom 8. 6. 1998,
Jv 1400-33/98, gab der Präsident des LG Eisenstadt diesem Be-
richtigungsantrag nicht Folge. Dies wurde im wesentlichen damit
begründet, daß gem § 45 Abs 2 StPO nur einem Verfahrenshilfe-
verteidiger Ablichtungen unentgeltlich auszufolgen seien, doch sei
der Berichtigungsbewerber nicht als Verfahrenshilfeverteidiger ein-
geschritten. Nach Anmerkung 3 lit e zur Tarifpost 15 GGG seien
zwar zwei Abschriften eines Protokolls für jede Partei gebühren-
frei, doch seien Gebühren und Kosten eines Verfahrens zu unter-
scheiden. Abschriften eines Protokolls seien daher nicht kostenlos.
Nach Anmerkung 6 zur Tarifpost 15 GGG sei für beglaubigte
Aktenabschriften oder -ablichtungen eine Gebühr in der Höhe von
einem Viertel des in Tarifpost 15 lit a angeführten Betrags zu ent-
richten; das seien derzeit S 5,–.

In der Folge überwies Rechtsanwalt . . . den ihm vorgeschriebenen
Betrag von S 185,– an das LG Eisenstadt; dieser Betrag wurde
dort zu ARNr 8555/98 vereinnahmt.

Das BMJ wurde mit dieser Angelegenheit aufgrund einer Ver-
waltungsgerichtshofbeschwerde von Rechtsanwalt . . . gegen den
oben wiedergegebenen Bescheid des Präsidenten des LG Eisen-
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stadt befaßt. Die aus diesem Anlaß durchgeführte rechtliche Prü-
fung der Angelegenheit ergibt folgendes:
Der Zahlungsauftrag des Kostenbeamten des Bezirksgerichts Eisen-
stadt und der Bescheid des Präsidenten des LG Eisenstadts beruhen
auf einer Verkennung der durch das Strukturanpassungsgesetz
BGBl 1996/201 geschaffenen Rechtslage. Schon vor der durch
dieses Gesetz bewirkten Rechtsänderung bestimmte die – auch
heute noch geltende – Anmerkung 3 lit a zur Tarifpost 15 GGG,
daß bis zu zwei Abschriften eines Protokolls für jede der Parteien
gebührenfrei sind. Allerdings verwies die damalige Anmerkung 7
zur Tarifpost 15 GGG auf den durch das Bundesgesetz BGBl
1991/20 geschaffenen § 89i GOG, wonach Parteien und Betei-
ligte im Rahmen ihres Rechts auf Akteneinsicht Anspruch darauf
hatten, nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkei-
ten Ablichtungen der ihre Sache betreffenden Akten und Aktenteile
gegen Kostenersatz zu erhalten; ein Kostenersatz war allerdings
nicht vorgesehen, soweit nach anderen Vorschriften – etwa auf-
grund bewilligter Verfahrenshilfe – Gebührenfreiheit bestand.
Weiters galt die Anordnung des § 89i GOG über den Kosten-
ersatz für jene Fälle nicht, in denen aufgrund besonderer Vorschrif-
ten – etwa gem § 45 Abs 2 erster oder vierter Satz StPO – ein
Anspruch auf Übergabe unentgeltlicher Abschriften oder Ablich-
tungen bestand. Insgesamt war somit vor dem Strukturanpassungs-
gesetz 1996 hinsichtlich der Herstellung von Aktenablichtungen
zwischen Gebühren und Kosten zu unterscheiden.
Anliegen der gerichtsgebühren- und gerichtsorganisationsrechtli-
chen Teile des Strukturanpassungsgesetzes 1996 (Art 73 und 75
BGBl 1996/201 war es unter anderem, für Aktenabschriften und
-ablichtungen nur noch Gebühren und keine Kosten mehr vorzuse-
hen. Die neue Regelung über die Gebühr für unbeglaubigte Akten-
abschriften und -ablichtungen nach Anmerkung 6 zur Tarifpost 15
GGG sollte an die Stelle der bisherigen, in § 89i GOG in der
früheren Fassung enthaltenen Kostenregelung treten; die frühere
Anmerkung 7, die auf § 89i GOG in seiner früheren Fassung ver-
wies, sollte entfallen (RV des Strukturanpassungsgesetzes 1996,
72 BlgNR 20. GP 298). Um dieses Anliegen umzusetzen, erhielt
§ 89i GOG seinen neuen und auch heute noch geltenden Wort-
laut, in dem die Passage „gegen Kostenersatz“ sowie der zweite,
ebenfalls vom Kostenersatz handelnde Satz entfielen (Art 75 Z 1
BGBl 1996/201). Ebenso entfiel die frühere Anmerkung 7 zur
Tarifpost 15 GGG, die zwar die Gebührenfreiheit von unbeglau-
bigten Aktenablichtungen statuiert, im übrigen diesbezüglich aber
auf § 89i GOG verwiesen hatte (Art 73 Z 8 BGBl 1996/201).
Stattdessen wurde die neue und auch heute noch geltende Anmer-

kung 6 zur Tarifpost 15 GGG geschaffen, wonach für unbeglau-
bigte Aktenabschriften und -ablichtungen eine Gebühr in Höhe von
einem Viertel des in der Tarifpost 15 lit a angeführten Betrags zu
entrichten ist (Art 73 Z 8 BGBl 1996/201). Die neue Anmer-
kung 6 zur Tarifpost 15 GGG sowie die erwähnte Änderung des
§ 89i GOG traten jeweils am 1. 5. 1996 in Kraft (Art VI Z 15c
GGG, eingefügt durch Art 73 Z 9 BGBl 1996/201 sowie § 98
Abs 4 GOG, angefügt durch Art 75 Z 2 BGBl 1996/201). Auf
das gegenständliche Verfahren beim LG Eisenstadt waren diese
Bestimmungen in ihrer neuen Fassung daher bereits anzuwenden.

Mitgeteilt von RA Dr. Werner Schwarz, Oberpullendorf

Prüfungsbeschlüsse – VfGH
4. 12. 1998–17. 12. 1998

Verwaltungsgerichtshofgesetz

§ 18 VwGG (BGBl 1985/10) betreffend Führung der Angelegen-
heiten des nichtrichterlichen Personals des Verwaltungsgerichts-
hofes unter der Verantwortung des Bundeskanzlers

4. 12. 1998, B 2590/97
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Kapitalverkehrssteuergesetz

Bestimmung in § 18 KapitalverkehrssteuerG (DRGBl 1/1934,
S 1058) betreffend die Steuerpflicht bedingter Anschaffungsge-
schäfte

5. 12. 1998, B 2448/97
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Arbeitslosenversicherungsgesetz

§ 56 Abs 2 AlVG (BGBl 1977/609) idF des Arbeitsmarktservice-
Begleitgesetzes (BGBl 1994/314) betreffend den Ausschluß der
aufschiebenden Wirkung eines Rechtsmittels

5. 12. 1998, B 622/98
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Niederösterreichisches Naturschutzgesetz

§ 2, § 5 Abs 3 und § 6 Abs 4 Nö NaturschutzG (LGBl 5500-5)
betreffend Anwendungsbereich und Erteilung von Bewilligungen
im Zusammenhang mit dem Bau des Semmeringbasistunnels

17. 12. 1998, B 1287/98
(gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)
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11/12, 429. Rabe, Dieter: Auswirkungen

des neuen Frachtrechts auf das See-
frachtrecht

440. Thume, Karl-Heinz: Verzugsfol-
gen bei verzögerter Entschädigungs-
leistung des CMR-Frachtführers. Zu-
gleich Anmerkung zu OLG Hamburg
vom 22. 1. 1998

444. Hagleitner, Martin: Strategi-
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des Europarechts

447. Schmidt, Lienhard: Außenlen-
kung statt Innenlenkung – Der Um-
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und Kreditschutz
6, 181. Kossak, Wolfgang: Das neue

Konkurseröffnungsverfahren aufgrund
des IRÄG 1997 im Spiegel der Recht-
sprechung des OLG Linz

185. Rebernig, Reinhard: Konkurs-
anfechtung der Aufrechnung

189. Bründl, Peter: Zur Verfahrens-
hilfe für die Konkursmasse

190. Bachmann, Christian: Zustän-
digkeitsabgrenzung Bezirksgericht/
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der Europäischen Gemeinschaft?

Indexzahlen Dezember 1998

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 102,5

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 98,3

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 184,1

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 208,4

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 365,6

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 465,9

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 467,3

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4093,4

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3476,8

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3527,9

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 102,5

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 136,4

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 227,2

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2216,6
Zahlenangaben ohne Gewähr



194 AnwBl 1999/3

Literaturbericht

Neu erschienen
Diese Liste soll Ihnen einen Überblick über
Neuerscheinungen bieten, erhebt aber kei-
nesfalls einen Anspruch auf Vollständigkeit.
Armut und Verfassung. Sozialstaatlichkeit

im europäischen Vergleich. Von
Hofmann/Holländer/Merli/Wiederin
(Hrsg). Verlag Österreich, Wien
1998. 348 Seiten, kart, S 498,–.

Das neue Elektrizitätswirtschaftsrecht.
EIWOG 1998. Von Markus Heidin-
ger / Richard Wolf / RobertSchneider.
Linde-Verlag, Wien 1998. 240 Sei-
ten, S 428,–.

Grundverkehrsrecht in Österreich unter be-
sonderer Berücksichtigung Tirols. Von
Gerhard Bock. Verlag Manz, Wien
1998. XXIV, 262 Seiten, br, S 640,–.

Handelsrecht. Manz Texte. 6. Aufl. Stand
1. 1. 1999. Herausgegeben von
Walter List. Verlag Manz, Wien
1999. 438 Seiten, br, S 340,–.

Introduction to the Law and Language of
the European Union. 2. Aufl. Von
Franz Heidinger / Andrea Hubalek /
Michael Pramberger. Verlag Orac,
Wien 1998. 352 Seiten, geb, S 650,–.

EU-Kodex Umweltrecht. Stand 1. 10.
1998. Bearbeitet von Heribert Ulrich.
Verlage Orac und Dr. Otto Schmidt,
Wien 1998. 784 Seiten, S 900,–,
Abo S 720,–.

Konkursordnung. MTA. 5. Aufl. Stand
1. 11. 1998. Herausgegeben von
Wolfgang Jelinek. Verlag Manz,
Wien 1999. XXII, 714 Seiten, br,
S 492,–.

Das russische Wettbewerbsrecht. Von
Oliver Dillenz. Springer-Verlag, Wien
1999. XIII, 170 Seiten, br, S 476,–.

Versicherungsrechtliche Entscheidungs-
sammlung. Band 5 ESlg. Herausgege-
ben von Attila Fenyves. Verlag Manz,
Wien 1998. XVI, 600 Seiten, Ln,
S 1920,–.

Verwaltungsverfahren. Manz Texte. 6. Aufl.
Stand 1. 1. 1999. Herausgegeben
von Walter List. Verlag Manz, Wien
1999. VI, 284 Seiten, br, S 340,–.

Für Sie gelesen
■ EU Kodex Europarecht, 2. Aufl. Bear-

beitet von Christine Stix-Hackl / Harald
Dossi. Stand 1. 8. 1998. Verlag Orac,
OUS, Verlag Dr. Otto Schmidt. VIII,
454 Seiten, br, S 195,–.

Der von Dr. Christine Stix-Hackl und
Dr. Harald Dossi bearbeitete Kodex Euro-
parecht beinhaltet die wichtigsten euro-
parechtlichen Primärnormen. Im Gegen-
satz zum Hauptkonkurrenzprodukt, der
Beck’schen Ausgabe zum Europarecht, ist
aufgrund der größeren Schriftgröße und
der angenehmeren Formatierung eine bes-
sere Lesbarkeit gegeben. Dies ist ein er-
heblicher Vorteil, der für jeden Benutzer
zählen sollte.

Wolf-Georg Schärf

■ Erfolgreiche Anwaltswerbung. Kosten –
Nutzen – Zulässigkeit. Von Andreas
Krämer / Reinhold Mauer / Anton
Braun. Verlag Dr. Otto Schmidt, Köln
1999. 189 Seiten, geb, ca S 657,–.

Diese jüngste Neuerscheinung in der
Schriftenreihe „Wege zur erfolgreichen
Anwaltspraxis“ stellt das in der Fachlitera-
tur noch kaum belegte Thema „Wie kann
ich meine Rechtsanwaltskanzlei nach au-
ßen hin richtig positionieren und wie kann
ich potentielle Mandanten effektiv anspre-
chen?“ in das Zentrum der Betrachtung.
Das Autorenteam Dr. Andreas Krämer, Se-
nior Consultant bei Simon, Kucher & Part-
ners in Bonn, Dr. Reinhold Mauer, Rechts-
anwalt in der Sozietät Prof. Dr. Hümme-
rich & Partner, Bonn, sowie Anton Braun,
Rechtsanwalt und Geschäftsführer der Bun-
desrechtsanwaltskammer, Bonn, führt über
die provokante Frage „Brauchen Anwälte
Werbung?“ zunächst in grundsätzliche
Aspekte der Werbung, insbesondere der
Werbung aus der Sicht der Anwälte und
potentieller Mandanten, ein und analysiert
den Einsatz von Werbung durch deutsche
Anwälte im Vergleich zu konkurrierenden
Dienstleistern.
Sodann gehen die Autoren auf die einzel-
nen Werbemedien, wie Visitkarten, Kanz-

leibroschüren, Kanzleischilder, Mandan-
tenrundschreiben, Brancheninformations-
dienste, Internet, aber auch Anzeigen und
Plakatwerbung sowie Rundfunk und Fern-
sehen detailliert ein. Zu jedem Medium
wird die Frage der Zulässigkeit, der Wir-
kungsweise und Bewertung im Marketing-
konzept der Kanzlei ausführlich beschrie-
ben. Hinzu kommt die Gegenüberstel-
lung einer Kostenanalyse bei Do-it-yourself-
Erstellung gegenüber professioneller Erstel-
lung. Abgerundet wird jedes Kapitel mit
einer Check-Liste samt Tips und Tricks für
die praktische Konzeption.

Die Autoren haben mit diesem Werk zwei-
fellos einen Meilenstein für die anwaltli-
che Werbepraxis in Deutschland gelegt.
Im Zusammenhang mit der neuen Werbe-
richtlinie für österreichische Anwälte gibt
das Buch eine brandaktuelle Orientie-
rungshilfe und Anleitung für die Erstellung
und Überarbeitung eigener Konzepte.

Michael Witt

■ AGB-Gesetz. Kommentar zum Gesetz
zur Regelung des Rechts der Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen, 8. Aufl. Von
Peter Ulmer / Hans Erich Brandner /
Horst-Diether Hensen / Harry Schmidt.
Verlag Dr. Otto Schmidt KG, Köln
1997. XXII, 1822 Seiten, Ln, DM 298,–.

Anlaß der Neuauflage ist die Novelle des
AGB-Gesetzes vom 19. 7 1996 (dBGBl I
1996, 1013), mit dem in erster Linie die
EU-Richtlinie vom 5. 4. 1993 über miß-
bräuchliche Klauseln in Verbraucherverträ-
gen (93/13/EWG) umgesetzt worden ist.
Das Werk ist aber auch sonst umfassend
überarbeitet und erweitert worden.

Dem Anlaß entsprechend ist die EU-Richtli-
nie abgedruckt, in der Einleitung sind nicht
nur ihr Werdegang und ihre Bedeutung für
die nationale Rechtsordnung dargelegt, es
wird auch ein Überblick über die Rechtsla-
ge in den anderen EU-Mitgliedstaaten und
in der Schweiz gegeben.

Die wesentlichste Änderung in Umsetzung
der EU-Richtlinie ist die Einfügung des
§ 24a über Verbraucher-Verträge. Wäh-
rend bei uns schon die durch das KSchG
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geschaffene Rechtslage der EU-Richtlinie
entsprochen hat, besonders die General-
klausel des § 879 Abs 3 ABGB, hat die
Umsetzung in Deutschland umfassende
Diskussionen ausgelöst, was auch zur Ver-
spätung der Umsetzung geführt hat, die
schließlich sehr vorsichtig ausgefallen ist
und möglichst wenig in den Rechtsbestand
eingreift. Dennoch und obwohl es natur-
gemäß noch keine Rechtsprechung zu der
neuen Bestimmung gibt, ist die Regelung
sehr eingehend erläutert (45 Seiten, davon
12 im Zusammenhang mit der General-
klausel des § 9).

Ganz allgemein ist die Kommentierung
auch in der neuen Auflage nicht nur sehr
ausführlich – wie schon der Umfang des
Werks zeigt – und auf höchstem wissen-
schaftlichen Niveau – wie von den Auto-
ren nicht anders zu erwarten –, sondern
auch sehr klar und übersichtlich. Eine
besondere Fundgrube ist der Anhang zur
Generalklausel (§ 9) und den einzelnen
Klauselverboten (§§ 10 und 11), in dem
auf 472 Seiten einzelne Klausel- und Ver-
tragstypen dargestellt werden, besonders
solche, die in anderen Gesetzen geregelt
sind, und zwar in alphabetischer Ordnung
beginnend mit dem Abtretungsausschluß
und den ADSp bis Zeitschriftenabonne-
ments und Zufallshaftung, ergänzt mit
einer Auflistung der beim Bundeskartellamt
angemeldeten Konditionenempfehlungen.

Das Werk bietet auch dem österreichischen
Juristen viel Anregung und Hilfe: Einerseits
ist unsere AGB-Regelung im ABGB und im
KSchG von dem rund zweieinhalb Jahre
vor unserem KSchG erlassenen AGB-Ge-
setz beeinflußt und weist daher viele Ähn-
lichkeiten auf, die sich durch die Notwen-
digkeit europarechts-konformer Auslegung
noch verstärken werden (trotz aller verbo-
tener Vorsicht bei der Anwendung deut-
scher Lehre und Rechtsprechung auch zu
völlig gleichlautenden Bestimmungen); an-
dererseits beansprucht nach dem – eben-
falls neu gefaßten – § 12 des deutschen
Gesetzes das deutsche Recht bei vielen
Internationalen Verträgen Geltung, die
nach den allgemeinen Regeln des Kolli-

sionsrechts nicht dem deutschen, sondern
etwa dem österreichischen Recht unterlie-
gen würden.

Harald Bisanz

■ Wiener Beiträge zum Arbeits- und Sozi-
alrecht. Thema: Wie schlank kann so-
ziale Sicherheit sein? Von Theodor To-
mandl (Hrsg). Verlag Wilhelm Braumül-
ler, Wien 1998. 106 Seiten, S 240,–.

Der vorliegende Band enthält sechs Refe-
rate, die auf der 25. Tagung des Institutes
für Arbeits- und Sozialrecht der Universität
Wien im Mai 1997 in Traunkirchen der
Problematik der sozialen Sicherheit im all-
gemeinen und der Sozialversicherung im
besonderen gewidmet waren. Es handelt
sich hiebei um ein weltweit diskutiertes Pro-
blem, das im Zuge der von den Regierun-
gen aller EU-Staaten oktroyierten Sparpro-
gramme besonders hart umkämpft ist.

Zunächst setzt sich Wolfgang Gitter mit
den „Entwicklungstendenzen undReformer-
fahrungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land“ auseinander, wobei er zu dem
Schluß kommt, daß statt einer umfassen-
den Reform der gesetzlichen Krankenversi-
cherung auch in Zukunft lediglich viele Ein-
zelregelungen zustande kommen werden,
die jedoch nur für einen begrenzten Zeit-
raum zu einer gewissen Stabilisierung der
Lage führen können.

Danach beschäftigt sich F.N. Noordam mit
dem Thema „Die soziale Sicherheit in den
Niederlanden auf Diät: Die Invaliditätssiche-
rung (1975 bis 1998)“. Er sieht die 20jäh-
rige Reform der Invaliditätssicherung durch
eine große Anzahl an getroffenen Maßnah-
men gekennzeichnet, deren Effektivität ihm
jedoch, vom Gesichtspunkt der Zielsetzun-
gen, Kostenbeherrschung und Reintegrati-
on aus gesehen, gering erscheint.

Die normativen Grundmuster im Sozial-
recht werden von Anna Christensen abge-
handelt. Sie zeigt, daß die bisherigen Sozi-
alversicherungssysteme auf das geänderte
flexiblere Arbeitsleben nur schwer anwend-
bar sind, da sie nur zur Ergänzung der
Lohnarbeit in der traditionellen Industrie-
gesellschaft aufgebaut wurden.
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Wolfgang Mazal tritt in seinem Referat
„Möglichkeiten eines ‚schlankeren‘ Schut-
zes der Gesundheit in der Österreichi-
schen Sozialversicherung“ für Beibehal-
tung der Grundstrukturen ein, nennt aber
gleichzeitig eine Vielzahl von effektiven
Maßnahmen zur Reformierung des Sy-
stems, die in erster Linie einer gedanken-
losen Inanspruchnahme von Sozialleistun-
gen entgegensteuern sollen.

Das Thema des Referates von Walter
Schrammel bezieht sich hingegen auf
einen „schlanken“ Schutz der Arbeitsfähig-
keit in Österreich. Eine Änderung der
Krankenversicherung wird von ihm nicht
angeregt, sehr wohl aber eine solche der
Unfallversicherung. Bei der Pensionsversi-
cherung stellt er die Frage nach der Sinn-
haftigkeit der Beibehaltung des Berufs-
schutzes, da dieser zu Ergebnissen führen
kann, die letztlich als gleichheitswidrig zu
beurteilen wären.

Im letzten Beitrag stellt Theodor Tomandl
die schwerwiegende Frage „Quo vadis,
Österreichische Pensionsversicherung?“,
deren Beantwortung mit statistischen Dia-
grammen veranschaulicht werden soll.
Auch er kommt zu dem Schluß, daß das
jetzige System zwar einer Änderung
bedarf, ein vollständiger und abrupter
Systemwechsel jedoch nicht wünschens-
wert erscheint.

Zusammenfassend kann gesagt werden,
daß die vorliegende Veröffentlichung eine
Reihe sehr guter Anregungen gibt, in wel-
che Richtung und mit welchen Mitteln Re-
formschritte gesetzt werden können, nicht
zuletzt auch durch die Einarbeitung der
internationalen Beiträge, die einen Ver-
gleich mit anderen Ländern ermöglichen.

Georg Grießer

■ Arbeitslosenversicherungsrecht. 1. Er-
gänzungslieferung. Von Karl Dir-
schmied – MKKA, 3. Auflage, VI. Ver-
lag Manz, Wien 1998. 88 Seiten, Lose-
blatt, S 382,–.

Die erste Ergänzungslieferung enthält den
kompletten Gesetzestext des AlVG auf
dem Stand vom 1. 2. 1998 und ein aktua-

lisiertes Verzeichnis der veränderlichen
Werte.

Herbert Laimböck

■ Das Arztrecht. Zusammengestellt von
Thomas Radner. Stand 1. 9. 1997.
Universitätsverlag Rudolf Trauner, Linz
1997. 327 Seiten, br, S 395,–.

■ ÄrzteG. Manzsche Sonderausgabe idF
Nov BGBl I 1998/30, mit Ausbildungs-
vorbehaltsgesetz. Zusammengestellt von
Gerhard Aigner / Michael Kierein /
Christian Kopetzki, Stand 15. 1. 1998.
Verlag Manz, Wien 1998. 158 Seiten,
br, S 340,– (Kleinformat).

Kurz hintereinander erschienen zwei Text-
ausgaben zum Ärztegesetz, welche die je-
weils gültige Fassung dieses Gesetzes ent-
halten und somit dem Anwender ersparen,
einen oder mehrere Jahrgänge des Bun-
desgesetzblattes durchzusehen, um den
vollständigen gültigen Text des Ärztegeset-
zes zu ermitteln. Dabei beschränkt sich die
im Manz-Verlag erschienene Broschüre auf
die Wiedergabe des Gesetzestextes des
ÄrzteG und des AusbildungsvorbehaltsG
ohne Kommentierung, aber mit Sachregi-
ster, wenn auch, so wie das Vorwort, in
sehr knapper Form. Es ergibt sich die
Frage, wofür man drei Verfasser braucht,
wenn im wesentlichen nur der geltende
Gesetzestext wiedergegeben wird. Eine
Neukommentierung sei noch zu früh, heißt
es im Vorwort, die „Kammerreform“, also
die Neustrukturierung der ärztlichen Berufs-
organisation, stehe „unmittelbar“ bevor.

Auch Radner hat in der erstgenannten Bro-
schüre nicht kommentiert, aber eine gute
Zusammenstellung dessen geliefert, was
man als „geltendes Arztrecht“ bezeichnen
kann. Daher enthält die erstgenannte Bro-
schüre zum nur geringfügig höheren Preis
nicht nur das ÄrzteG, sondern auch die
Ärzte-Ausbildungsordnung, ferner Ausbil-
dungsvorschriften für Arbeitsmediziner,
Standesvorschriften für Zahnärzte, Wahl-
ordnung, Schlichtungsordnung und Zula-
genordnung für Ärzte, schließlich auch
das Ausbildungsvorbehaltsgesetz und den
Wortlaut des Hippokratischen Eides (latei-

nisch und deutsch) sowie die Sponsions-
formel für die Promotion zum Dr. med. an
der Universität Innsbruck. Wertvoll ist auch
der vollständige Abdruck der Richtlinie
„Arzt und Öffentlichkeit“, die in der Voll-
versammlung der Österreichischen Ärzte-
kammer am 14. 6. 1996 beschlossen und
seither schon wiederholt zur Grundlage
von Entscheidungen der ärztlichen Diszi-
plinarausschüsse gemacht wurde. Wer
also einen Überblick über das derzeit gel-
tende Arztrecht haben will, greift eher zur
Radner-Broschüre.

Alfred Haslinger

■ Handbuch des Verkehrsunfalls, 2. Teil,
Unfallaufklärung undFahrzeugschaden.
Hrsg von Robert Fucik / Franz Hartl /
Horst Schlosser / Bernhard Wielke.
Verlag Manz, Wien 1998. 272 Seiten,
br, S 860,–.

Kurze Zeit nach Erscheinen des ersten Tei-
les liegt nunmehr der zweite Band von ins-
gesamt vorgesehenen acht vor, der sich,
verfaßt von namhaften Sachverständigen,
mit dem technischen Teil des Verkehrs-
unfallprozesses beschäftigt.

Das Autorenteam setzt sich aus bewährten
Gerichtssachverständigen zusammen, die
dem Fachpublikum nicht nur aus langjähri-
ger Tätigkeit als Sachverständige, sondern
auch als Vortragende insbesondere beim
seit mehr als 20 Jahren erfolgreichen Semi-
nar „Verkehrsunfall und Fahrzeugschaden“
in Bad Gastein bekannt sind.

Der Band ist Pflichtlektüre für jeden mit
Verkehrsunfällen und deren Rekonstruktion
befaßten Juristen, anhand der zaöhlrei-
chen Tabellen und Beispiele ist es möglich,
auch für Juristen die im Verkehrsprozeß er-
statteten technischen Gutachten auf ihre
Plausibilität zu überprüfen.

Der Band ist leicht lesbar geschrieben und
ermöglicht es auch dem technischen Laien,
technische Zusammenhänge imZusammen-
hang mit Unfallaufklärung zu erkennen
und nachzuvollziehen.

Der Band ist ein absolutes Muß für jeden
Juristen, der mit Verkehrsunfällen befaßt ist.

Gottfried Zandl
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfri-
stig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch außer-
halb der Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder 713 78 34-74
oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0663) 06 89 83, Privatanschluß (06212)
71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Ruth Mirecki,
RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 712 35 70,
713 16 41, jetzt ganztägig erreichbar.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Schwertgasse 2/XIII,
Telefon (01) 533 85 90, Telefax (01) 533 85 90-11, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.

Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Dr. Thomas Ruža, 1010 Wien, Wiesingerstraße 8.
Telefon (01) 512 20 02, Telefax (01) 512 20 03.

Ich/Wir bestelle(n) in (der) folgenden Ausgabe(n) des
„Österreichischen Anwaltsblatts“

1999 (Zutreffendes bitte ankreuzen)
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Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Fax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■
Linz – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 4020 Linz, Bürgerstraße 41,
übernimmt Substitutionen aller Art in Linz und Umgebung.
Telefon (0732) 77 72 07-14, Telefax (0732) 78 25 70, Mobil
(0664) 420 12 80.

■
Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig), übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■
Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.

■
RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-Platz 2,
übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohnleiten,
Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.
Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■
Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.
Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■
Rechtsanwaltskanzlei Dr. Günter Harrich, Schönbrunner Straße
90/10, 1050 Wien, Telefon (01) 548 50 40, Fax (01)
548 50 40-3, übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafrechts-
sachen im Raum Wien und Umgebung.

■
Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, 0664/302 53 56,
Fax (01) 512 61 53, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■
Substitutionen in Kärnten in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA
Mag. Petra Herbst-Pacher, LL.M., 9500 Villach, Lederergasse 12.
Telefon (04242) 26 40 48, Telefax (04242) 26 40 48, e-mail:
HP@net4you.co.at

Substitutionen vor dem BG Aspang übernehmen infolge Eröff-
nung eines Büros in Aspang/Wechsel die Rechtsanwälte
Mag. Gernot Faber, Mag. Christian Kühteubl, Neunkirchner
Straße 34, 2700 Wiener Neustadt, Telefon (02622) 821 18,
Telefax (02622) 82 11 86.

■

RAe Dr. Angela Lenzi & Mag. Dr. Dirk Just, 1080 Wien, Floriani-
gasse 61/3, übernehmen Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 405 62 24, Telefax (01) 405 62 24-4.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.
Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten, erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at.
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Ich übernehme für Sie Substitutionen vor den BGs Thalgau, Mond-
see und St. Gilgen sowie vor dem LG Salzburg:
RA Dr. Hermann Spatt, 5303 Thalgau, Marktplatz 4, Tel (06235)
61 10, Fax (06235) 61 10-11, Mobil (0699) 17 17 61 10.

■

Übernehme Substitutionen in Straf- und Verwaltungssachen, auch
kurzfristig, in Wien.

DDr. Charlotte Schuster, Rechtsanwalt, Schreiberweg 93,
1190 Wien, Tel und Fax (01) 320 74 95.

■

RA Dr. Susanne Pertl, 1040 Wien, Favoritenstraße 41/16, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umge-
bung, auch kurzfristig. Telefon (0699) 10 50 58 52, Telefax (01)
505 85 21.

■

Rechtsanwälte Mag. Martin Divitschek & Mag. Wolfgang Sieder,
Glashüttenstraße 4, 8530 Deutschlandsberg, übernehmen Substi-
tutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen vor den Gerichten
und Verwaltungsbehörden in Deutschlandsberg, Eibiswald, Stainz,
Leibnitz, Voitsberg und Graz.

Telefon (03462) 62 66-0, Telefax (03462) 62 66-15.

■

London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kolli-
sionsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht:
The Chambers of Harvey McGregor QC, 4 Paper Buildings,
Temple, London EC4Y 7EX, Telefon (0044171) 353 33 66, Tele-
fax (0044171) 353 57 78.

■

Kanarische Inseln: Deutschsprachiger Rechtsanwalt mit Sitz in Las
Palmas, steht deutschen Kollegen für Mandatsübernahme auf den
Kanarischen Inseln zur Verfügung.

Abogado Carlos Betancor Bohn, Calle Canalejas, 34-1°,
35003 Las Palmas, Tel (0034-928) 37 40 62, Fax (0034-928)
36 76 54.

■

Rechtsanwaltsanwärter mit praktischer Erfahrung, insbesondere im
Bereich Unternehmensrecht, zum sofortigen Eintritt gesucht. Bewer-
bungen telefonisch oder schriftlich an Dr. Christian Kuhn, Dr. Wolf-
gang Vanis, Rechtsanwälte, Elisabethstraße 22, 1010 Wien, Tele-
fon (01) 587 13 87-0.

Promptes Kanzleiservice (EDV/Winword, Aktenverwaltung, Eng-
lischkorrespondenz, Rezeption) bietet Ihnen speziell für Urlaubs-/
Krankenstandsvertretung und Spitzenabdeckung, auch kurzfristig,
Fr. Mag. Regina Janotka, BüroService, Tel (0676) 563 26 13 oder
(02786) 66 20.

■

Biete Kollegen(in), Nichtraucher, Regiepartnerschaft im 1. Bezirk
an. Dr. Martin Prohaska, Tel (01) 587 74 75.

■

Übernahme einer Anwaltskanzlei im Raum Wien, Niederöster-
reich oder Kärnten gesucht.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100510.

■

Biete Kollegen/Kollegin ab April 1999 Regiegemeinschaft in sehr
schönen, neu adaptierten Kanzleiräumlichkeiten (Parkhotel Villach)
an. Kanzlei Dr. Karl Heinz Kramer, Tel (04242) 23 2 03.

■

Biete jüngerem Kollegen(in) Regiegemeinschaft mit späterer Kanz-
leiübernahmemöglichkeit (zentrale Lage).
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100504.

■

Ab 1. 4. gibt es in einer Regiegemeinschaft Platz für eine(n) weite-
re(n) Kollegen/Kollegin. Mitbenützung der technischen Einrichtun-
gen und Bibliothek möglich. Beste Lage, verkehrsgünstig (U1/U3),
angenehmes Arbeitsklima.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100506.

■

Klagenfurt: Etablierte Kanzlei (Schwerpunkt Wirtschafts- u Zivil-
recht) bietet kontakt- u arbeitsfreudigen Kollegen mit guten Um-
gangsformen Sozietät zu interessanten Bedingungen.
Zuschriften an den Verlag unter „Diskretion gewährleistet“, Chiffre
A-100508.

■

Junger Wirtschaftsanwalt, mehrjährige Praxis in renommierten
Wiener Sozietäten, Auslandserfahrung, sucht unter längerfristigen
Gesichtspunkten Anschluß an grenzüberschreitend tätige Wirt-
schaftsanwaltskanzlei.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100507.

Mag. iur., Gerichtspraxis am LG Wels bis Ende Juni 1999,
sucht Konzipientenstelle, bevorzugt in Oberösterreich. Grundla-
genkenntnisse in Europarecht, Steuerrecht, MS-Office; Teilzeit-
studium BWL für Juristen. Sprachen: Englisch, Französisch; Ein-
führungskurs in Tschechisch.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100509.



Rechtsanwalt mit Kanzleisitz in Wien 1 bietet Kollegen/Kollegin
Regiegemeinschaft an. Tel (01) 512 41 18, 512 33 15 bzw Fax
(01) 513 85 72.

■

Rechtsanwalt in Linz bietet Kollegen Partnerschaft, Regiegemein-
schaft oder Vermietung von Kanzleiräumen mit gesamter Infrastruk-
tur (gesamtes Stockwerk, ca 100 m2, voll möbliert, umfangreiche
Bibliothek, Kanzleisoftware auf Netzserver, Grundbuch, Firmen-
buch, ERV-Anschluß, Electronic-Banking, Gesetze und Sammlun-
gen auf CD-ROM etc) an.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100503.

■

Wirtschaftlich ausgerichtete Zivilkanzlei in Wien, persönlicher Stil,
hervorragendes Betriebsklima. Wir wollen unsere Räume samt In-
frastruktur mit einem/er jungen, aufstrebenden Wirtschaftsanwalt/
in zunächst teilen. Zukunftsorientiert könnten wir unsere Partner-
schaft ausweiten. Czerwenka & Partner, Tel (01) 533 58 63 –
RA Dr. Alexander Wanke.

■

Verkaufe Doppelbestände aus juristischer Bibliothek (ua SZ, SSt,
ÖJZ, ZVR, RZ, VwGHSlg F-Teil, Index Hohenecker, EWr), bitte Liste
anfordern unter Tel (0732) 65 52 98, Dr. Puchmayr.

■

Salzburger Rechtsanwaltskanzlei, direkte Gerichtsnähe, 3 Zimmer,
2 Parkplätze, zu vermieten. Büroinventar, Computer, Bibliothek, etc
(nach Absprache) abzugeben; keine Klientenablöse. Tel (06212)
58 14.

■

Kanzleiräumlichkeiten am Stephansplatz, ca 120 m2, geeignet für
zwei Rechtsanwälte, repräsentative Lage und sehr guter Zustand,
wegen beabsichtigter Sozietätsbildung in größeren Räumlichkei-
ten in Ausübung eines vertraglichen Weitergaberechtes abzuge-
ben. Parkmöglichkeit vorhanden.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100505.

■

1040 Wien, Wiedner Hauptstraße, 180 m2, zentrumsnah, reprä-
sentative Kanzleiräumlichkeiten, direkt vom Eigentümer abzuge-
ben.

Miete S 20.000,– zuzüglich BK und MwSt, Autoabstellplatz vor-
handen.

Tel (01) 706 47 90-11.
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Innenstadt, Nähe Postsparkasse, 180 m2 Kanzleiräumlichkeiten,
bestehend aus 4 großen und 2 kleineren Zimmern zuzüglich aller
Nebenräume, inklusive zahlreicher Einbauten, Büromöblierung,
EDV-Verkabelung etc ab April 1999 vermietbar. Auskunft erteilt
Immobilienkanzlei Kalandra, Tel (01) 533 32 69, wib.

■

Zu vermieten: 80 m2 moderne Büroräumlichkeiten im 2. Stock (Lift),
in Innsbruck, Andreas-Hofer-Straße 8 zu S 80,– pro m2 zuzüglich
Umsatzsteuer und Betriebskosten. Anfragen Apotheke zum Tiroler
Adler, Telefon (0512) 72 27-1, Herrn Mag. Fischer.

■

Büros, 234 m2 u 196 m2, 8 und 6 Räume, Wien 1, Altbau, Lift,
Gasetagenheizung, je 2 WCs und Duschraum, unbefristet und pro-
visionsfrei zu günstigen Bedingungen ab sofort zu vermieten; auch
mit Untervermietrecht. Telefon (0664) 100 13 77.

■

Wohn-/Kanzleiräume, Altbau, Flügeltüren, Stuckdecken, im Mez-
zanin, Gerichtsnähe Riemergasse, ca 160 m2, Luxusausstattung,
gegen Investersatz zu vermieten.

Anfragen per Fax bitte an: (01) 512 61 53.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Expreß Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.

BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.

■

Fußballbegeisterte!
Die Wiener Rechtsanwälte haben seit Jahren eine Fußballgruppe
und spielen jeden zweiten Montag auf der Marswiese in der Halle.
Wir suchen Kollegen, die an einer Beteiligung interessiert sind.
Info: Mag. Harald Schuster, Rechtsanwalt, Tel (01) 403 44 04.

■

Medizinisches Vaterschaftslabor, Methoden: herkömmlich & Gen-
sonden. o.Univ.-Prof. Dr. med. Paul Speiser, allg beeideter und
gerichtl zertif Sachverständiger, Anmeldungen und kostenlose Aus-
künfte, 1090 Wien, Schlagergasse 4, Tel/Fax (01) 408 18 30.
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